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Lohnbewegung
Em Forderungsvolumen von rd. 10% wäre nicht übertrieben, 
sondern wirtschaftlich notwendig und politisch sinnvoll

Der Angriff auf den Lebensstandard 
der lohnabhängigen Bevölkerung rollt. 
Zu Beginn des Jahres schien die in der 
bürgerlichen Öffentlichkeit angepeilte 
Marke noch begrenzt. Wegfällen, je­
denfalls für Leute, die einfache, d.h. 
schwere Arbeit verrichten, sollten: die 
Möglichkeit bzw. Hoffnung, ein Auto 
unterhalten zu können, die Möglich­
keit bzw. Hoffnung, eine Wohnung zu

aus: Der Gewerkschafter, Monatszeitschrift für die Funktionäre der IG Metall, 
November 1981

X
ermieten, in der pro Person ein Zim­
mer möglich sei, und wegfallen sollte 
der im Ausland verbrachte Erholungs­
urlaub. Tatsächlich haben sich die ent­
sprechenden statistischen Daten bereits 
in diesem Jahr beachtlich bewegt. Für 
Bezieher niedriger Lohneinkommen ist 
ein Rückgang des Auslandsreisever­
kehrs statistisch eindeutig nach der Ur­
laubsperiode. Ebenso läßt der sinken­
de Treibstoffverbrauch vermuten, daß 
zuerst die Benutzbarkeit und sodann 
der Besitz eines Autos in eben diesen 
Einkommensbereichen zurückgeht.

Die Verschiebungen auf dem Woh­
nungssektor gehen langsamer vonstat- 
ten, aber der beginnende Neubau von 
Billigstwohnungen und die Politik der 
Senkung baurechtlich festgeschriebe­
ner Standards, die besonders von dem 
Bundesland Bayern und von Westber­
lin bekannt werden, lassen den Schluß 
zu, daß die Minderung des Lebensstan­

dards auch auf diesem Gebiet des tägli­
chen Lebens bereits eingesetzt hat.

Man fragt sich, wie die relativ gerin­
gen Kaufkrafteinbußen, die sich er­
rechnen lassen, bereits zu so einschnei­
denden Wirkungen führen können. 
Wie kann denn ein Lohnverlust, der in 
Kaufkaft gefaßt vielleicht zwei Prozent 
betragen mag, zum Verlust der Mög­
lichkeit einer Urlaubsreise führen? Wie 

zur Notwendigkeit, das Auto abzu­
schaffen, und wie zu dem bitteren 
Schritt, in eine enge und schlechtere 
Wohnung umzuziehen? Zwei haupt­
sächliche Gründe sind dafür anzuge­
ben: der am durchschnittlichen Fall 
vorzuzeigende Kaufkraftverlust streut 
sich in der gesellschaftlichen Wirklich­
keit unregelmäßig. Für etliche, konkret 
die Besserverdienenden, besteht er oft 
praktisch gar nicht, für andere, kon­
kret die Schlechterverdienenden, liegt 
er höher. Für diese fällt dann Kauf­
kraft weg, jene stabilisieren ein bischen 
die Sparquote. Der zweite Grund ist: 
Die gesteigerte Arbeitsintensität hat die 
Notwendigkeit erzwungen, die Arbei­
terhaushalte mit sehr aufwendigen 
Sachmitteln auszustalten. Es fehlt ein­
fach an Zeit und Kraft für die Hausar­
beit. Diese Sachmittel vernutzen sich. 
Lange bevor ein direktes Defizit in der 
Haushaltskasse entsteht, ist eine Fami­
lie oft schon verarmt. Ihre Rücklagen 

werden nicht ausreichen, um verschlis­
sene Haushaltsgüter zu ersetzen. So 
kann ein simpler Autounfall den Le­
bensstandard einer Arbeiterfamilie 
ruckartig herabsetzen.

Inzwischen ist die zum letzten Jah­
reswechsel aufgestellte Marke von der 
öffentlichen Meinung noch weiter her­
abgedrückt. Das ist vor allem eine Tat 
der Unionsparteien, aber nicht nur die­
ser.

Die Regierungskoalition hat über die 
öffentlichen Haushalte Maßnahmen 
ergriffen, die den ganzen Bereich der 
öffentlichen, über die Steuer- und Ver­
sicherungszahlung kollektiv finanzier­
ten Leistungen an die Arbeiterbevölke­
rung betreffen. Bezieher mittlerer und 
niedriger Lohn- und Gehaltseinkom­
men können etliche Hoffnungen oder 
auch gesicherte Erwartungen abschrei­
ben: die Hoffnung, ihren Kindern, 
durch Lehrmittelfreiheit und BaFöG 
unterstützt, eine bessere schulische Bil­
dung angedeihen zu lassen, die Hoff­
nung, im Krankheitsfalle nicht kosten­
sparend, sondern anständig behandelt 
zu werden, die Hoffnung, im Falle der 
Betroffenheit ihres’ Berufsgeschickes 
von Rationalisierung zu einer men­
schenwürdig finanzierten Umschulung 
zu kommen. Die Hoffnung, einen Kin­
derkrippen- oder Kindergartenplatz zu 
finden zu bezahlbaren Preisen. Von al­
ledem bleiben sicher bloß die Steuerlast 
und die Belastung durch Versiche­
rungskosten. Die SPD/FDP-Koalition 
ist dazu übergegangen, die relativen Si­
cherungen gegen Schicksalsschläge, 
wie sie der Kapitalismus an die Lohn­
abhängigen auszuteilen vermag, in per­
sönliche Risiken, zu tragen von den 
Betroffenen, umzugestalten.

Nehmen die persönlichen Risiken 
zu, muß das Bestreben der Betroffenen 
zunehmen, sich durch persönliche Bin­
dungen doch noch abzusichern. Das 
wiederum wittert die Union. Die Fami­
lie sei immer noch die stärkste Gemein­
schaft und Bindung, verkündete Karl 
Carstens zum letzten Weihnachtsfest. 
Inzwischen ist dieser Schleim zu einem 
ökonomischen Konzept gediehen. Die 
Union rechnet inzwischen, daß eine 
Zusammenfassung der Reproduktion 
der Lohnabhängigen in Familien und 
Sippschaften ermöglichen würde, den 
Lohn für einen erheblichen Teil der 
Arbeiterbevölkerung unter die Marke 
zu senken, die einem einzelnen Er-
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Liberal: Innenminister Baum befreit Arbeits­
marktdruck von tariflichen Zwängen
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Eine Tendenz zur Abnahme der Be­
schäftigung in den unteren Lohnzo­
nen bei gleichzeitiger Zunahme für 
die höheren ergibt sich auch für den 
öffentlichen Dienst, wenigstens hier 
am Beispiel einer Verteilung der Be­
schäftigten der Stadt Köln. Anders 
als in der Industrie, wo die Kapitali­
sten ihre Entlassungstätigkeit durch 
Auftragabnahme und Arbeitsmangel 
stets und meist doch verlogen be­
gründen, (denn wenn das Jahr um 
ist, hat die Produktion nicht so abge­
nommen wie die Beschäftigung), be­
steht im Bereich der öffentlichen 
Dienste diese Möglichkeit nur sehr 
schwach. Da die dauernden Schwan­
kungen der Beschäftigung je nach 
Geschäftslage fehlen, kann der öf­
fentliche Auftraggeber die Gunst ei­
nes überlaufenen Arbeitsmarktes 
nicht unauffällig nutzen. Die gegen­

wärtige Attacke zwecks direkter 
Lohnsenkung erklärt sich z.T. gewiß 
aus diesem Umstand. Sie hat das wei­
tere Ziel, die ÖTV bei den hernach 
anstehenden Lohnverhandlungen in 
eine unmögliche Lage zu bringen. 
Wie sollen die Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes eine Erhöhung 
verfechten, wenn sie kurz vorher eine 
Minderung schlucken mußten? Be­
wußt ist die Kürzungssumme so nie­
drig gehalten, daß ein langer Arbeits­
kampf um diesen Betrag problema­
tisch erscheint. Die Liberalität des in 
der ganzen Angelegenheit federfüh­
renden Innenministeriums entpuppt 
sich als tückisch brutale Durchset­
zung eines für die Lohnsenkung 
nutzbaren Arbeitsmarktumstandes, 
weil das Argument eines Produk­
tionsrückganges, d.h. einfache Redu­
zierung zu leistender Arbeiten, fehlt.

wachsenen den selbständigen Unter­
halt seiner Arbeitskraft ermöglicht. 
Warum nicht Familien bilden, deren 
Einkommen aus einem Einkommen 
von „Hauptverdienern“ und „Zusatz­
verdienern“ gebildet wird? Wieviel 
Geld braucht ein jüngerer, aber schon 
erwachsener Arbeiter denn, wenn er 
bei der Familie lebt? Wieviel Geld 
braucht er, wenn er in die Großstadt 
zieht und einen Ein-Personen-Haus- 
halt aufmacht? Mag sein, das Doppel­
te. Stärkt also die Familie, Ihr Kapita­
listen, und Ihr habt Euch ein weites 
Feld für aber wirklich einschneidende 
Lohnsenkungen eröffnet! Und dazu 
noch der ordnungspolitische Gewinn, 
der gar nicht zu beziffern ist! Wird 
nicht ein solcher Zuverdiener sowohl 
im Betrieb zu Strebsamkeit angehalten, 
wie er auch zu Hause unter Aufsicht 
steht? Sittsam das Mädchen, strebsam 
der Jüngling, fleißig die Hausfrau, 
mahnend die Großmutter, strenge der 
Vater. Mord und Totschlag wird das 
geben. 0

Da dieser Prozeß ebensogut durch 
die Verringerung der öffentlichen und 
Versicherungsleistungen, die die Regie­
rungskoalition eingeleitet hat, bewirkt 
wird, wie durch die direkte Lohnsen­
kung, die die Kapitalisten veranstalten, 
kann sich die CDU hinstellen und als 
Freund der Armen, der Jugend, der 
Frauen, kurzum aller besonders ent­
rechteten, abhängig gemachten und 
unterdrückten Schichten der Lohnab­
hängigen auftreten. Da Organisations­
umstände der Kapitalistenwirtschaft 
gleichzeitig bewirken, daß die gut- und 
bestverdienenden Teile der Lohnab­
hängigen keineswegs vom Unglück ka­
pitalistischer Krisen gestraft werden, 
sondern man (gegenwärtig jedenfalls) 
ihrer Dienste eher in verstärktem Um­
fange bedarf, ist‘s leicht, die um sich - 
greifende Verarmung als in gewissem^ 
Maße selbstverschuldet hinzustellen. 
Für die Kapitalistenklasse ist deswegen 
nicht schwierig, vermittelt durch die 
CDU und auch die FDP, eine reaktio­
näre Sammlungsbewegung einzuleiten. 
Freie Bahn dem Tüchtigen! -, das 
wird immer ziehen, solange der besse­
ren Bagage die Bestimmung überlassen 
bleibt, was tüchtig sei, wird diese Lo­
sung immer in eine reaktionäre Rich­
tung ziehen. Freie Bahn der tüchtigen 
Nationalwirtschaft auf dem Welt­
markt! Freie Bahn dem tüchtigen 
Lohnabhängigen auf der Karrierelei­
ter! Christliches Erbarmen für die Ar­
men im Geiste, und wer sollt das schon 
sein als jene, die von ihrer Hände Ar­
beit leben.

Wie man aus den Betrieben hört und 
mittlerweile auch der interessierten Ta­
gespresse entnimmt, beginnen die Be­
legschaften in der metallverarbeiten-
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den Industrie, Forderungen aufzustel­
len im Volumen um die 10%. Wie je­
der weiß, treten die im DGB zusam­
mengeschlossenen Gewerkschaften ge­
gen die Leistungskürzungsmaßnahmen 
der Bundesregierung und der Länder­
regierungen auf. Wohin zielen solche 
Forderungen?

Objektiv auf den Erhalt eines Lohn- 
und Lebensstandards, der dem er­
wachsenen Lohnabhängigen die Ko­
sten einer wirtschaftlich selbständigen 
Lebensführung aus seinem Arbeitslohn 
ermöglicht und ihn vor den besonderen 
Schicksalsschlägen, die die kapitali­
stisch organisierte Wirtschaft ihm mit 
statistischer Sicherheit verpassen wird, 
sicherstellt. Auf einen Lohnstandard, 
der zwei erwachsenen Lohnabhängigen 
die Bildung einer Familie, das heißt die 
Erziehung von Kindern, ermöglicht 
und die dazu erforderlichen öffentli- 
chen Einrichtungen zu zahlbaren Prei- 

^sen bereitstellt. Was ist das schon an­
deres als bloß der Kampf um das Recht 
auf ein Leben, welches nicht zusätzlich 
zur Lohnabhängigkeit vom kapitalisti­
schen Arbeitgeber noch durch eine 
Vielzahl anderer Abhängigkeiten ver­
gällt und vergiftet ist? Trotzdem wird 
es großer Kämpfe um ein so einfaches 
Ziel bedürfen.

Warnstreiks der IG Metall 1980. Frau­
en sind in großer Zahl beteiligt.

Über den großen Massenaktionen 
des vergehenden Jahres ist weithin in 
Vergessenheit geraten, daß die um­
fangreichste Aktion zu Jahresbeginn 
von der IG Metall organisiert wurde. 
Nun wurde das erklärte Ziel der Real­
lohnverteidigung nicht erreicht. Aber 
auch Brokdorf wird weitergebaut, all­
verschiedene Häuser werden geräumt, 
der Bau der Startbahn West zu Frank­
furt fortgesetzt. Und obwohl so große 
Aktionen stattfinden, hat die CDU 

nach wie vor Zulauf und gewinnt bei 
den Wahlen, wo immer sie antritt.

Wenn nun aber die IG Metall für ei­
nen Lohnabschluß, der den Lebens­
standard wiederherstellen hilft, streikte 
und wenn die ÖTV die geeigneten Mit­
tel gegen die aufgebürdeten Sonderla­
sten ergriffe, wären dann nicht liberal­
gräfliche und christliche kapitalistische 
Parteirichtungen gezwungen, offen ge­
gen die Ziele dieser Bewegung aufzu­
treten? Würde da nicht volks- und lei­
stungsfreundlicher Lack sich absto­
ßen? Würde nicht die Demagogie von 
der Belohnung des Tüchtigen durch 
den Kapitalismus ein wenig lächerlich, 
sobald die unproduktive Unfähigkeit 
dieser Sorte Tüchtigkeit im Streik er­
sichtlich würde? Umgekehrt: Würde 
nicht eine weitere Lohnsenkung zu ei­
ner solchen Ausweitung allverschiede­
ner Sorten Abhängigkeit im Arbeitsle­
ben führen, daß die Emanzipations-, 
d. h. Entwicklungsinteressen der Ar­
beiterbewegung sich ganz und gar auf 
Bemühungen des Einzelnen, seiner 
schlechten Lage durch persönliche An­
strengung zu entrinnen, konzentrieren 
würden? Besteht also nicht für den er­
sten Fall die Möglichkeit, die reaktio­
näre Sammlungsbewegung zu brechen, 
während ihr im anderen bloß neuer 
Stoff zugeführt wird?

Arbeitsmarktbedingun­
gen Metallverarbeitung
Die Gesamtbeschäftigung in der Me­
tallindustrie entspricht noch im April 
81 dem Jahresdurchschnitt von 1978, 
war aber für die unterschiedlichen 
Lohnzonen nicht gleichmäßig. Die 
Beschäftigungszunahme im oberen 
Bereich der Lohnskala ergibt sich aus 
Personalaufwand für: Planung und 
Ingangsetzen neuer Anlagen, aus­
ufernde Arbeitsvorbereitung und Ar­
beitsaufsicht, Kontrolle exportierten 
Kapitals. Die Beschäftigungsabnah­
me im unteren Bereich ergibt sich aus 
Entlassungen, möglich durch: Ratio­
nalisierungseffekt von Neuinvestitio­
nen, Intensivierung der Fertigungsar­
beiten, Produktionsverlagerungen 
ins Ausland und Produktionsrück­
gang. Die Lohnpolitik der IG Metall 
konnte in dieser Zeit weder für die 
besser Verdienenden tariflich heraus­
holen, was die Kapitalisten zu geben 
bereit waren, noch für die Schlech­
terverdienenden sichern, was die Ka­
pitalisten abzuziehen die Lage gut 
fanden. Im jetzigen Beschäftigungs­
rückgang muß die IG Metall sich der 
Aufgabe der Sicherung der niedrige­
ren Löhne und Gehälter unter 
schwierigeren Bedingungen als vor­
her stellen.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Verschärfung des Ausländerrechts

Die Bundesregierung hat am 
11.11. Grundsätze zur „Ein­
dämmung“ des Ausländerzu­
stromes beschlossen, die bis 
Mitte nächsten Jahres so oder 
ähnlich in Gesetzesform gegos­
sen werden sollen. Sie sollen 
auf ausländische Arbeiter, die 
aus Nicht-EG-Ländem auf 
den westdeutschen Arbeits­
markt gesogen wurden, ange­
wandt werden, von denen die 
Türken mit 1,5 Millionen (bei 
4,6 Millionen Ausländern 
überhaupt) das Hauptkontin­
gent stellen. Kinder über 16 
Jahren sollen nicht mehr den 
Eltern nachreisen dürfen; 
wenn ein Elternteil noch im 
Herkunftsland lebt, Nachrei­
severbot auch für jüngere Kin­
der. Für den Zuzug ist der 
Nachweis von ausreichendem 
Wohnraum, der für ausländi­
sche Arbeiter oft nicht habhaft 
ist, strikte Voraussetzung. Die 
Bundesländer sollen alle ab­
schieben, die kein „Recht“ ha­

Helga Rosenbaum er­
hält 2/3-Haft

Am Donnerstag, den 12. Novem­
ber, wurde Helga Rosenbaum aus 
der Justizvollzugsanstalt Hanno­
ver entlassen. Sie war vor Heidel­
berger Gerichten Ende der siebzi­
ger Jahre zu insgesamt zwei Jah­
ren und zehn Monaten Gefängnis 
verurteilt worden. Helga Rosen­
baum, Chemielaborant und Be­
triebsratsmitglied in einem Heidel­
berger Forschungsinstitut, nahm 
1973 an der Gründung des KBW 
teil und war 1975 in den Heidel­
berger Gemeinderat gewählt wor­
den. Sie unterstützte notwendige 
Aktionen gegen die Plünderpolitik 
der Kommunen publizistisch und 
im Gemeinderat. Dafür hat man 
sie verurteilt. Aus einer Gerichts­
verhandlung heraus wurde Helga 
Rosenbaum zu Beginn des Jahres 
1980 in die JVA Vechta eingewie­
sen. Sie wirkte dort an der Aufklä­
rung des Mißhandlungsskandals 
mit, der seither öffentlich bekannt 
geworden ist. Als im Oktober 1980 
der niedersächsische Justizmini­
ster Schwind in Vechta eine Pres­
sekonferenz durch führte, wurde 
Helga Rosenbaum tags vorher ge­
waltsam und ohne Rechtsgrundla­
ge in ein anderes Gefängnis über­
wiesen. Die Presse kommentierte 
dies Vorgehen der Behörden als 
zusätzlichen Verdunklungsver­
such. In der JVA Hannover wurde 
Helga Rosenbaum als einzige 

ben, sich in der BRD aufzuhal­
ten. Und dieses Recht ist 
schneller genommen als gege­
ben. Eine unbefristete Aufent­
haltserlaubnis (die jederzeit 
wieder befristet oder ganz auf­
gehoben werden kann) be­
kommt nur, wer sich fünf Jah­
re lang „rechtmäßig aufgehal- 
ten“ hat und eine besondere 
Arbeitserlaubnis besitzt, für 
die fünf Jahre ununterbroche­
ne Lohnarbeit Voraussetzung 
ist; dazu: In deutscher Sprache 
muß er sich ausdrücken kön­
nen, die Wohnung muß groß 
genug sein und seine Kinder 
der allgemeinen Schulpflicht 
nachkommen. Bei weniger als 
fünf Jahren ununterbrochener 
Lohnarbeit wird die Arbeitser­
laubnis sowieso von der Ar­
beitsmarktlage abhängig ge­
macht, und damit die Aufent­
haltserlaubnis auch.

Auf politische Spaltung der 
Arbeiterklasse durch Entrech­

weibliche Gefangene isoliert gehal­
ten. Sie erhielt erst nach langwieri­
gen gerichtlichen Auseinanderset­
zungen und eineinhalb Jahre nach 
Haftantritt den üblichen Ausgang. 
Bis in die letzten Wochen blieb die 
Entscheidung über die Gewährung 
der 2/3-Haftverkürzung offen. Die 
Heidelberger Staatsanwaltschaft 
behielt sich ihre Einspruchsmög­
lichkeit so lang irgend machbar 
vor. Fast gleichzeitig mit der Haft­
entlassung von Helga Rosenbaum 
datiert der Haftantritt des Heidel­
berger Rechtsanwalt Härdle und 
wurden hohe Gefängnisstrafen ge­
gen Heidelberger Studenten 
rechtswirksam.

Was weiß Baum über 
Sinti-Dokumente?

In der nächsten Fragestunde des 
Bundestages beabsichtigt der Ab­
geordnete Börnsen (SPD) zwei 
Fragen an Innenminister Baum zu 
stellen: Wie er sich erkläre, daß 
das angeblich verschollene soge­
nannte Zigeunerarchiv in der Uni­
versität Tübingen lagerte? Ist es 
richtig, daß sich anhand dieses Ar­
chivs Wiedergutmachungsansprü­
che belegen lassen, wenn ja, wer­
den sie erfüllt? - Die westdeut­
sche Justiz hat nach 1945 bruchlos 
die Nazirechtfertigung, nach der 
Sinti und Roma im Zuge der ,»vor­
beugenden Verbrechensbekäm­
pfung“ eingekerkert (und 500000 

tung der Ausländer ist die Be­
stimmung angelegt, die jungen 
ausländischen Arbeitern nach 
acht Jahren Aufenthalt einen 
Rechtsanspruch auf Einbürge­
rung verschafft, und auch an­
deren, die ihre „Eignung“ 
durch Einfügung in das „wirt­
schaftliche und soziale Leben“ 
bewiesen haben. Durch all das 
sei das Asylrecht nicht be­
rührt. Das Verwaltungsgericht 
Hamburg teilte auf Verlautba­
rung des Auswärtigen Amtes 
mit, daß in der Türkei nun­
mehr „Ruhe und Ordnung“ 
herrsche und „einfache“ Mit­
glieder der Gewerkschaft 
DISK „nicht mit Verhaftun­
gen ... zu rechnen“ haben, 
was ein Hinweis ist, deren 
Asylanträge abschlägig zu be­
scheiden. Bei Umdichtung von 
Militärregierungen in „frei­
heitliche“ Veranstaltungen ist 
natürlich Aufgabe des Asyl­
rechts auf Dauer nicht in 
Sicht.

von ihnen umgebracht) wurden, 
übernommen. Politische, morali­
sche und finanzielle Wiedergutma­
chung werden deshalb bis heute 
nicht nur verweigert, sondern die 
Verfolgung wurde fortgesetzt. Vor 
14 Tagen kam z.B. in Baden- 
Württemberg auf, daß in den Lan- 
desjugendämtem wieder nach 
,, Halbzigeunern“ gefragt wird; 
bei neuen Personalausweisen ist 
unter der Rubrik ,»Sonstige Na­
men“ ein ,,ZN“ einzutragen - 
,,Zigeunername“. Im September 
entdeckten die Sinti und Roma das 
Archiv des „Rassehygienischen 
Institutes“ der Nazis, in dem min­
destens 20000 Sinti nach rein rassi­
stischen Gesichtspunkten unter­
sucht und qualifiziert („Halbzi­
geuner“, „Achtelzigeuner“ etc.) 
wurden. Mit dieser „Zigeunerkar­
tei“ arbeitete z.B. der Arzt Profes­
sor Arnold, bis 1979 „Zigeuner­
fachmann“ der Bundesregierung. 
Die Kartei stand der Professorin 
Erhardt zur Verfügung, die noch 
heute mit Unterstützung der Deut­
schen Forschungsgemeinschaft ge­
netische „Zigeunerforschung“ 
betreibt; sie war 3’/2 Jahre am Na­
ziinstitut als engste Mitarbeiterin 
des Institutsleiters bschäftigt. Eine 
Anklage gegen diesen wegen Bei­
hilfe zum Völkermord wurde vor 
Jahren einfach fallengelassen. Der 
Rest des Volkes der Sinti und Ro­
ma in der BRD (ca. 40000!) will 
jetzt mit dem Archiv als Beweis die 
Wiedergutmachung erzwingen. 
Nichts wissen kann Baum nicht.

Von Bankdirektoren 
und anderen Krähen

Wenn der Vorstandsvorsitzen­
de der Westdeutschen Landes­
bank (WestLB) Ludwig Poul- 
Iain von dem Konstanzer Fi­
nanzmakler Schmidt einen 
Koffer mit 1,1 Mio. DM in bar 
als „Beraterhonorar“ an­
nimmt und diesem sodann ris­
kante Kredite verschafft, so ist 
das rechtmäßig. Dies entschied 
am 16.11. die Große Wirt­
schaftsstrafkammer des Land­
gerichts Münster nach zehn 
Monaten Prozeß gegen Poul- 
lain und sprach ihn frei. Um 
daraus einen strafbaren „Be­
trug“ zu machen, hätte Poul- 
lain seinen „Kollegen“ vom 
Vorstand der WestLB nichts 
sagen dürfen. Die wußten aber 
alle davon. Zweitens: Um dar-K* 
aus den Straftatbestand der * 
„Untreue“ zu machen, hätte 
die WestLB Schaden aus ihren 
Geschäftsbeziehungen mit 
dem Finanzmakler Schmidt 
haben müssen. Den hatte sie 
aber nicht. Drittens: So was ist 
auch keine „Bestechlichkeit“. 
Zwar ist die WestLB eine öf­
fentliche Bank, genauer: die 
Zentralbank sämtlicher - zu­
meist kommunaler - Sparkas­
sen in Nordrhein-Westfalen. 
Aber damit ist der Vorstands­
vorsitzende der WestLB noch 
lange kein Beamter. „Die 
Westdeutsche Landesbank übe 
im Geschäftsbankenbereich, 
und dort seien die angeblich 
strafbaren Handlungen Poul- 
lains begangen worden, keine 
öffentlichen Aufgaben wahr“ 
(Handelsblatt, 17.11.). Der/^ 
„Freispruch erster Klasse“ x 
(ZDF) für Poullain hat weitrei­
chende Folgen für die Kon­
trollrechte der Kommunen und 
Länder über die Sparkassen 
und Landesbanken. Zwar 
müssen Kommunen und Län­
der weiterhin - wie im Fall 
der Helaba - für alle Verluste 
notfalls „bürgen“. Zukünftig 
können sich die Sparkassendi­
rektoren usw. bei ihren diver­
sen „Beraterverträgen“ aber 
stets mit dem Hinweis, diese 
seien nicht im Rahmen „öf­
fentlicher Aufgaben“ einge­
gangen, gegen Kontrolle und 
Strafverfolgung schützen. Ih­
rer Bestechung durch interes­
sierte Bourgeois ist damit Tür 
und Tor geöffnet. Das Han­
delsblatt kommentierte: „Lud­
wig Poullain war als WestLB- 
Chef kein öffentlicher Amts­
träger. Mit ihm atmen viele an­
dere auf.“ Das Münsteraner 
Gericht öffnete neue (alte) We­
ge der Bourgeoisbereicherung.
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Seit 1979 feuerten die US-Automobilkapitalisten 300000 Arbeiter - und steiger­
ten die Ausbeutung der übrigen. Rechts: Endmontage. Links: Lackiererei.

US-Automobilarbeiter
Kapitalisten fordern Reallohnsenkung
— am besten auf „japanisches Niveau“

Seit dem 15.11. ist der neue Tarifver­
trag der 4600 VW-Arbeiter in New 
Stan ton (USA) in Kraft. Er sieht eine 
Anhebung des Grundlohns z.B. eines 
Montagearbeiters auf 11,26 $ die Stun­
de (ca. 26,50 DM) vor. Ab Juni näch­
sten Jahres bekommen die Arbeiter ei­
ne weitere Lohnerhöhung von 10 Cents 
die Stunde plus jede Lohnanhebung, 
die ab dann für die Ford- und GM-Ar- 
beiter in Kraft tritt. Bis März 1983, so 
die Automobilarbeitergewerkschaft 
UAW, werden die Löhne der VW-Ar­
beiter in New Stanton dadurch bis auf 
3 oder 4% an die Löhne der GM- und 
Ford-Arbeiter angehoben.

Ob der neue Tarifvertrag reichen 
wird, die VW-Arbeiter gegen Real­
lohnsenkungen zu schützen, wird sich 
spätestens im nächsten Juni herausstel­
len. Ist die Inflation weiter 11% wie im 
Augenblick, dann bedeuten die 10 
Cent mehr Reallohnsenkung. Trotz­
dem stimmten 57% der VW-Arbeiter 
dem neuen Tarifvertrag zu. Denn er 
hat einen wesentlichen Vorteil. Durch 
die Laufzeit des Vertrags bis März 
1983 rücken die VW-Arbeiter näher an 
das Ende des Tarifvertrags der übrigen 
US-Automobilarbeiter heran. Deren 
dreijähriger Vertrag läuft im Septem­
ber 1982 aus. Bereits Anfang 1982 be­
ginnen die regionalen Konferenzen der 
UAW, auf denen über die Aufstellung 
der Tarifforderungen beraten wird.

Schon jetzt steht fest, daß den 
600000 noch beschäftigten US-Auto- 
mobilarbeitern ein äußerst schwerer 
Kampf bevorsteht. Die Kapitalisten 
verkünden offen, daß sie den Arbei­
tern eine schwere Lohnsenkung bei­
bringen wollen. Keine Gelegenheit, wo 

sie nicht auf die niedrigeren japani­
schen Löhne hinweisen, mit Stillegung 
von US-Werken und Produktionsver­
lagerung in Niedriglohnländer wie Me­
xiko drohen. GM-Chef Smith gab die 
Marschroute an: „Es geht darum, daß 
die UAW uns hilft, ... die Kosten­
lücke gegenüber den Japanern zu 
schließen.“ Bei den Verhandlungen 
werde es nicht um Lohnerhöhungen, 
sondern um Lohnsenkungen und 
„mehr Flexibilität“ bei der Auswei­
tung der Schichtarbeit, der Anordnung 
von Überstunden, der Festlegung der 
Bandgeschwindigkeit usw. gehen.

Schon jetzt haben große Teile der 
Automobilarbeiter Lohnsenkungen 
und Verschärfungen der Arbeitshetze 
hinnehmen müssen. Seit Beginn der 
schweren Krise der US-Automobilin­
dustrie Ende 1979 sind 300000 arbeits­
los. Die Chrysler-Arbeiter mußten, mit 
Hinweis auf den drohenden Bankrott 
des Konzerns, die Entlassung von 
60000 der 130000 Chrysler-Ar beiter 
hinnehmen. Für die verbliebenen Ar­
beiter sind die Löhne seit 1979 um real 
20% gefallen. Ende 1982 werden sie 3 
Dollar weniger verdienen als die Ar­
beiter bei GM oder Ford.

Während alle Automobilkapitalisten 
gewaltige Investitionsprogramme 
durchführen, werden die Arbeiter ei­
nem ständigen Wechselbad von 
Zwangsurlaub, Kurzarbeit, dann wie­
der Sonderschichten und Überstunden 
unterworfen, um sie zu immer höherer 
Arbeitsleistung anzutreiben. So legten 
die Ford-Kapitalisten Anfang Oktober 
wieder vier LKW- und zwei PKW- 
Werke still und schickten 9825 Arbei­
ter auf Zwangsurlaub. Zwei Wochen 

später führten sie in zwei anderen Wer­
ken 10-Stunden-Schichten ein, in ei­
nem außerdem Samstagsarbeit. Die 
GM-Kapitalisten schlossen am 19.10. 
ihr Cadillac-Werk in Detroit und 
schickten 5800 Arbeiter in Zwangsur­
laub. Am gleichen Tag forderten sie 
von den Arbeitern zweier anderer Wer­
ke künftig mehr Überstunden. Die 
Ford-Kapitalisten zwangen am 8.11. 
die 2450 Arbeiter ihres Achsenwerks in 
Sterling Height (Detroit) zu Lohnkür­
zungen, mehr Schichtarbeit, mehr 
Überstunden und schlechteren Arbeits­
bedingungen. Das Abkommen ist das 
vierte dieser Art, das die Ford-Kapita­
listen in letzter Zeit gegen einzelne Be­
legschaften durchsetzen konnten. Jetzt 
wollen die Kapitalisten die Fortdauer 
der Krise - im Oktober erreichte die 
Arbeitslosigkeit mit 8,5 Mio. die höch­
ste Zahl seit 1939, der Absatz der Au­
tomobilkapitalisten sank auf 491107 
PKW, das entspricht einem Jahresab­
satz von 5,8 Mio. PKW, 40% weniger 
als 1978 und 800000 weniger als in der 
letzten schweren Krise 1975 — zum 
Anlaß nehmen, um auch im nationalen 
Tarifvertrag eine schwere Lohnsen­
kung durchzusetzen.

Die Gewerkschaft UAW hat dies 
bisher entschieden abgelehnt. Ihr Vor­
sitzender Fraser erklärte: „Die Ant­
wort ist nicht, die Löhne der amerika­
nischen Arbeiter auf die Höhe zu sen­
ken, die in Japan oder Brasilien oder in 
Korea gezahlt werden.“ Aber die Lage 
der UAW ist schwierig. Immer noch 
sind 300000 Automobilarbeiter ar­
beitslos. Im Juli trat die UAW wieder 
dem Gewerkschaftsbund AFL-CIO 
bei, den sie 1968 wegen politischer Wi­
dersprüche verlassen hatte. Bei den 
kommenden Auseinandersetzungen 
mit den Kapitalisten wird sie die Unter­
stützung des AFL-CIO brauchen.

Seeschiffahrt
Reduzierung der „Regel­
besatzungen“ geplant

Seit Jahren versuchen die westdeut­
schen Reeder, im Angriff auf den 
Lohn und die Arbeitsbedingungen der 
Seeleute voranzukommen. Für einen 
Matrosen muß ein Reeder an Lohn 
und Lohnnebenkosten etwa 50000 DM 
pro Jahr zahlen. Ein Anspruch auf Ur­
laub, Überstundenregelung usw. be­
steht entsprechend dem Tarif. Voller 
Sehnsucht schauen die Reeder deshalb 
auf die Schiffe, die mit völlig rechtlo­
sen Philippinos, Indern, Chinesen un­
ter der Billigflagge laufen. Neben einer 
schlechten Verpflegung bekommen sie 
gerade noch ein Taschengeld. Vom 
Schutz der Arbeitskraft durch tariflich 
gesicherten Urlaub, Länge des Arbeits­
tages nicht zu reden.
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Weil die westdeutschen Reeder mit 
diesem Angriff auf die Seeleute auf 
deutschen Schiffen am Widerstand der 
Gewerkschaft ÖTV gescheitert sind, 
haben sie verstärkt ihre Schiffe ausge­
flaggt.

Die folgende Tabelle gibt über den 
Umfang der Ausflaggung Auskunft:

Handelsschiffe 
unter dt.Flagge

Jahres­
bestand

Raumgehalt 
in BRT

1599 31.12.78 8492580
1540 31.12.79 7865549
1495 31.12.80 7607803
1407 30.09.81 7083687
Die Zahlen sind entnommen den Monatsstatistiken des 
Bundesverkehrsministeriums über den Bestand an deut­
schen Seeschiffen.

Mit dem Rückgang von über 500000 
BRT und 88 Schiffen unter der BRD- 
Flagge allein in den ersten neun Mona­
ten dieses Jahres haben die Reeder ver­
stärkten Druck auf die Gewerkschaf­
ten ausgeübt. Die Schiffe wurden nicht 
nur ausgeflaggt, sondern auch ver­
kauft und zurückgechartert.

Unter diesen Voraussetzungen ha­
ben die Gewerkschaftsvertreter einer 
Verkleinerung der ,,Regelbesatzung“ 
unter bestimmten Voraussetzungen zu­
gestimmt. Es muß die Schiffssicherheit 
gewährleistet sein, und es darf zu kei­
ner Mehrbelastung der Seeleute kom­
men. Die ,»Frankfurter Allgemeine 
Zeitung“ vom 28.10.81 schreibt unter 
der Überschrift: ,,Viele Matrosen müs­
sen von Bord“, daß die Reeder „mit 
der neuen Verordnung die Personalko­
sten für ein mittelgroßes Trampschiff 
von 10000 Bruttoregistertonnen (BRT) 
um 200000 DM jährlich mindern“. 
Tatsache ist jedoch, daß eine neue Ver­
ordnung nicht existiert, daß noch nicht 
einmal der Referentenentwurf dazu 
ausgearbeitet ist, sondern lediglich eine 
Arbeitsgruppe von Reedern, Gewerk­
schaften und Vertretern des Bundes­
verkehrsministeriums eine bestimmte 
Übereinkunft erzielt hat. Es ist auch 
noch nicht gesichert, ob die Hauptfor­
derung der Reeder ,,Bezahlung der 
Seeleute nach den Heuern in den Her­
kunftsländern“ durch den Entwurf 
ausgeschlossen sein wird. Am 22. Mai 
1981 noch hat sich der BDI ausdrück­
lich für „eine Kostenentiastung und 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
für Schiffe unter deutscher Flagge“ 
ausgesprochen und dabei „insbeson­
dere für die Beschäftigung ausländi­
scher Arbeitskräfte zu Heimatlohnheu­
ern“ (Seefahrt 3/81).

Die grundsätzliche Ablehnung dieser 
Forderung durch die ÖTV ist sicher. 
Ein Fortschritt im Kampf zur Schlie­
ßung der Offenen Register, der von 
den Ländern der Dritten Welt geführt 
und von der ÖTV unterstützt wird, 
kann Luft schaffen im Kampf gegen 
die Rationalisierungsabsichten der 
Reeder. Denn ohne Offene Register 
keine Möglichkeit der Ausflaggung.

Lehrerarbeitslosigkeit
Bund und Länder arbeitenn am der 
Einebnung hoher Einkommemi
Auf das Problem der wachsenden Leh­
rerarbeitslosigkeit hat die Bundesregie­
rung eine Antwort gefunden in Form 
von Plänen, wie die Folgen der Ar­
beitslosigkeit, in ihren Augen Kosten 
für nichts und wieder nichts, gesenkt 
werden können. Unter Ausnutzung des 
Beamtenrechts läßt sich hier „sparen“. 
1979 hatte die Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft mit den Diensther­
ren die Regelung ausgehandelt, daß 
Lehrer, die nach der Ausbildung ar­
beitslos werden, aber kein Arbeitslo­
sengeld bekommen mit der Begrün­
dung, als Referendare seien sie Beamte 
und nicht versicherungspflichtig be­
schäftigt gewesen, „originäre“ Ar­
beitslosenhilfe erhalten, d.h. Zahlun­
gen ohne vorherigen Bezug von Ar­
beitslosengeld. Diese Absicherung ge-
NEU: GESANG MIT DER JUGEND

Marmorstein und Eisen bricht 
Lmtentreueaabernicht). 
L^dllesSeMent^-

dort-

gen völlige Mittellosigkeit soll gekippt 
werden durch die gesetzliche Regelung, 
daß Arbeitslosenhilfe nur bezogen wer­
den kann, wenn Erhalt von Arbeitslo­
sengeld vorausgegangen ist.

Viele Lehrer werden hoffen, der 
Entblößung selbst von Arbeitslosenhil­
fe zu entgehen, indem sie einen befri­
steten Vertrag über eine Lehrtätigkeit 
im Angestellten Verhältnis eingehen, 
durch mindestens sechsmonatige Ar­
beit Anspruch auf Arbeitslosengeld 

erwerben und hernach, auch wenn der 
Vertrag nicht verlängert wird, wenig­
stens noch leben können. Diese Hoff­
nungen werden vernichtet durch die 
zweite geplante Änderung, nämlich die 
Änderung der Anspruchsvorausset­
zungen. Nicht wie bisher nach sechs, 
sondern erst nach zwölf Monaten ver­
sicherungspflichtiger Beschäftigung 
soll der Anspruch auf Arbeitslosengeld 
erworben sein. Dies würde bedeuten, 
daß selbst die Lehrer, die einen befri­
steten Vertrag für die Dauer eines 
Schuljahres erhalten, keinen An­
spruch erwerben, da die Ferien nicht 
bezahlt werden und so die erforderli­
chen zwölf Monate nicht voll werden. 
Sie wären sofort auf den Bezug von0 
Sozialhilfe angewiesen. Die Ersparnis * 
für den Regierungshaushalt wäre in der

Tat groß, 470 Mio. DM, bloß daß die 
Kosten in gesenkter Form auf die 
Kommunen übergewälzt werden, die 
für die Sozialhilfe zuständig sind, so 
daß ein schöner Anreiz für diese ge­
schaffen wird, auch noch den Sozial­
hilfesatz zu senken.

Das Kalkül des Bundesrates geht da­
hin, daß die absehbar demütigende 
und verelendende Wirkung dieser 
Maßnahme ausreichend spalten wird, 
um eine starke Abwehr seines erneut 
vorgetragenen Plans, die Anwärterbe­
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züge zu senken, zu verhindern. Der 
Bundesrat denkt an Kürzungen zwi­
schen 5,8 und 15,3°7o ab 1. Januar 
1982. Die jungen Lehrer sollen sich sa­
gen, daß dies immerhin eine Wahrung 
ihres Status ist gegenüber der Möglich­
keit, bei Sozialhilfe zu verkümmern. 
Zum drittenmal innerhalb von fünf 
Jahren versucht der Bundesrat damit, 
das Einkommensniveau für die zu­
künftige Beamtengeneration zu sen­
ken. 1978 und 1979 konnten ähnliche 
Versuche von der GEW mit Unterstüt­
zung der übrigen Gewerkschaften im 
öffentlichen Dienst, hauptsächlich der 
ÖTV, abgewehrt werden. Die GEW 
hat auf ihrem außerordentlichen Ge­
werkschaftstag Anfang Oktober 1981 
in Frankfurt Maßnahmen gegen die 
Kürzung der Anwärterbezüge in den 
Katalog der zentral geplanten Aktio­
nen aufgenommen.

In engem Zusammenhang mit dem 
Kampf gegen Stellenstreichungen und 
die Nichteinstellung von ausgebildeten 
Lehrern führt die GEW ihre Kampagne 
für die Senkung der Pflicht Stunden­
zahl der Lehrer weiter. In ihrer vor ei­
nem Jahr begonnenen „Kampagne 
’80“ hat sie diese Einzelforderung un­
ter die breit zu unterstützende Forde­
rung nach Anpassung der Lehrerar­
beitszeit an die der Arbeiter und An­
gestellten im öffentlichen Dienst einge­
ordnet. Sie hat nahezu 60000 Voll­
machten von Lehrern, darunter etwa 
ein Drittel Nichtmitglieder, gesammelt 
zu dem Zweck, klagefähige Bescheide 
über die Lehrerarbeitszeit von den Kul­
tusministerien zu bekommen.

Die Kultusminister haben sich auf 
ihrer Amtschefkonferenz am 16. März 
1981 darauf geeinigt, alle Antwort­
schreiben in der Form einer nicht 
rechtsmittelfähigen Rechtsauskunft 
abzufassen. Ausdrücklich wurde be- 

4 schlossen und im Protokoll vermerkt, 
„alle Aussagen zu vermeiden, die auf 
lineare Senkungen hindeuten oder so 
interpretiert werden können“. Die 
Antwortschreiben der Minister, die 
mittlerweile bei der GEW eingetroffen 
sind, sind im Wortlaut fast identisch. 
Zur Vorlage dient ein nordrhein- 
westfälischer Entwurf. Allesamt klären 
sie die Marschrichtung der Kultusmini­
ster in Richtung unzähliger Überstun­
den entsprechend dem Beamtenrecht, 
und möglichst noch mehr als bei ande­
ren Beamten, denn der Zeitaufwand 
jedes einzelnen Lehrers sei sowieso 
nicht wissenschaftlich festzustellen. 
Einhaltung einer 40stündigen Arbeits­
woche soll es auf keinen Fall geben. 
U.a. heißt es im Schreiben des baden- 
württembergischen Ministers für Kul­
tus und Sport: „Ein Verstoß gegen die 
allgemeine Arbeitszeitregelung könnte 
. . . nur dann festgestellt werden, wenn 
der Gesamtumfang der Arbeitszeit der 
Lehrer wesentlich über der durch­

schnittlichen Arbeitszeit der Beamten 
läge. Dies ist nach meiner Auffassung 
derzeit nicht der Fall.“ Mayer-Vorfel­
der arbeitet an der Änderung des der­
zeitigen Zustands. Mit einem Erlaß 
z.B. über die Erteilung von Vertre­
tungsstunden müht er sich um Ausdeh­
nung der Lehrerarbeitszeit.

Nach Vorliegen der Antworten, die 
bewußt rechtlich so unverbindlich ge­
halten sind, daß sich niemand darauf 
berufen kann, geht die GEW nunmehr 
mit ihrer Klage auf Feststellung vor die 
Verwaltungsgerichte der Länder. Sie 
hofft, durch die in Gang gesetzten Ver­
fahren und unterstützende Aktionen 
Einfluß auszuüben auf das Regierungs­
abkommen über die Lehrerarbeitszeit, 
das 1982 abgeschlossen werden soll.

Die Lage ist kompliziert, weil die 
Kultusminister ihrerseits bereits 
schwerwiegende Schritte unternom- - 
men haben, um die Schlingen des Be­
amtenrechts fester zu ziehen. Sie arbei­
ten mit Hochdruck daran, der GEW 
den Einsatz gewerkschaftlicher 
Kampfmittel zu erschweren. Dabei 
wollen sie hauptsächlich den Gebrauch 
des Streikrechts zur strafbaren Hand­
lung machen. Die niedersächsische 
Landesregierung hat im Oktober 3400 
Bußgeldbescheide an Lehrer verschickt 
wegen Beteiligung am Streik für Ar­
beitszeitverkürzung 1979. Ihre Beschei­
de fußen auf Urteilen der Disziplinar- 
kammern mehrerer Verwaltungsge­
richte, gegen die eine Berufung ausge­
schlossen ist. Der DGB Hannover hat 
für Mitte Dezember 1981 eine Demon­
stration gegen die Einschränkung ge­
werkschaftlicher und politischer Betä­
tigung beschlossen. Die GEW hat si­
cher Recht, wenn sie in ihr Aktions­
programm Aktivitäten zur Aufklärung 
über die Einschränkung der Grund­
rechte für Beamte aufnimmt sowie 
Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit 
über die Forderungen der Gewerk­
schaften im öffentlichen Dienst zur Re­
form des öffentlichen Dienstrechts und 
für ihre Forderung nach einem einheit­
lichen Personalrecht.

Zuckerkampagne ‘81 
Bessere Erträge, aber 
wenig Zuckerprozente

Zum Kampagnebeginn am 21. Sept, 
rechnete die Süddeutsche Zucker AG 
für ihren Einsatzbereich mit einer Ern­
te von rund 63 Mio. dt gegenüber 51,5 
Mio. dt 1980. Für die drei Fabriken in 
Südbayern (Plattling, Regensburg, 
Rain/Lech) wurden durchschnittliche 
ha-Erträge von 550 dt/ha bis 590 dt/ha 
erwartet, das sind 17-19% mehr als 
im Vorjahr. Tatsächlich wurden bisher 
in Südbayern auch Ernteerträge von 
540 dt/ha bis 700 dt/ha erzielt. Das 

von der EG festgelegte Rübengeld für 
A-Kontingent-Rüben beträgt 9,348 
DM je 100 kg. Die Einteilung der Kon­
tingente wird durch die Südzucker AG 
jährlich nach den durch die EG festge­
setzten Produktionskontingenten be­
stimmt. Überschußrüben, die die fest-

Rekordernte? Der Menge nach schon 
— aber die Zuckerrübenanbauer müs­
sen erhebliche Ertragseinbußen hin­
nehmen.
gelegte A-Kontingentmenge über­
schreiten, werden abgenommen, aber 
nach B- und C-Kontingent minderbe­
zahlt. Um Absatzverluste bei Überpro­
duktion den Erzeugern aufzubürgen, 
wurde ferner im letzten Jahr durch die 
EG eine Produktionsabgabe von 2,5% 
des Preises für A- und B-Rüben, sowie 
zusätzlich 37,5% des Preises für B-Rü­
ben festgelegt. Mit steigenden ha-Er- 
trägen sinkt daher die Bezahlung der 
Rüben, es sei denn, ein Großbauer hat 
durch Aktienanteile an der Zuckerfa­
brik ein ausreichend großes A-Kontin- 
gent. Hinzu kommen Abzüge für Min­
derqualität, z.B. durch niedrigeren 
Zuckergehalt als verlangt. Bisher liegt 
der durchschnittliche Zuckergehalt 
1981 im Einzugsbereich Südbayern um 
2% unter dem des Vorjahres. Der 
Zuckergehalt wird durch Stichproben 
von jeder Lieferung festgestellt. Auf­
grund starker Regenfälle haben viele 
Bauern außerdem Schwierigkeiten, die 
Rüben einzubringen, da sie mit ihren 
Maschinen nicht in die Äcker fahren 
können. Kann ein Liefertermin nicht 
mit einem anderen Bauern getauscht 
werden, so kann er verfallen. Bis zu 
25% und 30% Schmutzabzüge werden 
den Bauern berechnet. Auf der Mit­
gliederversammlung des Verbands 
Süddeutscher Zuckerrüben anbauer 
wurde eine Resolution an die Bundes­
regierung verabschiedet, in der diese 
aufgefordert wird, sich in der EG für 
eine „leistungsbezogene“ Festsetzung 
der A-Quoten für die BRD einzuset­
zen, um auf diesem Wege eine Erhö­
hung der Erzeugerpreise durchzuset­
zen. Maßgebend dafür sollten „Refe­
renzjahre“ der einzelnen Mitgliedslän­
der sein.
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Waffenlager
Was wußte der Verfassungsschutz? 
Zeuge kann nicht mehr aussagen
Es scheint, als sollte die ,,Aufklärung“ 
der gewaltigen Waffenfunde bei Uel- 
zen in Niedersachsen nach dem glei­
chen Drehbuch vonstatten gehen wie 
die ,,Aufklärung“ des Massakers auf 
dem Münchener Oktoberfest 1980. 
Damals kam der am Attentat beteiligte 
Gundolf Köhler ums Leben, verschie­
dene öffentlich bekannte Faschisten 
wurden zwar verhört, von jedem Ver­
dacht der Mittäterschaft jedoch reinge­
waschen und wieder freigelassen, sie 
konnten sich zum Teil ins Ausland ab­
setzen, zum Teil, wie der ebenfalls im 
Zusammenhang mit dem Attentat ver­
hörte FoFstwirtschaftsmeister Lembke, 
weiter ihren Tätigkeiten in der BRD 
nachgehen. Nach neun Monaten Er­
mittlung schließlich verschwand der 
„Fall“ in den Akten.

Nach den ersten Waffenfunden 
durch Waldarbeiter Ende Oktober 
wird Forstwirtschaftsmeister Lembke 
verhaftet, seine Verbindung zu dem 
Waffenlager ist unabweisbar. Er deckt 
dann auch mehr als 30 weitere Waffen­
lager auf und wird, just bevor er wie 
angekündigt Aussagen über Herkunft 
und Hintermänner des gewaltigen Ar­
senals machen kann, in seiner Zelle an 
einem Radiokabel erhängt aufgefun­
den.

Unmittelbar nach der Aufdeckung 
des Waffenarsenals - insgesamt 88 
Kisten mit u.a. 156 kg Sprengstoff, 50 
Panzerfäusten, 13520 Schuß Muni­
tion, verschiedenen Schußwaffen und 
zahlreichen hochgiftigen Stoffen — 
waren die niedersächsischen Polizeibe­
hörden noch davon ausgegangen: 
„Solche Mengen kann man nicht steh­
len, da muß geliefert worden sein.“ 
Auch über die Herkunft zumindest ei­
nes Teils der Waffen hatten die Behör­
den zunächst offensichtlich kaum 
Zweifel, sondern gingen davon aus, 
daß sie aus Beständen der Bundeswehr 
stammen. Presseberichten zufolge sind 
die Kisten dann auch der Bundeswehr 
übergeben worden.

Nach Lembkes Tod und nachdem 
die Bundesanwaltschaft selbst die Sa­
che in die Hand genommen hatte, ver­
flüchtigen sich solcherlei „Verdachts­
momente“. Die Bundesanwaltschaft 
beeilt sich mit der Erklärung, „daß es 
bisher keine Erkenntnisse dafür gibt, 
daß die Waffen aus Bundeswehrbe­
ständen stammen“. Ein Oberfeldwebel 
der Bundeswehr wird nach kurzem 
Verhör auf freien Fuß gesetzt, da er 
zwar Lembkes „nazistischer Gruppe“, 
nicht aber dessen „terroristischer Ver­

einigung“ angehört habe (nach „Ar­
beiterkampf“ 212). Der Oberfeldwebel 
versieht weiter seinen Dienst, denn 
schließlich „wollen (wir) doch keinen 
über die Kante drücken“, wie das Ver­
teidigungsministerium gegenüber der 
UZ (10.11.) erklärt. Auch die Erklä­
rung der Bundesanwaltschaft, man 
kenne nur den begrenzten Umkreis des 
inzwischen „toten Zeugen“, deshalb 
würden die Ermittlungen schwierig, 
liest sich bereits wie die Ankündigung, 
daß die Ermittlungen im Sande verlau­
fen könnten.

Indes wissen die „Staatsschutz“be- 
hörden über den Faschisten Lembke 
weit mehr, als sie der Öffentlichkeit 
weismachen wollen. Immerhin präsen­
tiert der Staatsapparat einen seit der 
Flucht aus der DDR 1959 scheinbar 
lückenlosen politischen Lebenslauf 
Lembkes, angefangen von seiner Mit­
gliedschaft in der „Deutschen Reichs­
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partei“, der NPD, dem „Bund Vater­
ländischer Jugend“ bis zu seiner Vor­
tragstätigkeit etwa für die „Deutsche 
Bürgerinitiative“ von Roeder. Immer­
hin hatte die Polizei, wie sie erst jetzt 
preisgab, im letzten Jahr nach dem 
Münchener Attentat den Hinweis er­
halten - von wem? -, daß Lembke 
im Besitz von Sprenstoff sei, und hatte 
bei einer Hausdurchsuchung zwar kei­
nen Sprengstoff, aber ein leeres Ge­
wehrmagazin und Pistolenkugeln ge­
funden, also mehr als deutliche Anzei­
chen für Waffenbesitz. Immerhin wuß­
te der Staatsapparat über seine Verbin­
dungen zu den „Deutschen Aktions­
gruppen“ Roeders, die für mehrere 
Brandanschläge und die Ermordung 
zweier Vietnamesen verantwortlich 
sind, so gut Bescheid, daß Lembke im 
Prozeß gegen Roeder aussagen sollte 
- er verweigerte die Aussage und wur­
de für ein halbes Jahr in Beugehaft ge­
nommen, aus der er erst im Oktober 
entlassen worden war. Auf welche 
Weise sich der Staatsapparat in Kennt­
nis über Lembkes Verbindungen und 
Aktivitäten setzte, ist unschwer zu er­
gründen. Viel mehr interessiert die Fra­
ge, wie jemand, der seit Jahren durch 
den Verfassungsschutz observiert wird,
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ganz unbemerkt Waffen en mässe be­
schaffen, in 88 Kisten verpacken, diese 
in den Wald schaffen und dort in aller 
Seelenruhe vergraben können soll.

Wir erinnern an den Fall des VS- 
Agenten Lepzien, der die ihm übertra­
gene Aufgabe der Observation so ernst 
nahm, daß er Bomben für eine 
NSDAP-Bande in Braunschweig be­
schaffte und zu ihrem ,,Sicherheits­
chef“ avancierte. Eine Ausnahme? Mit 
Sicherheit insoweit keine Ausnahme, 
als der Verfassungsschutz seine Kennt­
nisse nicht nur durch Beobachtung, 
sondern sozusagen auch „teilnehmen­
de Beobachtung“ gewinnt, d.h. Spitzel 
einschleust. Begründet nicht allein 
schon diese „Arbeitsweise“ des Ver­
fassungsschutzes den Verdacht, daß 
seine Spitzel in neonazistischen Ban­
den, und sei’s, um nicht aufzufallen, 
die eifrigsten oder doch wenigstens ei­
frige Aktivisten abgeben und fast un- 
vermeidlich die berüchtigte Rolle von 
agents provocateurs übernehmen?

Der VS-Agent Lepzin hätte, wie die 
Dokumente beweisen, die Braun­
schweiger NSDAP-Bande schon vor 
Jahren auffliegen lassen können und 
tat es nicht. Auch Lembke flog mit­
samt der Waffenlager nur durch Zufall 
auf. Eines jedenfalls wird nach seinem 
Selbstmord unter Gefängnisaufsicht 
kaum mehr bekannt werden: wie er so 
unbehelligt das Waffenarsenal anlegen 
konnte. Ob seine Helfer in und außer­
halb der Bundeswehr, die er unzweifel­
haft gehabt hat, aufgedeckt werden, 
hängt wie bekannt von den Ermittlun­
gen der Bundesanwaltschaft ab.

Die Reaktion unterdes übt sich dar­
in, gleichzeitig den Ausbau des staatli­
chen Unterdrückungsapparates zu be­
treiben und, unter ständiger Beteue­
rung der Harmlosigkeit des „Rechtsex­
tremismus“, jede wirksame Maßnah- 

‘5 me gegen neonazistische Organisatio­
nen, so vor allem ihr Verbot, zu unter­
lassen. Tatsächlich trägt sie die politi­
sche Verantwortung für das Wiederer­
starken faschistischer Strömungen und 
Organisationen.

Jahrzehntelang nach Kriegsende war 
der Nationalsozialismus unter den 
Volksmassen in der BRD und Westber­
lin politisch und ideologisch erledigt. 
Dies droht sich zu ändern. Nicht, daß 
die Reaktion nun etwa offen die „Re­
habilitation“ des Nationalsozialismus 
betriebe: Ein solcher Versuch wäre 
nach wie vor zum Scheitern verurteilt 
und würde sie politisch nur kosten. 
Was sie jedoch betreibt, ist die „Reha­
bilitation“ der Kriegsziele des Dritten 
Reiches. Wie selbstverständlich ver­
breitet sich etwa die „Bild am 
Sonntag“ über die „Katastrophe“, ge­
meint nicht etwa der Faschismus, son­
dern seine Niederlage, nicht etwa der 
letzte Weltkrieg, sondern sein Aus­
gang. Weit über der Bourgeoisie näch­

stes Ziel der „Wiedervereinigung 
Deutschlands“ in den Grenzen von 
1937 schoß kürzlich erst Strauß hinaus, 
als er ganz nebenbei daran erinnerte, 
daß Österreich nicht „weniger deutsch 
sei als Ostpreußen es gewesen ist“ (und 
nach seinem Willen wieder werden soll; 
in: Konservative Bilanz der Reform­
jahre, hrsg. von L. Bossle). In dem 
gleichen Aufsatz erwärmte er sich für 
die „bestimmte Ordnungsfunktion“, 
die „Preußen und später Deutschland 
hatten und haben in Europa“. Usw. 
usf.

Wird nicht so der Boden gedüngt, 
auf dem offen faschistische und natio­
nalsozialistische Propaganda gedeihen 
kann? Werden nicht die Grenzen des­
sen, was nach der öffentlichen Mei­
nung „erlaubt“ ist, ständig ausgewei­
tet? Wenn es „erlaubt“ ist, sich über 
das eigentlich „deutsche“ Österreich 
auszulassen, wieso sollte es 
„verboten“ sein, den „Anschluß“ 
Österreichs zu propagieren, um nur ein 
Beispiel zu nennen und gleich noch ein 
anderes: Wenn es „erlaubt“ ist, daß 
eine Zeitung wie die FAZ schreiben 
kann, daß die ausländischen Arbeiter 
gekommen seien, „um im Treck des 
Wohlstandes mitzugehen“, wieso soll­
te die Aufforderung „Ausländer raus“ 
„verboten“ sein? Ohne die Ausländer­
hetze der Reaktion wären die Attenta­
te neonazistischer Banden auf Asylan­
tenwohnheime im letzten Jahr nicht 
durchführbar gewesen. Auch den 
Kampf gegen faschistischen und neo­
nazistischen Terror kann die Arbeiter­
bewegung nur für sich entscheiden, 
wenn sie der Propaganda reaktionärer 
Auffassungen, von wem immer, kei­
nen Fußbreit nachgibt.

Breschnew-Besuch
Wer demonstriert 
in Bonn? 

„Da in der UdSSR die Bürger ihren 
Wunsch nach Frieden und Menschenrech­
ten nicht offen zum Ausdruck bringen kön­
nen, rufen wir anläßlich des Besuchs von 
Leonid Breschnew in Bonn zur Demonstra­
tion auf.“

So zu lesen in der Bild am Sonntag 
und da in einem Aufruf, der von 
CDU/CSU und FDP-nahen Rerserve- 
offizieren initiiert ist und von der Jun­
gen Union unterstützt wird. Die An­
maßung ist unverfroren. Leute, deren 
Väter sich von Hitler zum blutigen 
Werk der faschistischen Neuordnung 
Europas gebrauchen ließen, wissen 
schon wieder, was andere Völker ei­
gentlich wollten, wenn sie nur dürften, 
nämlich genau die Freiheit, die die 
CDU/CSU meint. Ein Hauch von den 
sozialen und politischen Gegensätzen, 
die diese Freiheit prägt, durchweht so­

gar den CDU-Aufruf. Die Losung der 
Demonstration wird lauten: Für Frie­
den und Menschenrechte in Ost und 
West! - anscheinend vermuten die In­
itiatoren, daß ohne Einräumung der 
Möglichkeit, auch hier (West) könne 
womöglich nicht alles ganz einwand­
frei sein, der geplante reaktionäre 
Bonn-Auftrieb an Materialmangel lei­
den könnte.

„Wir wenden uns gegen das System der 
atomaren ,Abschreckung* in Ost und West, 
denn solange unser Widerstand gegen den 
atomaren Rüstungswahnsinn auf einen 
Block beschränkt wird, kann der Rüstungs­
wettlauf nicht gestoppt werden.“

Mit dieser Feststellung überraschen 
„Die Grünen“ die Öffentlichkeit mit
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Breschnew kommt! Wir kommen auch!
Bitt« fotgan Sto unaaram Aufruf! Kommari Sie am Sonntag, 

«Jam 22. Novambar 1061, nach Bonn! Kommen Sia zu unaarar:

Demonstration!
• Breschnew:
Er kommt, der sowjetische Staats- und 
Partetchef Wir begrüßen den Besuch 
und d>e beiderseitige Bereitschaft, mit­
einander Gespräche zu fuhren Da m 
der UdSSR die Burger ihren Wunsch 
nach Frieden und Menschenrechten 
nicht offen zum Ausdruck bringen 
können, rufen wir anläßlich des Be­
suches von Leonid Breschnew in Bonn 
zur Demonstration auf

• Wir:
Wir fordern von Leonid Breschnew den 
sofortigen Abzug der Roten Armee 
aus Afghanistan Die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechtes der Volker 
Auch für das ganze deutsche Volk. 
Eine gleichgewichtige und ausge­
wogene Abrüstung in Ost und West. 
Und die Verwirklichung der KSZE- 
Schlußakte Wir rufen auf zur Demon­
stration
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Für Frieden 
und Menschenrechte 

in Ost und West!
■baff-. 11 00 Uhr An der Josefshohe (Bonn-Nord) Start: 12.00 Uhr 

Wag: Josefshohe. Herseier Straße. Graurhetndorfer Straße. 
Rosental. Am Johan ries kreuz. Kolnstraße. Bertha-von-Suttner- 

Platz. Bonngasse. Marktplatz 
Enda: 14 00 Uhr Kundgebung Marktplatz. Bonn

Aktion für Frieden und Menschenrechte
Prinz-Albert-Straße 65. 5300 Bonn 1

ihrem Aufruf zur Demonstration in 
Bonn.

„Wir sind ermutigt durch die in jüngster 
Zeit auch in Osteuropa entstandenen frie­
denspolitischen Initiativen und unterstützen 
die Forderung von Teilen der evangelischen 
Kirche in der DDR nach einem sozialen 
Friedensdienst, die Forderung der polni­
schen Gewerkschaft Solidarnosc nach Sen­
kung der Rüstungsausgaben auf ein Min­
destmaß, den von Robert Havemann initi­
ierten offenen Brief an Leonid Bresch­
new.“

Wozu ermutigt? Keineswegs dazu, 
hier in der BRD mit dem Verfassungs­
gerichtsurteil aufzuräumen, welches 
die beliebig verschärfbare Gewissens­
prüfung vorgeschrieben hat, nicht zur 
Unterstützung der Forderung hiesiger 
Gewerkschaften nach Reduktion der 
Rüstungsausgaben, nicht zum Initiie­
ren Offener Briefe etwa in derartigen 
Angelegenheiten, sondern: „Solche In­
itiativen zeigen, daß eine blocküber­
greifende Friedensbewegung möglich 
ist.“ Die Grünen proben die Entfal­
tung jeweils fürs Inland genauso mög­
licher Kritik an ausländischen Beispie­
len. Nicht alle Teilnehmer dieser De­
monstration werden mit solchen Me­
thoden einverstanden sein; außerdem 
werden nicht so sehr viele hingehen.
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Die marxistischen Gruppen demon­
strieren schließlich ohne Forderungen, 
ebenfalls anläßlich des Breschnew-Be­
suches, ebenfalls in Bonn, aber „Ge­
gen BRD-Imperialismus und NATO- 
Weltherrschaft.“ Zu politischen Forde­
rungen gegen den BRD-Imperialismus 
kommen sie in ihrem Aufruf leider 
auch nicht, so berechtigt ihre Kritik an 
Versuchen, „eine NATO von unten“ 
aufzubauen, sicher ist. Der Verlauf des 
Bonner Demonstrationsdurcheinan­
ders wird zeigen, daß jeder Schritt weg 
vom Kampf für einseitige Abrüstung 
die sog. Friedensbewegung nicht nur 
schwächt, sondern sie der Gefahr aus­
setzt, zum Tummelplatz imperialisti­
scher Demagogen zu verkommen.

BRD—Südafrika 
Regierung fördert Wa­
ren- und Kapitalexport

Mittwoch, 28.10.81., Deutscher Bun­
destag, Fragestunde. Der Abgeordnete 
Thüsing (SPD) fragt den Staatssekre­
tär Grüner vom Bundeswirtschaftsmi­
nisterium: „Welche , Bonner Ände­
rung der Exportgarantieklausel ‘ hat zu 
einem Ansteigen der deutschen Direkt­
investitionen in Südafrika und zu ei­
nem günstigeren Investitionsklima für 
deutsche Unternehmen in Südafrika 
geführt?“ Antwort des Staatssekretärs 
Grüner: „Das von ihnen genannte Zi­
tat ist mir nicht bekannt, Herr Kollege. 
Die deutschen Direktinvestitionen ha­
ben sich in den vergangenen Jahren 
nicht wesentlich gesteigert. Im übrigen 
gewährt der Bund keine Garantien für 
Direktinvestitionen in Südafrika.“

Man merkt sofort: Der Staatssekre­
tär hat etwas zu verbergen. Im Sommer 
dieses Jahres hat das Bundeskabinett 
eine Ausweitung der Förderung west­
deutscher Warenexporte und damit in­
direkt auch der Kapitalexporte nach 
Südafrika beschlossen. Bereits am
15.7. hatte die deutsch-südafrikanische 
Handelskammer aus Südafrika gemel­
det: „Das Klima für Investitionen ... 
sei ... für deutsche Unternehmen gün­
stiger geworden. Nach der Bonner Än­
derung der Garantieklausel rechnet die 
Kammer durchaus mit einem weiteren 
Anstieg der deutschen Direktinvestitio­
nen in Südafrika.“ („Nachrichten für 
Außenhandel“ der Bundesstelle für 
Außenhandelsinformationen - BfA). 
In den nächsten Wochen folgten dann 
weitere „frohe Botschaften“. Am
24.8. meldete die BfA: „Ein Auftrag in 
Höhe von 700 Mio. Rand für das Koh­
lekraftwerk Matimba bei Ellisras in der 
Provinz Transvaal ging an das deutsch­
französische Konsortium ,Stein Indu­
strie-Energie und Verfahrenstechnik6 
... In Erwartung eines Teilauftrages 
für Matimba hatte das Bundeskabinett 

kürzlich eine Exportbürgschaft ge­
währt.“ Am 9.10. folgte dann: „Das 
Bundeskabinett hat der Kraftwerk 
Union (KWU) am 7.10. für die Liefe­
rung von Turbinen und Generatoren 
für das Kraftwerk »Station C‘ bei Pre­
toria Hermes-Bürgschaften in Höhe 
von 870 Mio. DM zugesichert ... die 
Kabinettsentscheidung war erforder­
lich geworden, da die Bundesregierung 
Ende 1977 beschlossen hatte, grund­
sätzlich für Einzelgeschäfte mit Süd­
afrika nur noch Bürgschaften bis zu 50 
Mio. DM zuzulassen.“ Das ist die 
„Bonner Änderung“, die der Staatsse­
kretär Grüner nicht kennen will!

Die Kabinettsentscheidung von 1977 
war die Reaktion auf den Aufstand in 
Soweto gewesen und auf die zuneh­
mende Verurteilung der westdeutschen 
Beteiligung an der Kolonialausbeutung 
in Südafrika, durch die UNO, die 
OAU, durch die Lohnabhängigen in 
der BRD. Trotz dieser Entscheidung 
nahmen die westdeutschen Warenex­
porte von 1977 bis Anfang 1981 um 
200% zu. Jetzt glaubt die Bundesregie­
rung, dergleichen ,,Zurückhaltung“ 
sei nicht länger nötig; gleichzeitig ver­
sucht sie, ihre Entscheidung nicht in 
die Öffentlichkeit dringen zu lassen.

Und von wegen ,, Direktinvestitio­
nen ... nicht wesentlich gesteigert“! 
1971 hatten die BRD-Imperialisten Di­
rektinvestitionen von 155,2 Mio. DM 
in Südafrika getätigt. Dieses Jahr sind 
ihre Direktinvestitionen auf 700 Mio. 
DM angewachsen, zusammen mit „in­
direkten“ Investitionen wie z.B. Kredi­
ten für das Kolonialregime sogar auf 
10 Mrd. DM! Westdeutsche Kapitali­
sten beuten heute 36000 schwarze 
Lohnabhängige in Südafrika aus. Über 
ihre Profite meldete die „FAZ“ am 
9.6.: „sehr ordentliche Renditen“ 
und „Ergebnisse, von denen man in 
Europa nur noch träumen kann“. Zur 
Förderung dieser Kolonialausbeutung 
besteht seit 25.1.73 zwischen der BRD 
und Südafrika ein Doppelbesteue- 
runsgsabkommen. Westdeutsche Kapi­
talisten können seitdem die Steuern, 
die sie an das Kolonialregime zahlen, 
von den Steuern in der BRD abziehen.

Spanien
Nach NATO- jetzt 
EG-Eintrittserpressung

Kaum ist die Erklärung zum NATO- 
Beitritt Spaniens nach erheblichen Er­
pressungen durch die USA, die BRD 
und England durch die spanische Re­
gierung erfolgt und das Volksbegehren 
gegen den Eintritt abgelehnt, folgt 
jetzt der organisierte wirtschaftliche 
Zugriff durch die EG. Zur Beschleuni­
gung der Beitrittsverhandlungen mit 
Spanien im Rahmen einer „politischen 

Kooperation“, ließ das EG-Sekretariat 
auf der letzten Ministerratstagung am 
26. Oktober ein internes Papier kursie­
ren mit der EG-Verhandlungsposition 
gegen Spanien. Darin ist zur „Be­
schleunigung des Beitritts“ eine durch 
die EG frei anwendbare „Schutzklau­
sel“ gegen die spanischen Agrarexpor­
te vorgesehen. Diese „Schutzklausel“ 
besteht darin, daß die EG- Behörden 
Preise, Zölle und Kontingente der spa­
nischen Agrareinfuhren in die EG re­
gulieren können. Diese Maßnahme der 
EG richtet sich insbesondere gegen die 
Ausfuhren von Wein und Gemüse so­
wie vor allem gegen die von Olivenöl.

Kein Sektor der spanischen Land­
wirtschaft hat eine so große Auswir­
kung auf die Lebensbedingungen der 
Bauern und auf die Produktion wie die 
Ölivenölproduktion. Olivenanbau 
wird in 34 Provinzen betrieben, aber

Einige 100 Jahre alte Olivenbäume. 
Verlust bei Abholzen ist unwiderruflich.

die Hauptanbaugebiete liegen in Anda­
lusien im Süden Spaniens. Dort wer­
den zwei Drittel der gesamten Oliven­
ölproduktion hergestellt. In den drei 
andalusischen Provinzen Sevilla, Cor­
doba und Jaen beträgt der Anteil der 
Olivenölproduktion an der gesamten 
Landwirtschaftsproduktion 45% und 
an der wirtschaftlichen Gesamtpro- ( 
duktion 18%. Für viele Kleinbauern ist 
der Anbau und die seit Generationen 
betriebene Pflege der Olivenbäume die 
einzige Möglichkeit, ein minimales 
Auskommen zu erreichen. 70% der 
Ölivenölbetriebe sind Kleinbetriebe, 
die aber nur 15,4% der Anbaufläche 
besitzen. Anders als die Besitzer der 
Landgüter haben sie wegen der gerin­
gen Anbaufläche und schlechten Bo­
denqualität keinerlei Möglichkeiten, 
auf andere Produkte auszuweichen.

Bereits bisher mußten 100000 bis 
150000 Bauern und Landarbeiter jähr­
lich das Land verlassen. Die Ruinie­
rung der spanischen Olivenölproduk­
tion durch die EG würde eine Vernich­
tung der Existenz der Kleinbauern vor­
allem im Süden Spaniens, wachsende 
Arbeitslosigkeit, sinkende Löhne, un­
erträgliche Verschlechterung der mini­
malen Lebensbedingungen der bäuerli­
chen Bevölkerung und die Verödung 
ganzer Landstriche bedeuten.
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Türkei
Das Programm der Militärdiktatur ist von den west- 
licSneini Imperialisten diktiert — BRD dabei führend
Wenn die drei Bundestagsfraktionen 
gemeinsame Entschließungsanträge 
einbringen, sind gewöhnlich starke In­
teressen der westdeutschen Imperiali­
sten berührt, wenn auch nicht unbe­
dingt ausgesprochen. Am 5. Juni die­
ses Jahres hat der Bundestag einen sol­
chen Antrag einstimmig verabschiedet. 
Er äußert darin seine ,, Er Wartung“, 
die türkische Militärregierung werde 
alsbald einen ,,Zeitplan“ festlegen, der 
„die möglichst baldige Rückkehr zu ei­
ner funktionsfähigen Demokratie si­
cherstellt“. Hauptzweck des Antrags 
war, die Rücknahme eines anderen An- 
trags von 23 SPD-Abgeordneten zu be- 
wirken, in dem die Einstellung der 
„Türkeihilfe“ gefordert wurde. Dieses 
Ziel wurde erreicht, nachdem Gen­
scher zugesagt hatte, die Mittel für 
1981 würden nur mit Zustimmung der 
zuständigen Bundestagsausschüsse ver­
ausgabt. Unseres Wissens werden sie 
verausgabt. Anfang November war 
Genscher in Ankara, um dort nach 
dem Rechten zu sehen. Den bewußten 
Zeitplan gibt es nach wie vor nicht. 
Jetzt wird als Neuigkeit ausposaunt, 
der Haushaltsausschuß wolle die „Tür­
keihilfe“ 1982 nur mit seiner Zustim­
mung auszahlen lassen. Siehe oben.

In einer Mitteilung der „Bundesstel­
le für Außenhandelsinformation“, die 
dem Wirtschaftsministerium unter­
steht, werden die Interessen der west­
deutschen Türkeiprofiteure weniger 
parlamentarisch, dafür deutlicher aus- 
gesprochen: „Die Anfang 1980 begon­
nene Wirtschaftspolitik der Liberalisie­
rung und die nach der Machtergreifung 
der Generalität am 12.9.80 eingetrete­
ne gewisse Stabilisierung des politi­
schen Lebens läßt am Jahreswechsel 
1980/81 bei Wirtschaftskreisen einen 
gedämpften Optimismus aufkommen. 
Es wird in den nächsten Jahren nach 
Auffassung von Fachleuten die drin­
gendste Aufgabe des Landes sein, eine 
radikale Umorientierung der Wirt­
schaft zu vollziehen und von der bishe­
rigen starken Binnenorientierung der 
Produktion zu einer Weltmarktorien­
tierung zu gelangen. Die Durchfüh­
rung der dafür erforderlichen Maßnah­
men dürfte infolge der Abschaffung 
des Parlaments nun mit weniger Zeit­
verlust und einem verkürzten Verfah­
rensweg zu erreichen sein.“

Die „wirtschaftspolitische Liberali­
sierung“ und die „Stabilisierung des 
politischen Lebens“ mit Massen Ver­
haftungen, Folter und Todesurteilen 
gehörten von vornherein zusammen. 

Die westdeutschen Imperialisten haben 
das eine wie das andere betrieben. Die 
Ergebnisse der Militärdiktatur finden 
in Bonn und bei den Frankfurter Ban­
ken erfreute Zustimmung. Wir werden 
sehen, daß die Diktatur genau das Pro­
gramm durchführt, das die westlichen 
Imperialisten seit Jahr und Tag gefor­
dert hatten. Bei der Formulierung die­
ses Programms hatten die westdeut­
schen Finanzbourgeois eine Hauptrolle 
gespielt und sodann die Organisation 
der „Türkeihilfe“ übernommen, mit 
der der Putsch-Kurs finanziert wurde 
und wird.

Im Januar 1979 hatte sich Schmidt 
auf dem Treffen der „großen Vier“ 
(USA, Großbritannien, Frankreich, 
BRD) auf Guadeloupe den Auftrag für 
die Türkei-,,Hilfsaktion“ erteilen las­
sen. W.L. Kiep (CDU) übernahm die 
Durchführung. Die „Zeit“ damals 
über die „historische Novität“: „Zum 
erstenmal war es die Bundesrepublik, 
die in dem internationalen Hilfskon­

sortium die Führung übernehmen 
mußte.“ Die Wahl war freilich keines­
wegs zufällig auf die BRD-Imperiali- 
sten gefallen. Sie waren und sind der 
bei weitem größte Handelspartner der 
Türkei. Die Forderungen der „deut­
schen Privatwirtschaft“ an die Türkei 
wurden 1979 auf 600 Mio. DM bezif­
fert, seitdem sind sie gestiegen. Bei den 
ausländischen Direktinvestitionen lag 
die BRD 1978 der Zahl der Firmen 
nach auf dem ersten, dem investierten 
Kapital nach auf dem dritten Platz.

Diese Spitzenrolle hat Tradition. Ein 
H. Gross vom „Südosteuropa-Arbeits­
kreis der Deutschen Forschungsge­
meinschaft“ teilte einem internationa­
len Kongreß in Ankara 1979 mit: „Sie 
(die BRD) setzt eine in der Zeit des 
Deutschen Reiches und der Weimarer 
Republik zurückreichende außenwirt­
schaftliche Tradition fort, die ihren 
Ausdruck in einem spezifisch engen 
türkisch-deutschen Bezugsverhältnis 
gefunden hat, wie sie mit keinem ande­
ren europäischen Staat besteht.“ (Die 
Türkei in Europa, hrsg. von K.-D. 
Grothusen, S. 167)

Die massenhafte Einfuhr türkischer 
Arbeiter in die BRD hat dies „traditio­
nelle“ Verhältnis um einen neuen 
Aspekt bereichert. Mitte 1980 arbeite­
ten 590000 türkische Lohnabhängige 
in der BRD, ihre Heimüberweisungen 
sind einer der wichtigsten (und anfäl­
ligsten) Posten der türkischen Zah­
lungsbilanz. Einerseits wurden so oft 
die aktivsten Elemente ins Ausland ge­

zogen. Andererseits erleichtern die so 
geschaffenen Verbindungen den — er­
klärtermaßen angestrebten — Kapital­
export in die Türkei. Arbeiter mit ge­
wisser Kenntnis westdeutscher Maschi­
nerie und der deutschen Sprache wären 
dort — zu türkischem Lohn — vorzu­
finden.

Die Zahlungsfähigkeit, in die die Im­
perialisten die Türkei durch hohe, 
kurzfristige und teure Kredite immer 
tiefer hineingetrieben hatten, gab nun 
den Anlaß zur „Türkeihilfe“, um dem
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Die Politik Atatürks zum Aufbau 
einer unabhängigen Türkei
In diesem Jahr feiert man in der Tür­
kei den 100jährigen Geburtstag von 
Mustafa Kemal, der später Atatürk, 
Vater der Türken, genannt wurde. In 
den europäischen Ländern ist Ata­
türk bekannt als derjenige, der in der 
Türkei das Sultanat abgeschafft hat 
und versuchte, die Türkei zu verwest­
liehen. Die westdeutsche Offiziers­
spitze vergleicht Atatürk mit dem 
,,Typus des preußischen Offiziers wie 
Gneisenau, Clausewitz u.a.“ Die Mi­
litärjunta in der Türkei beruft sich 
auf Atatürk, genauso wie es die Re­
gierungen Ecevit und Demirel ge­
macht haben. Ein Artikel in der Eu­
ropäischen Wehrkunde 6/81 zu sei­
nem Geburtstag endet da, wo Ata­
türk anfing, einen von den Imperiali­
sten unabhängigen Staat aufzubau­
en.

Die deutschen Imperialisten hatten 
das osmanische Reich gezwungen, an 
ihrer Seite den 1. Weltkrieg zu füh­
ren. Nach der Niederlage des deut­
schen Imperialismus diktierten die 
Siegermächte England, Frankreich, 
Italien und Griechenland den Waf­
fenstillstand mit der Türkei, der vor 
allem eine Zerstückelung und Auftei­
lung des osmanischen Reiches unter 
den Siegermächten vorsah. Unter der 
Führung von Atatürk entwickelte 
sich der Widerstand der Volksmassen 
gegen diese Pläne. Das Hauptziel der 
Befreiungsbewegung war die natio­
nale Unabhängigkeit. 1920 wurde im 
Friedensvertrag von Sevres festge­

legt, daß die Türkei auf ein Viertel ih­
res bisherigen Gebietes eingegrenzt 
werden sollte. Die Siegermächte ließen 
sich ihren Anspruch auf Reparations­
zahlungen von der Türkei bestätigen, 
wollten ihren Anspruch aber nicht gel­
tend machen, sondern stattdessen eine

Demonstration der Tee- und Haselnußbauern an der Schwarzmeerküste gegen 
die staatliche Preispolitik 1980

Finanzkommission mit französischen, 
englischen und italienischen Mitglie­
dern einrichten. Diese Finanzkommis­
sion sollte das Recht haben, die jährli­
chen Staatshaushaltsvorlagen zu ge­
nehmigen, die Handhabung des Haus­
halts, die Finanzgesetze und -Verord­
nungen zu überwachen und den Geld­
umlauf in der Türkei zu regeln. Wei­

ter sollten die Kapitulationen, Geneh­
migungen der früheren Regierungen 
des osmanischen Reiches für uneinge­
schränkten privilegierten Handel mit 
ganz geringen Zollsätzen für die Impe­
rialisten, beibehalten werden.

Der Vertrag von Sevres wurde zwar 
von der Regierung des Sultans Meh- 
med VI unterzeichnet, aber von der 
großen Nationalversammlung in An­
kara nicht ratifiziert. Nach schweren 
Kämpfen mit den imperialistischen, 

aber auch den griechischen Truppen, 
die die Briten vorgeschickt hatten, 
warf die Volksbefreiungsarmee unter 
Mustafa Kemal die Imperialisten aus 
dem Land. Im Friedensvertrag von 
Lausanne gelang es Atatürk, die Zer­
stückelung der Türkei zu verhindern, 
die Pläne in Bezug auf die Finanzho­
heit über die Türkei zurückzuweisen

imperialistischen Kapitalexport Bahn 
zu brechen. Kiep brachte knapp 1 
Mrd. $ zusammen, die BRD übernahm 
mit 200 Mio. $ nach den USA den 
zweitgrößten Anteil. Die Türkei mußte 
dafür ein Sanierungsprogramm des In­
ternationalen Währungsfonds (IWF) 
akzeptieren. Die Regierung Ecevit, die 
das ihr aufgezwungene Programm we­
der durchsetzen konnte noch voll woll­
te*, stürzte Ende 1979.

Die rechtskonservative Regierung 
Demirel startete im Januar 1980 ein 
,,Stabilisierungsprogramm“, das den 
IWF-Forderungen nachkam und von 
der Junta - z.T. mit demselben Perso­
nal, so dem zum Vizepremier beförder­
ten Demirel-Berater Özal - fortgesetzt 
wird. Die Bundesstelle für Außenhan­
delsinformation knurrte Mitte 1980 
über die Schlappheit bei der Durchset­
zung des Programms: „Die Kreditzu­
sagen der OECD sowie die Auszahlun­
gen des IWF verzögerten sich jedoch, 
da die Erfüllung der im Stabilisierungs­

programm vom Januar 1980 angekün­
digten Maßnahmen nach Ansicht die­
ser internationalen Organisation unzu­
reichend war.“ Inzwischen war die 
BRD auch im Rahmen der NATO- 
,,Arbeitsteilung“ für die Türkei „zustän­
dig“ geworden. Finanzminister Matt- 
höfer brachte wenige Monate vor dem 
Putsch am 12.9. die 1,16 Mrd. $ für die 
„zweite Türkeihilfe“ zusammen. Dies­
mal trug die BRD ebensoviel bei wie 
die USA, 295 Mio. $.

„Weltmarktorientierung statt Bin­
nenorientierung“, das ist der Kehr­
reim, auf den alle imperialistischen 
Modernisierungsprogramme für die 
Türkei ausgehen. Die unter Atatürk 
eingeleitete selbständige Kapitalakku­
mulation ist zwar an vielfältige innere 
wie äußere Schranken gestoßen (s. Ka­
sten auf dieser Seite). Aber die Impe­
rialisten haben die damals geschaffe­
nen Ansätze zu einer unabhängigen 
Wirtschaft bisher nie vollständig besei­
tigen können. Zwar ist die Türkei in­

zwischen in die internationale Arbeits- ' 
teilung des kapitalistischen Weltmark­
tes hineingepreßt (als Exporteur von 
Haselnüssen, Baumwolle, Tabak und 
Textilien), aber in weit geringerem 
Umfang als vergleichbare Entwick­
lungsländer. Zwar haben sich die Im­
perialisten mit dem Gesetz von 1954 
über Auslandsinvestitionen eine ,,libe­
rale Rechtsbasis“ für den Kapitalex-

Quellen: Weltbank. Weltentwicklungsbericht, 1978 und 
1981. dies., Private Direct Foreign Investment in Develo- 
ping Countries, W<B. Staff Working Paper No. 348 (July 
1979) und eigene Berechnungen. BSP = Bruttosozialpro­
dukt. BIP = Bruttoinlandsprodukt.

BSP/Kopf Außenhan- Ausl. In­
vest. in 

<7o v.BSP 
76

1979 in
US-$

del in %
v. BIP 79

Türkei........ 1330 12,76 1,21
Spanien .. ... 4380 23,97 4,42
Brasilien... 1780 17,14 8,35
Mexiko . .. ... 1640 16,98 6,86
Südkorea . 1 130 58,35 4,28
Ägypten .. 480 33,30
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und die Kapitulationen außer Kraft zu 
setzen. Das war eine wichtige Bedin­
gung dafür, daß das Land den Aufbau 
eines selbständigen Staates mit einer ei­
genen Wirtschaftspolitik in Angriff 
nehmen konnte. Die Imperialisten 
konnten zwar durchsetzen, daß für ei­
nige Zeit die Rechte der ausländischen 
Investoren in der Türkei von der türki­
schen Regierung respektiert werden 
mußten und weiter, daß die Zollsätze, 
die den Imperialisten viel günstigere 
Bedingungen als der einheimischen 
Bourgeoisie gewährten, bis 1927 einge­
froren wurden. Diese Bedingungen des 
Friedensvertrages erschwerten der Tür­
kei eine selbständige Enwicklung bis 
1930. Am 23.10.1923 wurde dann die 
Türkische Republik gegründet.

Für Atatürk war der Aufbau der 
Wirtschaft die Grundlage, auf der ein 
Land die vollkommene Unabhängig­
keit auf politischem, finanziellem, 
wirtschaftlichem, rechtlichem, militä­
rischem und kulturellem Gebiet errin­
gen konnte. Sein Plan war, die natio­
nale Bourgeoisie zu stärken, damit es 
dem ganzen Volk gutgehen konnte. 
1925 wurde mit der Enteignung der Im­
perialisten begonnen. Zunächst wur­
den die ausländischen Firmen enteig­
net, die das Tabakmonopol besaßen, 
dann die Kapitalisten, die die Eisen­
bahnlinien und Hafenanlagen besaßen. 
Nach 1930 wurden die Enteignungen 

forciert und nach Atatürks Tod erst 
1944 abgeschlossen. Die Imperialisten 
wurden durch Steuergelder und inlän­
dische Anleihen entschädigt. Die na­
tionale Bourgeoisie wurde mit allen 
Mitteln gefördert. Maßnahmen waren 
u.a., daß der Staat jedem Kapitalisten, 
der eine neue Industrieanlage gründe­

te, 10 ha Land kostenlos zur Verfü­
gung stellte. Die Fabriken waren frei 
von Ertragsteuer und örtlichen Amts­
steuern, die notwendigen Investitions­
güter konnten ohne Importzölle einge­
führt werden, staatlichen Institutionen 
kauften die einheimischen Industrie­
produkte auf, selbst wenn sie bis zu 
10% teurer als ausländische Erzeugnis­
se waren.

Der erste Fünfjahresplan, mit dessen 
Vorbereitungen 1931 mit Hilfe sowjeti­
scher Experten begonnen wurde, sah 
den Aufbau einer Grundindustrie vor. 
Die Grundindustrie sollte die Sektoren 
umfassen, in denen die Türkei beson­
ders importabhängig war.

Schwerpunkt war die Produktion 
von Massenbedarfsgütern. Der 2. 
Fünfjahresplan zielte auf den Aufbau 
der Schwerindustrie. Bis 1940 gelang 
es, die Produktion in wichtigen Berei­
chen oft um das Doppelte oder Dreifa­
che zu steigern. Die Außenhandelsbi­
lanz ergab in den Jahren 1930 bis 1940 
ein Plus.-In der Landwirtschaft gab es 
in diesen Jahren eine ähnliche Ent­
wicklung. Hatten 1929 die Lebensmit­
tel und Getränke einen Anteil von 
mehr als 18% am Import, so betrug 
dieser Anteil 1938 nur noch 4,8%, im 
selben Zeitraum steigerte sich deren 
Export von 27,9% auf 39,5%. Die 
landwirtschaftliche Anbaufläche ver­
doppelte sich in diesem Zeitraum.

Atatürks Konzept zum Aufbau eines 
vom Imperialismus unabhängigen 
Staates scheiterte nach dem 2. Welt­
krieg, wo sich zunächst die US-Impe- 
rialisten und später dann die BRD-Im- 
perialisten und die anderen westeuro­
päischen Imperialisten erneut festsetz-

ten. Er setzte im wesentlichen auf die 
nationale Bourgeoisie. Die Arbeiter 
und Bauernmassen mußten über die 
Steuern die staatliche Unterstützung 
der einheimischen Kapitalisten und 
Großgrundbesitzer finanzieren, wäh­
rend die Großgrundbesitzer keine 
Steuern aus ihrem landwirtschaftli­
chen Einkommen zahlen mußten und 
auch die Industrie- und Handels­
bourgeoisie nur einen Bruchteil zum 
Gesamteinkommen beitrug. Wesent­
lich war, daß keine Landreform im 
Interesse der Landlosen und kleinen 
Bauern gegen die Großgrundbesitzer 
durchgeführt wurde. Zwar wurden 
Maßnahmen ergriffen, die die Lage 
der Bevölkerung auf dem Land er­
leichtern sollten. Aber die Groß­
grundbesitzer wurden weder politisch 
noch ökonomisch entmachtet. Das 
Mehrprodukt, das die zu 80% bäuer­
liche Bevölkerung erwirtschaftete, 
blieb in den Händen der Großgrund­
besitzer, wurde von ihnen verbraucht 
und floss nicht in den Aufbau der In­
dustrie.

So war die einheimische Bourgeoi­
sie sehr bald gezwungen, Kredite bei 
den Imperialisten aufzunehmen. Der 
deutsche IG-Farben Direktor skiz­
zierte 1936 die Taktik der Imperiali­
sten. Man müsse sehen, „ob wir 
nicht in der Lage sind, den Bau der 
einen oder anderen Fabrik zu über­
nehmen ...“ Dann könne „eine ge­
wisse Einflußnahme späterhin mög­
lich sein ... insbesondere in der 
Richtung, daß seitens der Türkei nur 
die Projekte durchgeführt werden, 
die auch uns wirtschaftlich als ver­
nünftig erscheinen.“

port schaffen lassen, aber die ausländi­
schen Direktinvestitionen blieben, ge­
messen an der Gesamtproduktion, ge­
ring.

Der schon zitierte Gross klagt: „Die 
immer wieder aufgeworfene Frage der 
Nationalisierung von Unternehmen im 
Montanwesen und die in diesem Zu­
sammenhang auftauchende Forde­
rung, alle erteilten Ausbeutungslizen­
zen zurückzuziehen und nur in Aus­
nahmefällen auf Auslandskapital zu­
rückzugreifen, hemmen die notwendi­
ge rechtzeitige (!) Erschließung der Bo­
denschätze der Türkei, die zu den 
reichsten Montanländern der Welt ge­
hört .. . Nach Meinung westlicher 
Wirtschaftskreise müsse eine völlig 
neue Politik dem ausländischen Kapi­
tal gegenüber betrieben werden, mit 
konkreten Erleichterungen, mit einem 
völlig neuen Geist und vor allem mit 
personellen Veränderungen in den zu­
ständigen Stellen.“ (a.a.O., S. 178) 
Dafür ist inzwischen gesorgt.

Die Kernpunkte des Modernisie­
rungsprogramms, mit dem die „Welt­
marktorientierung“ zum Nutz und 
Frommen z.B. der Frankfurter „Me­
tallgesellschaft“ erzwungen werden

DISK-Vorsitzender Bastürk auf einer 
Vorstandssitzung. Gegen 25 Funktio­
näre des Gewerkschaftsbundes fordert 
der Militäranwalt die Todesstrafe.

soll, finden sich in den verschiedenen 
IWF-Kreditabkommen ebenso wieder 
wie im „Stabilisierungsprogramm“ 
der Regierung Demirel vom Januar 
1980 und in der Regierungserklärung 
des von den Putschisten als Minister­
präsident eingesetzten Ulusu im Okto­
ber 1980: „realistischer Wechsel­
kurs“; „marktgerechter Zins“; „keine 
Subventionen für Staatsbetriebe“; 
„ungehemmte Zufuhr von Auslands­
kapital“ und schließlich: Lohnsen­
kung, Streikverbot, Aufhebung der 
Tarif freiheit.

„Realistischer Wechselkurs'Eine 
Abwertung um 43,7% hatten Kiep und 
der IWF der Regierung Ecevit schon 
für die erste „Türkeihilfe“ 1979 abge­
trotzt. Das „Stabilisierungspro­
gramm“ Demirels, Voraussetzung für 
die zweite „Türkeihilfe“, begann mit 
einer weiteren Abwertung um ein Drit­
tel. Seit Januar 1980 hat die türkische 
Lirä erneut die Hälfte ihres Werts ver-
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Gewerkschaftsbewegung kann 
Putsch nicht verhindern

1947 bilden sich in der Türkei die er­
sten Gewerkschaften. Sie können 
aber nicht legal arbeiten. Erst 1960 
wird das Recht auf Bildung von Ge­
werkschaften in die Verfassung auf­
genommen. Es bildet sich die Ge­
werkschaft Türk-Is, deren Funktio­
näre teilweise in den USA ausgebildet 
sein sollen. 1967 bildet sich die Ge­
werkschaft DISK. Sie wird unter Ver­
botsdrohungen und Repressalien auf­
gebaut. DISK schlägt Gemeinsamkei­
ten mit der Regierung aus und be­
müht sich, die Interessenvertretung 
der Lohnabhängigen wahrzuneh­
men. Die Gewerkschaft Türk-Is da­
gegen ist mit leitenden Funktionären

Quelle: Statistical Yearbook of Turkey 
(türkisch-englisch). Wechselkurs: April 
1979, 1 Türk. Lira = 0,08 DM.
in der Regierung vertreten. Von der 
DISK ist bekannt, daß sie Mitte der 
siebziger Jahre eine Agitation für die 
Bildung einer Einheitsgewerkschaft 
gemacht hat. Die DISK kann sich sta­
bilisieren und gewinnt von der Türk­
is Mitglieder. Jede Gewerkschaft hat 
eine halbe Million Mitglieder. Die 
Türkei hat 6 Mio. Beschäftigte, die 
Beschäftigung in der Landwirschaft 
nicht einberechnet. Nachdem die Mi­
litärjunta 1971 abdankt, bestehen 
bessere Bedingungen für den Aufbau 
der Gewerkschaften. Es kommt zu 
heftigen Auseinandersetzungen mit 
den Kapitalisten. In mehreren Indu­
striebetrieben finden Streiks statt. Ei­
nige werden sogar über ein Jahr ge­
führt. Seit dieser Zeit nimmt die An­
zahl derjenigen Betriebe zu, die tarif­
lich festgesetzte Löhne zahlen müs­
sen. Die abgedruckte Statistik er­
bringt keinen genauen Eindruck, da 
in der Türkei die Tarifverträge über 
ein bis drei Jahre abgeschlossen wer­
den. Meistens über zwei Jahre. Daß 

die Gewerkschaften aber bessere ver­
tragliche Regelungen mit den Kapita­
listen erzielen, kann man deutlich am 
Anstieg der Zahl der Sozialversicher­
ten sehen, die in den Jahren 1971 bis 
1979 um 700000 steigt.

Nach unseren Berechnungen muß 
es der Gewerkschaftsbewegung sogar 
gelungen sein, in den Jahren 1974 bis 
1978 Lohn Verluste zu verhindern. 
Setzt man die Löhne dieser Jahre ins 
Verhältnis zu Preisen, wie sie 1979 
bestehen, ist dies zumindest das Re­
sultat. Die verschiedenen Wirt­
schaftsprogramme der bürgerlichen 
Regierungen von Demirel bis Ecevit, 
die vom IWF diktiert sind, werden 
von der Arbeiterklasse bekämpft. 
Politische Zwangsmaßnahmen durch 
die Regierung können wenig Erfolg 
erzielen. 1976 führt die DISK einen 
erfolgreichen Generalstreik gegen die 
Erweiterung der Staatssicherheitsge­
richte durch. 1980 verzeichnet die 
Türkei mit 7,7 Mio. Streiktagen ei­
nen Höhepunkt. Die Arbeitslosigkeit 
liegt bei 10%. Die Kapitalisten kön­
nen aus Elendsschichten faschistische 
Banden rekrutieren. Die Junta 
putscht und übernimmt die Macht. 
Die Arbeitslosigkeit ist heute auf 
über 30% gestiegen, nicht mitgerech­
net sind die Straßenhändler und Ge­
legenheitsarbeiter, die bei der Ernte 
in der Landwirtschaft befristete Ar­
beit finden.

Zwar werden 1980 eine 70%ige 
Lohnerhöhung durch die Junta zuge­
sichert, die Preise steigen aber um 
140%. Die Junta hat das Gewerk­
schaftsvermögen der DISK und ande­
rer Gewerkschaften, die dem Dach-

Beschäftigte in der Türkei

Jahr Sozial- 
vers.

Besch, m. 
Tarifvert.

Anzahl d.
Tarife

1971 1404816 242550 1442
1972 1525012 408237 1606
1973 1649079 443 290 1921
1974 1799998 601779 1724
1975 1 823 338 300518 1893
1976 2017875 413773 1979
1977 2191251 590098 2033
1978 2206056 385 877 1870
1979 2152411 371397 2070

verband der DISK unterstehen, ver­
staatlicht, so kürzlich das 16stöckige 
Hochhaus der Genel-Is. Führende 
Funktionäre und auch viele Mitglie­
der der DISK werden neben vielen 
Kommunisten in Gefängnissen ge­
fangen gehalten. In einigen Fällen 
sind Todesurteile gefordert, so gegen 
den Generalsekretär Abdullah Ba­
stürk.

loren. Abwertungen verbilligen türki­
sche Waren für den imperialistischen 
Einkäufer und türkische Fabriken für 
den ausländischen Investor. Da die 
meisten Importe der Türkei nur langfri­
stig zu ersetzen sind, sinken sie mit der 
Abwertung nicht, sondern werden 
bloß teurer.

„Marktgerechter Zins“: Bis Mitte 
1980 wurden die Zinsen in der Türkei 
staatlich festgesetzt (und verhältnismä­
ßig niedrig gehalten). Im Juni 1980 ver­
fügte Demirel ,,Erleichterungen im 
Bankwesen, wobei die Zinssätze, die 
von internationalen Finanzkreisen als 
zu niedrig eingeschätzt wurden, freige­
geben wurden“. Erst dann ließ sich der 
IWF zu einem neuen Abkommen her­
bei. Folge der Hochzinspolitik: Im 1. 
Halbjahr 1981 wurden 1371 Firmen li­
quidiert, 150% mehr als im Vorjahr, 
größtenteils Kleinkapitalisten.

„Keine Subventionen für Staatsbe­
triebe“: Obwohl seit 1950 mit kurzen 
Unterbrechungen Parteien regiert ha­
ben, die den staatskapitalistischen 
Kurs des Kemalismus ablehnen, ist der 
Anteil der Staatsunternehmen an Pro­
duktion und Investitionen immer wei­
ter gestiegen. 40% der in der Industrie 
beschäftigten Lohnabhängigen arbeite­
ten 1978 in Staatsbetrieben (übrigens 
zu Löhnen, die im Schnitt ein Drittel 
höher lagen als in der Privatindustrie). 
Gestützt auf billige Kredite der Zen­
tralbank und geschützt durch Import­
beschränkungen konnten die Staatsun­
ternehmen die türkische Wirtschaft mit 
im Land produzierten Grundstoffen zu 
relativ günstigem Preis versorgen, so 
mit Kunstdünger, Zement und Raffi­
nerieprodukten. Durch Streichung der 
Staatszuschüsse zwang Demirel die 
staatlichen Betriebe zu drastischen 
Preiserhöhungen. Daß damit die 
Staatsbetriebe der Vernichtungskon­
kurrenz durch imperialistische Konzer­
ne ausgesetzt werden sollen, gibt die 
OECD in ihrem Jahresbericht 1981 zu: 
„Der so erreichte Fortschritt könnte 
leicht teuer zu stehen kommen, wenn 
ihm nicht geeignete Maßnahmen zur 
wirksamen Verbesserung des Funktio­
nierens dieser Unternehmen folgen. 
Die lebhaftere Konkurrenz, die der 
Anstieg des Imports hervorbringen 
wird, wird dazu wahrscheinlich beitra­
gen.“

„Ungehemmte Zufuhr von Aus­
landskapital“: Im März 1980 beklag­
ten sich die „Nachrichten für Außen­
handel“ über das „ungünstige Investi­
tionsklima“ in der Türkei: „Die aus­
ländischen Investitionen waren in den 
letzten Jahren rückläufig; einige Fir­
men haben sich in letzter Zeit vom 
Markt zurückgezogen. Deutsche Un­
ternehmen versuchen, oft mit schwe­
ren Verlusten, durchzuhalten.“ Ein
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Landwirtschaft der Türkei: Obst- 
und Gemüseplantage der EG?
Die türkische Landwirtschaft, in der 
über 50% aller Beschäftigten des 
Landes arbeiten, ist durch schroffe 
Klassenwidersprüche, geringe Me­
chanisierung und schwere Arbeit für 
die Masse der rechtlosen und armen 
Bauern gekennzeichnet. Die Groß­
grundbesitzer, die 4,7% der ländli­
chen Bevölkerung ausmachen, besit­
zen die besten Böden und 41% des 
Landes. !/3 der ländlichen Bevölke­
rung von 26 Mio. (1973) dagegen 
besitzen überhaupt kein Land, weitere 
mehr als 40% weniger als 5 Hektar. 
Das reicht nicht, um ihre Familien zu 
ernähren. 1972 erzielten 70% der 
ländlichen Familien aus dem Verkauf 
ihrer Produkte gerade umgerechnet 
100 DM Erlös pro Kopf. Die Bauern 
müssen sich deshalb bei den Groß­
grundbesitzern als Landarbeiter, Sai­
sonarbeiter oder Pächter verdingen, 
sind bei den Händlern gewaltig ver­
schuldet. Viele müssen in den Städ­
ten oder sogar im Ausland Arbeit su­
chen.

Trotz dieser elenden Lage der Bau­
ernmassen und obwohl z.B. nur 32% 
des Landes mit Hilfe von Traktoren 
bearbeitet wird, kann die Türkei bis 
heute den Lebensmittelbedarf ihrer 
Bevölkerung aus eigener Produktion 

decken. Mit Unterstützung der ver­
schiedenen Regierungen weiteten die 
Bauern von 1934 bis 1971 die Ackerflä­
che von 10 Mio. ha auf 25 Mio. ha aus. 
Die Weizenproduktion stieg von 2,9 
Mio. t 1929 über 6,4 Mio. t 1952 auf 
16,2 Mio. t 1979. Die Regierung er­
reichte diese Steigerung v.a. durch den 
Schutz der Landwirtschaft vor Impor­
ten, durch Bewässerungs- und Erschlie­
ßungsprogramme und durch ver­
gleichsweise hohe staatliche Ankauf­
preise für landwirtschaftliche Produk­
te. Den Erlös steckten Großgrundbe­
sitzer und Zwischenhändler in ihre Ta­
schen. Die Lage der Bauern besserte 
sich nicht. 5 bis 8 Mio. ha Boden sind 
inzwischen von Erosion bedroht, weil 
die Großgrundbesitzer sich nicht um 
die Kultivierung kümmern.

Heftige Proteste der Bauern und 
Landarbeiter führten mehrfach zu zag­
haften Landreformversuchen der Re­
gierung und zur Förderung landwirt­
schaftlicher Genossenschaften. Aber 
die Genossenschaften bekamen keine 
Unterstützung, keine Maschinen, statt­
dessen teure Kredite. Nach dem ersten 
Landreformgesetz von 1945 verteilte 
die Regierung lediglich 2,2 Mio. ha 
Staats- und Gemeindeland an die Bau­

ern, das Land der Großgrundbesitzer 
blieb unangetastet. Das zweite Land­
reformgesetz, 1973 nach mehreren 
spektakulären Besetzungen von 
Großgrundbesitzerland verabschie­
det, blieb bis heute auf dem Papier.

Seit Beginn der türkischen EWG- 
Assoziierung 1963 versuchen die Im­
perialisten, auch diese zaghaften 
Landreformansätze zu stoppen und 
stattdessen das Elend der türkischen 
Bauern zu nutzen, um sie zu Liefe­
ranten billigen Obstes, Gemüses usw. 
zu pressen. Seit 1973 sind für 93% 
der landwirtschaftlichen Exporte, 
immer noch Hauptexportprodukte 
der Türkei, die Zölle und Kontingen­
te der EG aufgehoben. Die türki­
schen Nahrungsmittelexporte stiegen 
allein bei Obst und Gemüse von 138 
Mio. $ 1970 auf 648 Mio. $ 1979. Der 
größte Teil davon geht in die EG.

Zur Verwandlung der türkischen 
Landwirtschaft in eine EG-Obst- und 
Gemüseplantage mußten aber noch 
weitere Schranken fallen, insbeson­
dere die Schranken für imperialisti­
sche Kapitalanlagen in der Landwirt­
schaft. Das hat die Junta jetzt be­
sorgt. Als eine ihrer ersten Maßnah­
men verkündete sie Ende 1980: 
,,Ausländer können in der Saatgüter­
produktion, in integrierten Vieh­
zuchtprojekten, im Export frischen 
Gemüses und in der Früchteproduk­
tion investieren.“

Jahr später konnte das BRD-Konsulat 
aus Istanbul melden, daß sich das 
Durchhalten gelohnt hat. Siemens pla­
ne Erweiterungsinvestitionen von 30 
Mio. DM, Hoechst und MAN wollten 
offene Lieferantenforderungen in Ka­
pitalerhöhungen umwandeln.

Eine der Gründe für das schlechte 
,,Investitionsklima“ war die strikte 
und langwierige Kontrolle aller Investi­
tionsvorhaben durch staatliche Behör­
den. Um die Bearbeitungszeit auf we­

15000 demonstrierten am 12.9.81 in Duisburg zum 1. Jahrestag des Putsches

nige Wochen zu verkürzen, richtete 
Demirel im Januar 1980 «ein eigenes 
Amt für Auslandsinvestitionen mit 
weitreichenden Vollmachten ein. Die 
Obergrenze von 49% für ausländische 
Beteiligungen entfällt seitdem, wenn 
mindestens 25% des Kapitals im Aus­
land tätigen Türken gehört. Die rege 
Förderung, die die Bundesregierung 
schon seit 1972 der Gründung von 
,, Arbeitnehmergesellschaften“ ange­
deihen läßt, findet damit ein noch brei­
teres Betätigungsfeld. Seit dem Mili­

tärputsch werden Wirtschaftszweige, 
in denen vorher ausländische und z.T. 
überhaupt private Investitionen unzu­
lässig waren, den Kapitalexporteuren 
geöffnet: Landwirtschaft und Roh­
stoffproduktion. Im Sommer 1981 hat 
die staatliche Rohstoffholding dem im­
perialistischen Kapital sieben ,,joint 
ventures* ‘ (Gemeinschaftsunterneh­
men), u.a. ein Aluminiumwerk, zur 
Beteiligung angeboten.

Wenn sich die westdeutschen Impe­
rialisten heute als Hüter der türkischen 
Demokratie in Pose werfen, so ist das 
reine Heuchelei. Das von ihnen diktier­
te Wirtschaftsprogramm ist ohne Mili­
tärdiktatur nicht durchsetzbar. Zum 
ersten Jahrestag des Putsches schreibt 
das BRD-Konsulat aus Istanbul: „Die 
Härten, die sich aus dem Lohnstopp 
für die Beschäftigten ergeben, sind so 
beträchtlich, daß sich hier sozialer 
Zündstoff ansammelt, der nur durch 
den Respekt vor der Militärregierung 
nicht aufflammt.“ Den besten Beitrag 
zur Unterstützung der Völker der Tür­
kei können die westdeutschen Arbeiter 
und ihre Gewerkschaften leisten, wenn 
sie den eigenen Ausbeutern die Mittel 
zur Einmischung und Ausbeutung der 
Türkei abschneiden: ,,Türkeihilfe“ 
und Kapitalexport.
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Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

Lohnforderung der 
Seehafenarbeiter

Hamburg, Nach etwa vier Wo­
chen Diskussion unter den Ha­
fenarbeitern wurde die Forde­
rung von der Bundestarifkom- 
mission am 10.11.81 beschlos­
sen. „Die Stundenlöhne der 1. 
Werktagsschicht der jeweiligen 
Lohngruppe sollen ab dem 1. 
Januar 1982 um 7% erhöht 
werden. Die schichtbezogenen 
Zuschläge erhöhen sich ent­
sprechend. Das Urlaubsgeld 
soll um DM 250 erhöht wer­
den.“ In den Betrieben waren 
vielfach höhere Forderungen 
beschlossen. So die Stauerei 
Tiedemann 8,5% plus 200 DM 
Urlaubsgeld oder Gesamtha­
fenbetrieb Hamburg 8% plus 
250 DM Urlaubsgeld.

Verschwundene Akten 
wieder aufgetaucht?

Nürnberg. Am 3. November 
begann der Prozeß gegen den 
ersten Block von 10 Angeklag­
ten in den 5.-März-Prozessen. 
Am vierten Verhandlungstag 
stellte sich der Staatsanwalt­
schaft die Aufgabe aufzuklä­
ren, wieso erst ab dem 31. 
März — vier Wochen nach den 
Verhaftungen - protokollier­
te, dann auch noch fast gleich­
lautende Polizeiaussagen vor­

Die Druckarbeiter und Journalisten aller italienischen Zeitungen 
haben am 12.11. gegen das Brachial-Sanierungsprogramm des 
Rizzoli-Konzerns gestreikt. Der größte Medienkonzern des Lan­
des (Marktanteil bei Tageszeitungen 24%, bei Wochenzeitungen 
über 30%) gibt u.a. die auflagenstärkste und zugleich angesehen­
ste bürgerliche Zeitung Italiens heraus, den „Corriere della Sera“. 
Um den Konzern für Interessenten an der anstehenden Kapitaler­
höhung noch profitabler zu machen, sollen jetzt drei Tageszei­
tungen geschlossen und 1350 Beschäftigte, ein Achtel der Ge­
samtbelegschaft, entlassen werden. Seit die Beteiligung der bishe­
rigen Eigentümer und leitender Redakteure an der P2-Geheimlo- 
ge aufgeflogen ist, tobt zwischen verschiedenen Bourgeoisfrak­
tionen der Kampf um die Kontrolle über den Konzern. Dagegen, 
daß bei dieser Gelegenheit von den Gewerkschaften durchgesetz­
te Betriebsvereinbarungen kassiert werden sollen, kämpft die Be­
legschaft schon seil Monaten. (Bild: Demonstration in Mailand)

München. 2000 Mitglieder der 
Gewerkschaft Textil-Beklei- 
dung (GTB), Südbayern, de­
monstrierten am 7.11. in Mün­
chen für die Erhaltung ihrer 
Arbeitsplätze. Zunehmend 
verlagern die westdeutschen 
Kapitalisten die Produktion in 
Niedriglohnländer und versu­
chen gleichzeitig, über Billig­
importe den Lohn in der BRD 
zu drücken. 328000 Arbeits­
plätze seien seit 1971 vernichtet 
worden (Hoffmann, Haupt­
vorstand der GTB). Die Ge­
werkschaft fordert, die jährli­
che Steigerungsrate von Textil­
importen von derzeit 6% auf 
1 % zu senken.

liegen. Tagsdrauf sind nun un­
mittelbar nach den Verhaftun­
gen angefertigte Protokolle 
„gefunden“ worden, die eini­
ges in dem Anklagegebäude 
bereits erschüttern. Die Vertei­
digung fordert Einstellung des 
Verfahrens und wirft der 
Staatsanwaltschaft Aktenun­
terdrückung vor - weiterhin 
fehlen Vernehmungsprotokol­
le. Nach gängiger Rechtsauf­
fassung wäre das Verfahren 
bereits geplatzt wegen unvoll­
ständiger Aktenvorlage bei Er­
öffnung. Das Gericht hat sich 
eine Woche vertagt — die wei­
tere Marschroute soll abge­
steckt werden.

Haftantritt von Rechts­
anwalt Härdle

Heidelberg. Am 11.11. trat der 
Rechtsanwalt G. Härdle die 
Haft in Stuttgart-Stammheim 
an. Gegen das Urteil von 22 
Monaten Gefängnis und die 
jetzige Haftanordnung hatten 
am 6.11. erneut 500 Men­
schen in Heidelberg demon­
striert. Auf der Kundgebung 
sprachen u.a. der stellvertre­
tende Betriebsratsvorsitzende 
des Rehabilitationszentrums 
Neckargemünd und ein Mann­
heimer Sozialrichter. Rechts­
anwalt Härdle gab bekannt, 
daß hinter der sogenannten 
Zuschauervereinigung, die ge­
gen die Darstellung des Falls in 
der Fernsehsendung „Report“ 
protestiert hatte, einige Herren 
stehen, die in ihrer Zeitschrift 
den Faschismus durchweg be­
schönigen. 80 bis 100 Men­
schen begleiteten am 11. No­
vember Dr. Härdle mit einem 
Autokorso nach Stammheim. 
Dort wurde u.a. von einem 
Mitglied des GEW Kreisvor­
standes Rhein-Neckar darauf 
hingewiesen, daß jetzt ein Be­
rufsverbot verhindert werden 
muß.

Jugendgefängnis: 
Strafbares Hungern 

Westberlin. Am 15.11.81 bra­
chen vier jugendliche Gefange­
ne aus der Jugendstrafanstalt 
in der Schönstedtstr. in West­
berlin ihren 40tägigen Hunger­
streik gegen die Haftbedingun­
gen erfolglos ab. Das „Cafe 
Schönstedt“ dient der Sonder­
behandlung drogenabhängiger 
Straftäter. Die Inhaftierten 
wollten erreichen, daß sie Be­
such ohne Trennscheibe und 
Fliegengitter empfangen kön­
nen (sie haben sich sogar mit 
einer anschließenden Urinpro­
be einverstanden erklärt). Die ’ 

Panoramaspiegel in den Gän­
gen, die der ständigen Bespit­
zelung dienen, sollen ver- 4! 
schwinden. Der Zusammen- ” 
Schluß soll nicht auf drei Per­
sonen begrenzt sein. Ebenfalls 
enthält der 25-Punkte-Forde- 
rungskatalog die Forderung, 
daß die Zellenkontrollen im 
Abstand von 10 bis 15 Minu­
ten aufhören. 180 Häftlinge in 
der Strafanstalt Tegel bekun­
deten in einer Unterschriften­
sammlung ihre Solidarität. Im 
Frauengefängnis Lehrter Str. 
und in der Untersuchungshaft­
anstalt hungerten Gefangene 
aus Solidarität. 40 Mitarbeiter 
der Drogenberatungsstelle hat­
ten Senator Scholz zu soforti­
gen Verhandlungen aufgefor­
dert. Dessen Stellungnahme: 
Die zuständigen Stellen prüf­
ten, der Hungerstreik sei eine 
rechtswidrige Nötigung und 
ganz unverständlich für ihn.

Lohnforderungen bei 
Stahl beschlossen

Essen. 8,5% und zusätzlich 
1,5% als Ausgleich für den Re­
allohnverlust der letzten Lohn­
auseinandersetzung wurde von 
den IG-Metall-Vertrauensleu- 
ten bei P. u. S., Werk Peine, 
als Antrag zur Lohnforderung 
beschlossen. Auf einer Ver­
trauensleute-Vollversammlung 
der Mannesmann-Hütte in 
Duisburg-Huckingen sprachen 
mehrere Redner ebenfalls für 
eine Forderung in der Höhe 
von insgesamt 10%. Mit Aus­
nahme von 1980 ist es den 
Stahlkapitalisten seit 1975 stets 
gelungen, mit dem Vorwand 
der Stahlkrise deutlich niedri­
gere Abschlüsse als in der Me­
tallindustrie durchzusetzen. 
Begrüßt wurde der Vorschlag, 
eine vorgezogene Tarifrente 
mit 60 Jahren zu fordern, aber 
ausdrücklich ohne Anrech­
nung auf die Lohnforderung.
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Niedriglohnbetrieb Bosch
Bosch,9Qualität“ in Akkord­
hetze und Arbeitskraftverschleiß
Stuttgart. Das Unternehmen Robert 
Bosch hat einen ,,sozialen“ Ruf, an 
dem Geschäftsführung und baden- 
württembergisches Kultusministerium 
eifrig weben. Heute noch kann man in 
Schulbüchern die Mär vom Firmen­
gründer lesen, der als Handwerker be­
ginnend ein Weltunternehmen schuf, 
das weltweit führend ist in der elektri­
schen Kraftfahrzeugausrüstung, und 
der sich wegen seiner sozialen Verdien­
ste den Namen ,,roter Bosch“ ein­
heimste. Tatsächlich ist Bosch seit sei­
nen Anfängen ein Betrieb, der billigste 
Frauenarbeitskraft an Akkordarbeits­
plätzen ausbeutet, der Spitzenwerte in 
der Ausbeutung erreicht und der mit 
unerträglichen Drohungen und Entlas­
sungsschikanen die Arbeiter versucht 
einzuschüchtern.

Bosch war einer der ersten Betriebe, 
die die Doppelschichtarbeit einführten 
(1905), und Robert Bosch trieb 1913 in 
Stuttgart während einer Geschäftsflau­
te die Metallgewerkschaft zum Streik, 
indem er Akkordvorgabezeiten kürzte 
und massiv gegen gewerkschaftliche 
Vertrauensleute vorging.

Heute beschäftigt Bosch im größten 
inländischen Werk in Feuerbach 10400
Arbeiter und Angestellte. Von den 
8000 Arbeitern sind allein 4336 (Stand 
Nov. 80) ausländischer Nationalität, 
das sind damit 54,6%. 1980 lag der 
Krankenstand bei ausländischen Ar­
beiterinnen laut Betriebskrankenkasse 
Bosch (BKK) bei 13,4%, im gesamten 
Werk bei Angestellten und Arbeitern 

t zusammen bei 8,5%. Gegen den hohen 
'4 Krankenstand insbesondere bei den 

Arbeiterinnen haben die Kapitalisten 
zum Feldzug geblasen: Durch Ein­
schüchterung und Entlassung Kranker 
soll der Krankenstand gesenkt werden. 
Die Firmenleitung begründet dies mit 
ausuferndem Mißbrauch von Lohn­
fortzahlung und Versicherungslei­
stung. Jedoch sind die menschenschin­
dende Arbeitsorganisation und die Er­
höhung des Arbeitstempos ursächlich 
für den hohen Krankenstand. Das soll 
im folgenden belegt werden.

Ca. 2000 Arbeiterinnen arbeiten im
Werk Feuerbach an Montagebändern 
in den untersten Lohnklassen. Im ab­
gedruckten Bild ist ein solcher Arbeits­
platz zu sehen. Er ist am Montageband 
für Verteilereinspritzpumpen einge­
richtet, ist jedoch typisch für Bandar­
beitsplätze bei Bosch. An diesem Platz 
sind in einem Arbeitstakt von 1,29 Mi­
nuten oder 87,4 Sekunden mit der lin­
ken Hand 12 Handgriffe, mit der rech­
ten Hand 14 Handgriffe zu erledigen. 

Im einzelnen: Linke Hand: 1. weiter­
schalten des Werkstückträgers, 2. 
Gummidichtung aufnehmen und in 
Deckel einsetzen, 3. Deckel nach unten 
drücken, 4. Schraube aufnehmen und 
ansetzen im Gehäuse, 5. Schrauber 
aufnehmen und festschrauben, 6. hin­
tere Schraube festschrauben, 7. auf­
nehmen Feder und auf Deckel setzen, 
8. Verstellhebel aufnehmen, ausrichten 
und auf Teillast regier setzen, 9. Teil­
lastregler anheben, 10. Rumpfhebel

aufnehmen, ausrichten und auf Teil­
lastregler setzen, 11. Sicherungsschrau­
be aufnehmen, auf Schraube setzen.

Die Intensität der Arbeit wird mit 
wissenschaftlichen Methoden gestei­
gert. So ergeben immer wieder Arbeits­
platzanalysen der Kalkulatoren, daß 
Arbeitsplätze wegfallen und die Tätig­
keit auf andere Arbeitsplätze aufgeteilt 
wird. Durch Nichtersatz von Abgän­
gen aus der Belegschaft konnte Bosch 
im Werk Feuerbach innerhalb der letz­
ten 12 Monate die Belegschaft von 
11500 auf 10400 verringern. Die Aus­
dünnung der Abteilungen führt dazu, 
daß jetzt an den Montagebändern die 
Arbeiterinnen gleichzeitig an zwei und 
drei Arbeitsplätzen arbeiten müssen, 
während in anderen Abteilungen Kurz­
arbeit für 500 Arbeiterinnen angesetzt 
ist. Ein vom Betriebsrat geforderter 
Beschäftigungsausgleich wurde von 
den Werksleitungen abgelehnt.

Die durchschnittlichen Fehlzeiten an 
allen Montagebändern betragen 30%, 
das heißt, daß immer eine von drei Ar­
beiterinnen fehlt. Nach Veröffentli­
chungen der Betriebskrankenkasse 
Bosch haben die Krankengeldzahlun­

gen 1980 gegenüber 1979 um 20% zu­
genommen bei gleichzeitigem Rück­
gang der Krankengeldfälle. Das heißt, 
daß die Länge der Krankheiten zu­
nimmt und somit auch die Schwere. 
Der Rückgang der Krankengeldfälle ist 
eindeutig Ergebnis verschärften Nach­
spionierens von Kranken durch die 
Krankenkasse und das Personalbüro 
der Firma. War bisher zwischen Fir­
menleitung und Betriebsrat vereinbart, 
daß Arbeiter erst nach 60 Tagen 
Krankheit pro Jahr auf dem Personal­
büro dazu Stellung nehmen müssen, so 
wird jetzt grundsätzlich jeder Kranke 
nach Gesundung auf das Meisterbüro 
vorgeladen, im Wiederholungsfall auf 
das Personalbüro.

Die Krankheitsbefunde bei den Ar­
beiterinnen und Arbeitern sind typisch 
für die ausgeführten Tätigkeiten in den 
Abteilungen und widerlegen jede 
,,Mißbrauchs“these. An den Monta­
gebändern überwiegen Wirbelschädi­
gungen, Sehnenscheidenentzündun­
gen, Muskelverspannungen, Kreislauf­
und Herzschwächen. In den Abteilun­
gen, wo nachts durchgearbeitet wird, 
überwiegen Magen- und Darmge­
schwüre, Schlafstörungen, Kreislauf­
beschwerden. Der hohe Krankenstand 
ließe sich verringern durch Abbau und 
Verbot von Nachtarbeit, durch Be­
schäftigungsausgleich mit anderen Ab­
teilungen, wo kurzgearbeitet wird, 
durch Einschränkung der Akkordhet­
ze. Aber nichts dergleichen: Die Fir­
menleitung plant den Ausbau des Drei- 
und Zweischichtbetriebes und Abbau 
des Facharbeiterkörpers um 10%. Ge­
gen die Eingruppierung in den unteren 
Lohngruppen kämpft eine Bandbeleg­
schaft schon jahrelang durch konse­
quente Überstundenverweigerung. Der 
Grundlohn einer Arbeiterin in Lohn­
gruppe 2 beträgt brutto monatlich 
1405 DM. In mehreren Produktions­
werkstätten wurden Unterschriften für 
Höhergruppierungen gesammelt, in ei­
nigen Fällen wurde die Höhergruppie­
rung durchgesetzt.

NRW-Haushalt
Erzieher nur noch
Halbtagskräfte

Düsseldorf. Im Entwurf für das 
,, Haushaltssicherungsgesetz4 ‘ NRW 
sollen allein 500 Mio. DM an Soziallei­
stungen gestrichen werden. Gesetzliche 
Verpflichtungen des Landes und der 
Gemeinden werden nicht eingehalten. 
So auch im Kindergartenbereich. Im 
1972 verabschiedeten Kindergartenge­
setz verpflichtete sich die Landesregie­
rung, bis zum 31.12.81 die Kindergär­
ten völlig beitragsfrei zu machen. Das 
ist um wenigstens ein Jahr verschoben, 
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stattdessen sollen die Eltern mehr als 
6% der Betriebskosten aufbringen. 
Gleichzeitig können laut Runderlaß 
des Sozialministeriums die Gruppen­
stärken von 25 auf 30 Kinder erhöht 
werden; die Gewerkschaften fordern 
eine Reduzierung auf 15 Kinder. 40 
Mio. DM sollen den Kindergärten ent­
zogen werden, bei Mangel an Kinder­
gartenplätzen. Im Düsseldorfer Stadt­
teil Oberkassel z.B. haben 70% der an­
gemeldeten Kinder keinen Platz.

Die SPD-Fraktion im Landschafts­
verband Westfalen/Lippe will zusätz­
lich die Betreuungsstunden nachmit­
tags streichen und Planstellen verrin­
gern bzw. Vollkräfte in Teilzeitkräfte 
um wandeln. Für Kinder von berufstä­
tigen oder alleinerziehenden Eltern be­
deutet dies Betreuungslosigkeit am 
Nachmittag oder Arbeitslosigkeit für 
die Eltern. Der Erzieherberuf würde 
auf einen 20-Stunden-Job reduziert, 
pädagogische Vor- und Nachberei­
tungszeit zu unbezahlter Mehrarbeit.

Die Stellungnahme des Sozialmini­
steriums zu diesen Plänen bekräftigt 
diese Vorschläge. Da ist die Rede von 
nicht ,,allgemein“ und nicht ,»pau­
schal“ schließen, sondern „nach Prü­
fung der Einzelfälle“ „vor allem im 
ländlichen Bereich“. Auf dem Lande 
soll also mit der Schließung begonnen 
werden. Ohnehin ist die Betreuung in 
den Kindergärten schon unzureichend. 
Die Kinder sind vormittags 4 Stunden 
im Kindergarten, werden mittags nach 
Hause geschickt und dürfen nachmit­
tags noch 2 Stunden kommen. Das 
steht einer oft notwendigen Berufstä­
tigkeit beider Elternteile im Wege. So 
ist die Forderung der Gewerkschaften 
nach Kindertagesstätten als Betriebs­
kindergärten die richtige Antwort auf 
die geplanten Streichungen und den 
tatsächlichen Bedarf. In Bielefeld z.B. 
gibt es nach Angaben des DGB nur 835 
Ganztagsplätze bei 3605 Kindern ab 3 
Jahren, deren Eltern berufstätig sind.

Betrachtet man diese geplanten Ein­
sparungen nun im Lichte der erwarte­
ten steuerlichen Mehreinnahmen von 
2,4 Mrd. DM, so erscheinen sie als Teil 
des breit angelegten Programms zur 
Lohnsenkung. In Zeiten großen Ar­
beitskräftemangels entstanden solche 
Gesetze wie das Kindergartengesetz in 
NRW; heute erscheinen sie unpassend. 
Da soll die Frau zurück ins traute 
Heim, die Kinder um sich geschart. 
Norbert Blüm von der CDU bietet 
dann die Heimarbeit als Lösung für 
das Fehlen des Lohns der Mutter an. 
Die Beschäftigten der Kindergärten 
werden Teilzeitkräfte bei ganzer Arbeit 
mit halbem Lohn und halben Rechten.

In zahlreichen Städten des Ruhrge­
biets kam es zu Protesten der Eltern 
und der ÖTV/GEW, so in Gelsenkir­
chen, Bochum, Bottrop, Essen, Dort­
mund und Marl.

Demonstration in der Wiesbadener Innenstadt am 14.11.1981

Startbahn West
Börner beharrt auf „Rechtsstandpunkt“, * 
CDU verlangt mehr Glaubwürdigkeit
Am Samstag, den 14.11., wurden in 
Wiesbaden über 220000 Unterschriften 
für die Einleitung des Volksbegehrens 
gegen den Bau der Startbahn West an 
den Landeswahlleiter im Verlauf einer 
Demonstration von 120000 Menschen 
übergeben. Die Forderungen der De­
monstranten waren: sofortiger Bau­
stopp, sofortiger Abzug der Polizei, 
sofortiger Schluß der Rodungsarbei­
ten, Abriß der „Schänd4‘-Mauer. Ulti­
mativ wurde die Landesregierung auf­
gefordert, bis Sonntag 12.30 Uhr über 
die ersten beiden Forderungen zu ver­
handeln, ansonsten würde der Flugha­
fen von 12.30 bis 22 Uhr blockiert wer­
den. Das hatte die BI am Mittwoch be­
schlossen.

Da sich Börner weiterhin fett auf sei­
nen Rechtsstandpunkt niederließ, wur­
de der Plan ausgeführt. Mehrere Tau­
send blockierten zehn Stunden lang 
den Autoverkehr und 2 Stunden lang 
die S-Bahn zum Flughafen. Auch das 
Frankfurter Kreuz wurde besetzt. Wei­
tere Tausende waren im Wald an der 
Mauer. Mit dicken Baumstämmen als 
Rammbock wurden die Betongrills aus 
der Mauer gebrochen. Durch die vielen 
Fronten waren die Polizeikräfte arg 
zersplittert. Außerdem haben sie all­
mählich „die Schnauze voll“ (GdP- 
Hessen Vorsitzender Koppmann) da­
von, daß sie die Bluthunde der Landes­
regierung abgeben sollen.

Seit der Räumung des Hüttendorfes 
am 2.11. findet in Frankfurt fast jeden 
Tag nach Schulschluß ein Protestzug 
der Schüler und abends eine Protestde­
monstration von mehreren Tausend 
Menschen gegen den Baubeginn und 
gegen die Landesregierung statt. Meh­
rere Demonstrationen auch in Darm­

stadt, Rüsselsheim, Offenbach und in 
vielen kleineren Städten wie z.B. 
Mörfelden-Walldorf oder am Wohnort 
der Minister Schneider und Hoffte; 
Schulstreik in einer Rüsselsheimer 
Schule, stattdessen Projektunterricht 
„Startbahn West“ und Besuch des 
Kreistags Groß Gerau; Ausstellung ei­
nes Kunstwettbewerbs mit Zeichnun­
gen, Aquarellen, Fotos, Collagen ge­
gen die Startbahn West in Darmstadt.

Schon am 7.11. waren in einem 
Sternmarsch 20000 bis 30000 Leute an 
die Rodungsfront im Wald gekommen, 
die Mehrzahl entschlossen, auf das ab­
gezäunte Gelände vorzurücken. Die BI 
hatte beschlossen, daß eine größere 
Anzahl von Bl-Vertretern mit entblöß- 
tem Oberkörper auf das Gelände vor- v 
dringen und die anderen nach rücken. 
Dort sollte mit Innenminister Gries 
(FDP) über die Forderungen - Bau­
stopp bis zum Volksentscheid, keine 
Rodungen - verhandelt werden. Nach 
über einer Stunde wurden schließlich 5 
Bl-Vertreter zu Gries vorgelassen. Mit 
der unverbindlichen Zusage, er werde 
sich im Kabinett für einen Baustopp 
während der Prüfung des Volksbegeh­
rens einsetzen, kehrten sie zurück. Bei 
einbrechender Dunkelkeit zogen die 
noch anwesenden 15000-20000 un­
verrichteter Dinge und überwiegend un­
zufrieden wieder ab. Die BI hat auf der 
Delegierten Versammlung am 8.11. da­
zu festgestellt, daß sie hereingefallen 
sei und diesen Fehler nicht noch einmal 
machen werde.

Trotzdem, die vollkommen unver­
bindlichen Zusagen von Gries haben 
eine Kabinettskrise ausgelöst. Der süd­
hessische SPD-Vorsitzende Görlach 
hatte nämlich schon ein paar Tage zu-
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vor Ähnliches geäußert. Die auf dem 
außerordentlichen SPD-Landespartei­
tag im Frühjahr unter Rücktrittsdro­
hungen Börners und dem Hinweis auf 
die Gefährdung der Bundesregierung 
zurechtgeklopfte SPD-Fraktion drohte 
Risse zu bekommen. Börner gegenüber 
der FAZ: ,,Schon wenn nur ein Domi­
nostein fällt, muß man sofort etwas 
unternehmen“. Brandt und Verkehrs­
minister Hauff eilten zur SPD-Frakti­
onssitzung nach Wiesbaden. Es ist 
nicht bekannt, mit welchen Argumen­
ten und Drohungen Brandt, Hauff und 
Börner die SPD-Fraktion wieder aus­
gerichtet haben. Der Beschluß ist, es 
wird weiter gebaut. Gleiches haben die 
FDP-Fraktion und das Kabinett be­
schlossen. Die SPD hat sich zum Inter­
essenverwalter der Kapitalistenklasse 
gemacht. Hauff — das ist das einzige 
Argument, das bekannt wurde — hat 
auf die bundesverkehrspolitische Not- 

xx wendigkeit der Konzentration des 
y Luftverkehrs auf Frankfurt verweisen.

Die Lufthansa will nach Inbetriebnah­
me ihrer neuen computergesteuerten 
Frachtanlage West auf dem Frankfur­
ter Flughafen ihren weltweiten Fracht­
umschlag in Frankfurt konzentrieren. 
Konzentration und Rationalisierung 
sind die Triebkräfte für den Ausbau 
des Flughafens neben militärischen 
Gründen (siehe PB 21/81). Und wenn 
das Frachtaufkommen auch stagniert, 
dann sind Rationalisierung und beste 
Flugverbindungen ohne Verzögerun­
gen um so dringlicher, um die Konkur­
renz auszustechen.

Die CDU macht der Landesregie­
rung kräftig Dampf. Sie begrüßt »je­
den rechtsstaatlichen Schritt, der den 
zügigen Ausbau des Frankfurter Flug­
hafens ermöglicht“. Der Polizeieinsatz 

z gegen das Hüttendorf habe einen an- 
u haltend rechtswidrigen Zustand been­

det. Nur, die Räumung hätte schon 
früher stattfmden müssen. Dregger: 
der Landesregierung fehlt es an ,,Klar­
heit, Folgerichtigkeit und Glaubwür­
digkeit.“

Sozialhilfe
,,Sparprogramm“ gegen 
Alte, Kranke, Behinderte

Hamburg, Rd. 42 Mio. DM Sozialaus­
gaben will der Senat 1982 ,,einsparen“ 
- neben Jugendlichen und Auslän­
dern vor allem auf Kosten alter Men­
schen, Kranker und Behinderter und 
ihren Familien:

1) Bisher waren Hilfeleistungen wie 
häusliche Pflege, Hilfe zur Weiterfüh­
rung des Haushalts, Hilfe in der Tages­
pflegestätte und Hilfe nach Krebser­
krankung für Hilfeempfänger kosten­

frei, deren Einkommen nach Abzug 
der Kaltmiete 973 bzw. 1073 DM nicht 
überstieg. Ab 1.1.82 wird diese frei­
bleibende Einkommensgrenze auf 660 
DM herabgesetzt. Ein Hilfebedürftiger 
mit obigem Einkommen muß dann 200 
bis 300 DM (70% des Betrages, der die 
Einkommensgrenze übersteigt) für die 
bisherige Hilfe selbst aufbringen, d.h. 
er wird sie nicht bezahlen können. An 
dieser ,»Sparmaßnahme“, die 1 Mio. 
DM einbringen soll, werden einige 
Menschen früher sterben.

2) „Die Rechtsvermutung des §16 
Bundessozialhilfegesetz ist voll anzu­
wenden!“ Dort wird „unterstellt“, 
daß nicht unterhaltspflichtige Angehö­
rige, die mit einem Bedürftigen Zusam­
menleben, diesen unterstützten. Bisher 
galt diese „Rechtsvermutung“ als wi­
derlegt, sobald ein Antrag auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt gestellt wurde. 
Jetzt müssen Hilfesuchende nachwei­
sen, daß sie nicht unterstützt werden.

3) Bei Anspruch auf Pflegegeld wur­
den bisher die Rentenversicherungsbei-

Gegen die Absicht des Senats, den Per­
sonalbestand bis 1985 um 5% zu kür­
zen, führt die ÖTV eine Unterschrif­
tensammlung im Bezirksamt Ham­
burg-Mitte durch.

mannes) gezahlt, „denn die Pflegeper­
son soll in etwa so gestellt werden, als 
wenn sie die Berufstätigkeit nicht auf­
gegeben hätte“. Ab 1982 wird nichts 
gezahlt, wenn bereits Anspruch auf 
Versorgung besteht, z.B. durch eigene 
Versicherung oder die des Mannes.

4) Gestrichen werden bzw. sind u.a.: 
die Mietbeihilfe für Behinderte, die Te­
lefonhilfe für rd. 4500 alte Menschen, 
die Kostenübernahme von Erholungs­
reisen für Heimbewohner im Rahmen 
der vorbeugenden Gesundheitshilfe, 
die Weihnachtsbeihilfe für Asylbewer­
ber, für die meisten Ausländer und So­
zialhilfeempfänger, die keine laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten.

Gegen diesen Raubzug rufen mehre­
re Initiativen und Einrichtungen des 
Jugend- und Sozialbereichs zu einer 
Demonstration am 20.11. auf.

Hochschulen
Aktionstage in Baden- 
Württemberg

Heidelberg. Zusätzlich zu den Kürzun­
gen im Bundeshaushalt wie BAföG- 
Kürzungen usw. kommen jetzt die 
,,Spar“-Maßnahmen der Länderregie­
rungen auf den Tisch. In Baden-Würt- 
temberg werden im Bereich des Wis­
senschaftsministeriums vom Land 14 
Mio. DM gestrichen. Hochschulmini­
ster Engler will „dafür“ die Mensa­
preise um eine DM auf drei DM her­
aufsetzen, auch bei den Wohnheim­
plätzen „kräftig aufschlagen“, und 
von ca. 50% der Studenten Studienge­
bühren von 300 DM pro Semester ver­
langen, was allein schon 48 Mio. DM 
pro Jahr einbringen würde.

Die Vereinigten Deutschen Studen­
tenschaften haben zwar durch ihren 
Zentralrat bundesweite Aktionstage — 
Proteste und Streik vom 7. —12.12. — 
beschlossen. Der Aufruf enthält aller­
dings keinen konkreten Vorschlag zur 
Vereinheitlichung der Aktionen, statt­
dessen nur die Forderungen „Für Frie­
den und Abrüstung! Für eine alternati­
ve Wirtschafts- und Sozialpolitik! Ge­
gen Sozial- und Bildungsabbau!“

In Baden-Württemberg, wo ein Teil 
der Studentenvertretungen erst im 
Wiederaufbau ist, sind nicht nur die 
Aktionsformen, sondern auch die in­
haltlichen Schwerpunkte der Aktions­
tage demnach recht unterschiedlich. 
An den Fachhochschulen, wo bis zu 
80% der Studenten von den BAföG- 
Streichungen betroffen sind, laufen 
zum Teil Streikvorbereitungen, wäh­
rend an fast allen Universitäten Streik 
im Moment nicht möglich ist.

Bisherige Planung am Beispiel der 
PH Heidelberg: Die Vollversammlung 
am 28.10. hat eine Arbeitsgruppe (AG) 
zur Vorbereitung der Aktionstage ge­
bildet. 30 Studenten waren beim ersten 
Treffen. Die vorgeschlagenen Schwer­
punktthemen: BAföG-Senkungen und 
Kürzungsmaßnahmen an den Hoch­
schulen / Einführung von Wehrkun­
deunterricht und KMK-Erlaß, Frie­
denserziehung / Bildungs- und Schul­
politik der CDU / gesamte Bundes­
haushaltskürzungen, Zusammenarbeit 
mit den Gewerkschaften. Geplant ist 
vor allem, Informationen hierzu zu ge­
ben. Einzelne Forderungen sind bisher 
nicht aufgestellt, was für einzelne Stu­
dentenvertretungen auch gar nicht so 
einfach ist angesichts täglich neuer 
Verschärfungsankündigungen. Die 
Aktionsvorschläge der AG: Wandzei­
tungen mit Zeitungsartikeln der letzten 
Monate zu den Studenten; Leserbriefe; 
Theatergruppe; Veranstaltung mit der 
GEW zur Schulpolitik; Veranstaltung 
mit dem DGB zum Bundeshaushalt.
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,,Spar“pläne Hannover
Gemeinsamer Kampf gegen Kürzungen 
im Jugend- und Sozialbereich
Hannover. Am 27.9.81 waren die 
Kommunal wählen in Niedersachsen, 
am 30.9.81 tagte die Dezernentenrunde 
der Stadtverwaltung Hannover (Leiter 
aller Dezernate der Stadtverwaltung) 
und gab noch am selben Tage eine Rei­
he von durch die Verwaltung geplanten 
Sparmaßnahmen im Rahmen des 
Haushaltsentwurfs 1982 öffentlich be­
kannt. All das war verwaltungsintern 
bereits vor den Wahlen bekannt, die 
Ratsparteien sollen hierüber jedoch 
noch nicht informiert gewesen sein. 
Die CDU hat in Hannover die Wahl 
gewonnen, d.h. erstmals ebenso viele 
Sitze im Rat wie die SPD (je 28). Die 
veröffentlichten Sparvorschläge liegen 
auf der Linie der Wahlaussagen, die 
die CDU getroffen hatte, ebenso die 
der FDP. Die SPD hat sich dazu nicht 
klar geäußert, die Grüne Alternative 
Bürgerliste (GABL) und die DKP ha­
ben Kürzungen im Jugend- und Sozial­
bereich entschieden abgelehnt und de­
ren weiteren Ausbau gefordert.

Die geplanten Kürzungen u.a.:

— Schließung der Jugendzentren 
Glocksee, Sahlkamp, Lister Turm,
— Schließung des Kinderheims Burg­
eck,
— Schließung der Miniclubs Mittelfeld 
und Vahrenheide, des Jugendgäste­
hauses, des Kinderladens Kornstraße, 
der Jugendberatungsstelle Hinterhaus,
— Privatisierung von acht Kindergär­
ten,
— Streichung der Zuschüsse für Ju­
gendbaracke Mühlenberg, Jugendso­
zialwerk, für Schwimmkurse der Kin­
dertagesstätten, für Ferienwandern 
und Ferienschwimmen,
— Kürzung der Beihilfen für die Ju­
gendarbeit der Verbände, Lager, Fahr­
ten und internationale Begegnungen 
um 10%,
— Kürzung der Zuschüsse für die Dro­
genberatungsstelle um 50000 DM,
— Kürzung der Beihilfen für arbeitslo­
se Jugendliche,
— Streichung von 700000 DM für 
Praktikantenstellen; Umstellung der 
Spielparks auf Halbtagsbetrieb,

— Streichung des gesamten Vorschul­
programms und der Lernmittelhilfe für 
bedürftige Kinder und Sonderschüler,
— 3 DM Eintritt zu allen städtischen 
Museen (bisher frei),
— Benutzergebühren für die Stadtbib­
liotheken (bisher frei),
— Streichung der Zuschüsse für das 
Kommunale Kino.
Außerdem sind alle Neuplanungen für 
Spielparks, Jugendzentren, Freizeithei­
me etc. auf Eis gelegt.

Nach ersten Protesten, vor allem der 
Beschäftigten und Jugendlichen aus 
von Schließungen betroffenen Jugend­
zentren, wurde am 6.10. von ca. 300 
Kindern, Jugendlichen und Beschäftig­
ten in die große Rathaushalle gezogen; 
es wurden Tischtennisplatten, Judo­
matten, Kinderspielzeug aufgestellt, 
Transparente gegen die geplanten Kür­
zungen aufgehängt. An diesem Tag, ei­
ne Stunde nach Beginn der Aktion, 
war Sitzung des Verwaltungsausschus­
ses, des wichtigsten Gremiums des Ra­
tes, in dem auch die Dezernenten sit­
zen. Als der Dezernent für Jugend, So­
ziales und Gesundheit Beste (SPD) er­
schien und von den Demonstranten zur 
Rede gestellt wurde, gab er keine Aus­
kunft. Erst nach mehrfachem Anreden 
durch eine Sprecherin ließ sich Beste zu 
der Bemerkung herab: „So ein hüb­
sches Kind wie Sie möchte ich lieber al-

Beschlüsse gegen 
,, Spar4 ‘plane
Im folgenden sind Stellungnahmen 
der ÖTV, Personalrat und einzelner 
Gewerkschafter zu den geplanten 
Sparmaßnahmen auszugsweise doku­
mentiert:

,,Diese Sparbeschlüsse der Zentral­
verwaltung, die jetzt von den politi­
schen Gremien beraten werden müs­
sen, wollen wir in diesem INFO be- 
kanntgeben. Mit diesem Schritt der 
Information möchten wir gleichzeitig 
unsere gemeinsamen Bemühungen 
gegen die beabsichtigten Maßnahmen 
der Stadt Hannover einleiten. Wir 
rechnen nicht nur mit der Solidarität 
der betroffenen Mitarbeiter, sondern 
wünschen uns eine Aktivierung der 
betroffenen Bürger in unserer Stadt 
gegen die unsozialen Pläne der Stadt­
verwaltung ... “ 
Personalrat Jugendamt, INFO 1/81, Okt. 81

. In Hannover z.B. sollen allein 
im nächsten Haushaltsjahr 300 Stel­
len gestrichen werden ... Worauf es 
jetzt ankommt ... Es wird nicht 
mehr ausreichen, einfach Forderun­
gen zu formulieren. Die Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben müs­
sen bereit sein, ihren Forderungen 
den nötigen Nachdruck zu verleihen 
und aktiv für die Durchsetzung ihrer 
Interessen einzutreten . . . Wir stellen 

fest ... Mit Hinweis auf die angeblich 
leeren Kassen sollen die Lebensbedin­
gungen der Arbeitnehmer verschlech­
tert werden .. . Der Widerstand be­
ginnt: In vielen Ämtern und Betrieben 
haben die Diskussionen und die Aus­
einandersetzung mit den Vorstellungen 
der Regierung und der Arbeitgeber be­
gonnen.“
,,die ötv teilt mit“, ÖTV-KV Hannover

„Nach einer Vorstandssitzung der 
ÖTV Kreisverwaltung geht die Ge­
werkschaft mit Bund, Ländern und

8.10.: 300 im Rathaus Hannover

Gemeinden zunächst gleich hart ins 
Gericht . . . Mit besonderem Miß­
trauen und großer Sorge aber wird 
die hausgemachte Rotstiftpolitik be­
obachtet . .. Womögliche Abspra­
chen von SPD, CDU und FDP ,auf 
dem Rücken des städtischen Perso­
nals4 werde man ,nicht widerspruchs­
los hinnehmen und gezielt gegen sol­
che Machenschaften vorgehen4 
(ÖTV-Geschäftsführer Kraayvan- 
ger).44
Neue Presse Hannover vom 27.10.81

„Aufruf zur Teilnahme an der Ak­
tionswoche gegen die geplanten Ein­
sparungen im Jugend- und Sozialbe­
reich.
Gewerkschafter der ÖTV, Sozialar­
beiter, Jugendliche, Eltern ... alle 
Betroffenen wollen eine Woche lang 
folgende Aktionen durchführen: 
21.11. bis 28.11. Infostände täglich 
von 12 bis 18 Uhr am Kröpcke. 
26.11., 15 Uhr (Groß-)Kundgebung 
vor dem Rathaus am Tag der Haus­
haltsberatung . . . Diskutiert mit Eu­
ren Kolleginnen und Kollegen und in 
Euren Einzelgewerkschaften, wie ihr 
durch eigene Protestaktionen dazu 
beitragen könnt, den Sozialraub in 
Hannover zu stoppen.
— Die Sparvorschläge müssen vom 
Tisch!
— Beste soll gehen! ...44
Sozialpor'' es Forum Hannover 
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lein sprechen“, und verschwand. Nach 
ca. zwei Stunden — nachdem ein Inter­
view vom NDR aufgenommen wurde 
- verließen die 300 das Rathaus.

Wegen seines arroganten Verhaltens 
wurde Sozialdezernent Beste von 111 
Beschäftigten aus 18 hannoverschen 
Jugendeinrichtungen zum Rücktritt 
aufgefordert, ebenso von den Jungso­
zialisten in einem Brief an den SPD-

500 Jugendliche demonstrieren am 15.10. gegen die Sparpläne der Stadt

Vorstand und die SPD-Fraktion Han­
nover. Als auch von der ÖTV Kreis 
Hannover protestiert wurde, entschul­
digte sich Beste öffentlich beim DGB- 
Vorsitzenden in Hannover, Theil- 
mann, aber nicht bei der Sprecherin 
der Aktion im Rathaus vom 6.10.

Mittlerweile hatten Stadtjugendring, 
SJD-Die Falken, Evangelische Jugend 
und Mitarbeiter aus verschiedenen Ju­
gendeinrichtungen zu einer Demon­
stration am 15.10.81 aufgerufen. 500 
überwiegend Jugendliche zogen aus 
der Innenstadt zum Rathaus und über­
gaben dem zur Zeit nicht anwesenden 
Beste symbolisch eine wenig bekleidete 
Schaufensterpuppe in Lebensgröße: 
,,Er kann dann den Dialog mit der 
weiblichen Jugend so führen, wie er 
sich das offenbar wünscht.“

Am 19.10. wurde Oberbürgermeister 
H. Schmalstieg (SPD) in seiner Sprech­
stunde aufgesucht. Er könne und wer­
de erst mal nichts sagen, denn die Strei­
chungsvorschläge seien ja nur ein Ver­
waltungsentwurf, das müsse erstmal in 
den Rat eingebracht werden.

Zu dem Aktionstag der Gewerk­
schaftsjugend am 31.10. in Hannover 
für bessere Ausbildungsbedingungen 
gab die DGB-Jugend Kreis Hannover 
ein Flugblatt gegen die geplanten Kür­
zungen und Schließungen und für un­
eingeschränkte Fortführung der Jugend­
arbeit in Hannover heraus.

Gegenwärtig wird von den Personal­
räten, gewerkschaftlichen Vertrauens­
leuten und den Beschäftigten in den 
Ämtern beraten, wie die geplanten 
Kürzungen umfassend bekämpft wer­

den können. Gesamtpersonalrat und 
ÖTV Kreisverwaltung haben der ge­
planten Streichung von 300 Stellen in 
der gesamten Stadtverwaltung (im Jahr 
1982) den Kampf angesagt. Am 5.11. 
demonstrierten rund 200 Beschäftigte 
des Jugendamtes im Anschluß an eine 
Personalversammlung ins Rathaus, lie­
ßen in der Rathauskuppel Luftballons 
aufsteigen und übergaben Oberbürger­

meister Schmalstieg eine Resolution 
gegen die Kürzungen im Jugend- und 
Sozialbereich. Der Verwaltungsent­
wurf des ,, Spar “haushaltes 1982 wird 
am 26.11.81 in den Rat eingebracht. 
Vom 23. bis 28.11.81 wird eine Ak­
tionswoche durchgeführt.

Druckindustrie
Neue Angestellten­
gehaltstarife

Ab 1. Januar 1982 tritt in Bayern ein 
neuer Gehaltstarif für die kaufmänni­
schen und technischen Angestellten der 
Druckindustrie in Kraft. Die wesentli­
che Änderung besteht darin, daß die 
Aufteilung in kaufmännische und 
technische Angestellte aufgehoben ist 
und alle Angestellten einheitlich in den 
neuen „Gehaltsgruppen“ von 1 bis 6 
eingruppiert werden.

Bis jetzt wurden solche einheitlichen 
Gehaltsgruppeneinteilungen festgelegt 
in den Tarifgebieten: Westberlin, Nie­
dersachsen und Bremen, Nordmark 
(Schleswig-Holstein/Hamburg) und 
Nordrhein-Westfalen. In den anderen 
Bundesländern will die IG Drupa dies 
ebenso durchsetzen. Ziel dabei ist, die 
Angestelltentarifverträge der Druckin­
dustrie auf Länderebene anzugleichen, 
um über diesen Weg später zu einem 
bundesweit einheitlichen Tarifvertrag 
für Angestellte der Druckindustrie zu 
kommen. Dieses schon alte Verlangen 
der IG Drupa hatten die Druckkapita­
listen bisher kategorisch abgelehnt. 

Damit soll eine Angleichung an den 
schon zentralen Tarifvertrag für ge­
werbliche Arbeiter der Druckindustrie 
erreicht werden, mit dem Endziel des 
Entgelttarifvertrages für Arbeiter und 
Angestellte der Druckindustrie. Dies 
soll der objektiven Entwicklung Rech­
nung tragen, daß sich die Tätigkeiten 
immer mehr gleichen, und die Aufspal­
tung in unterschiedliche Tarife nur von 
den Kapitalisten zur Spaltung benutzt 
wird.

Mit der Vereinheitlichung von kauf­
männischen und technischen Ange­
stellten in den bisher fünf Tarifgebie­
ten ist allerdings gleichzeitig noch kei­
ne einheitliche Gehaltshöhe je Gruppe 
erreicht; die Tätigkeitsjahre bis zum 
Endgehalt in einer G-Gruppe sind zwar 
reduziert, aber es bestehen immer noch 
bis zu fünf Stufen. Die Gehaltsgrup­
penzahl ist uneinheitlich zwischen 
sechs bis neun Gruppen. Wichtig ist, 
daß die Endstufe der G-Gruppe 2 an 
den Facharbeiterecklohn angeglichen 
ist und die Endstufe der G-Gruppe 3 
an die 120% des Maschinensetzer­
lohns.

Die Eingruppierungskriterien sind 
im wesentlichen gleich: Die G-Gruppe 
1 sind „Tätigkeiten, die keine Berufs- / 
ausbildung erfordern“, für die G- /
Gruppe 2 und- alle weiteren ist eine I
Ausbildung erforderlich. Positiv ist, 
daß Ungelernte in den neuen Verträgen 
jetzt auch Zugang zu G-Gruppe 2 bzw. 
3 haben, da die Ausbildung „auch 
durch mehrjährige anderweitige Quali­
fikation erworben werden“ kann. Die 
Abstufungen nach oben sind alle mit 
Kriterien belegt: „mehr ... Kenntnis­
se, Selbständigkeit und Verantwor­
tung. “Hier besteht ein Problem: Das 
Kriterium der Belastung spielt keine 
Rolle. Obwohl die Tätigkeiten der G- 
Gruppe 2 vor allem sehr intensiv sind, 
verstärkt mit neuen EDV-Anlagen, 
wird dieser Verausgabung von Arbeits­
kraft keine Rechnung getragen.
(Zitate aus dem neuen Gehaltstarifvertrag Bayern)

§ 129 / 129a
24 Ermittlungen in 
zwei Landkreisen

Itzehoe. Justizminister Schmude: „Die 
§§ 129/129a folgen der Erfahrung, daß 
sich Banden gebildet haben, die Zu­
sammenwirken, um Verbrechen zu be­
gehen.“ Welche „Verbrechen“? In It­
zehoe wird seit dem 16.6. gegen sieben 
Mitglieder der BUU und „Bewegung 
weiße Rose“ wegen Bildung einer kri­
minellen bzw. terroristischen Vereini­
gung ermittelt. Im Durchsuchungsbe­
schluß heißt es: „Ziel der so gebildeten 
Personenvereinigung ist die Verhinde­
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rung des Baues des Atomkraftwerkes 
Brokdorf mit allen Mitteln ... Es hat 
sich der Verdacht ergeben, daß die 
Brandanschläge auf Betonfahrzeuge 
von Zulieferfirmen für die Baustelle 
des Atomkraftwerks Brokdorf von 
Mitgliedern der Bewegung weiße Rose 
bzw. der mit ihr verwobenen BUU It­
zehoe begangen worden sind“.

Tatsache ist, daß die Demonstration 
in Brokdorf mit 100000 nicht dazu ge­
führt hat, daß der Bau gestoppt wird, 
und daß die BI Anschläge auf Baufir­
men veröffentlicht hat, die die Presse 
verschweigen wollte.

Anfang Oktober sind in Elmshorn 
13 Jugendliche, fast alle unter 18 Jah­
re, festgenommen worden. Ihre Zim­
mer, z.T. auch die Wohnung der El­
tern, wurden ohne Durchsuchungsbe­
fehle durchsucht. Alle wurden stun­
denlang (bis zu 9 Stunden) verhört, 
zwei blieben 30 Stunden in Haft. Allen 
werden verschiedene Brandanschläge, 
u.a. auf das Rathaus, sowie Sprühpa­
rolen (Rache für Berlin, RAF usw.) 
vorgeworfen. Eine Demonstration mit 
350 Teilnehmern, zu der 24 Gruppen 
aufgerufen hatten, forderte die Einstel­
lung aller Ermittlungsverfahren nach § 
129/129a.

Mittlerweile gibt es ca. 300 Ermitt­
lungsverfahren wegen § 129/129a in 
der BRD. Für sie alle gilt auch das 
Kontaktsperregesetz. Die Absicht ist, 
den selbständigen Widerstand gegen 
die Politik der Kapitalisten und des 
Staates zu zerschlagen. Im KPD-Ver­
bot-ist festgelegt, was die Bourgeoisie 
bekämpfen will: ,,... eine aktiv kämp­
ferische, aggressive Haltung gegenüber 
der bestehenden Ordnung“. Art. 21 
GG ,,verlangt nicht ... ein konkretes 
Unternehmen, es genügt, wenn der po­
litische Kurs der Partei durch eine Ab­
sicht bestimmt ist, die grundsätzlich 
und dauernd tendenziell auf die Be­
kämpfung der freiheitlich demokrati­
schen Grundordnung gerichtet ist.“

Rekruten Rockenhausen
Maßnahmen gegen die 
Betriebsvereidigung

Rockenhausen. Am 24.11. soll die V—- 
eidigung im Metallbetrieb Keiper im 
pfälzischen Rockenhausen stattfinden 
(Pol.Berichte 19/81). Der Autozube­
hör-Betrieb hat etwa 1200 Beschäftigte 
und einen Jahresumsatz von 110 Mio 
DM. Vereidigt werden sollen die im 
saarländischen Bexbach stationierten 
Jungjäger. Gegen diese Vereidigung 
hat sich ein „Arbeitskreis Frieden“ ge­
gründet, in dem neben verschiedenen 
Parteien, Kirchen, Jugendorganisatio­
nen auch die Verwaltungsstelle der IG 
Metall Kaiserslautern arbeitet. Sie füh­

ren eine Unterschriftensammlung 
durch. Sie richtet sich gegen die Tradi­
tion der Fabrikgelöbnisse unter Nazi- 
Herrschaft und Preußens Gloria, „die 
in der Vergangenheit der Kriegsvorbe­
reitung dienten“. Und weiter: „Weil 
die Verbundenheit zwischen Bundes­
wehr und Arbeitnehmern demonstriert 
werden soll, andererseits aber die Bun­
deswehr den Einsatz gegen streikende 
Arbeiter im Rahmen der Notstandsge­
setzgebung trainiert“. Ebenso wird die 
entrechtete Lage der Soldaten, die „in 
der Wahrnehmung ihrer Grundrechte 
eingeschränkt sind (Meinungsfreiheit, 
Demonstrationsrecht) ‘ ‘, angegriffen. 
In der „Metall“-Ausgabe Nr. 21 wur­
de die Vereidigung im Betrieb angegrif­
fen und Apel die Frage gestellt, ob das 
nächste Gelöbnis in der Kirche stattfin­
de und der Pfaffe die Waffen segne.

Weitere Maßnahmen sind eine Podi­
umsdiskussion am 16.11., ein Aktions­
tag am 21.11. mit Ausstellungen und 
Kulturprogramm und eine Demonstra­
tion und Kundgebung am 23.11. in 
Rockenhausen. Gegen die geplante 
Vereidigung haben sich folgende Orga­
nisationen ausgesprochen: Vertreter-
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Versammlung der IGM Kaiserslautern, 
Bezirksjugendkonferenz des DGB 
Rheinland-Pfalz, IGM Verwaltungs­
stelle Frankfurt, SPD Rockenhausen, 
Vollversammlung der Universität 
Mainz.

Angesichts des breiten und heftigen 
Widerstands gegen öffentliche Gelöb­
nisse Ende letzten Jahres hatte Mini­
ster Apel von „neuen Begegnungsfor­
men“ zwischen Bundeswehr und Volk 
gesprochen. So wurde laut „Spiegel“ 
im September dieses Jahres bereits in 
Leipheim (Bayern) das erste Firmenge­
löbnis der Bundeswehr auf dem Be­
triebshof der Firma Wanzel abgehal­
ten. Die Lokalpresse konstatierte zy­
nisch: „Bei Gelöbnis demonstrierte 
nur die Bundeswehr“. (Günzburger 
Zeitung).

A usländerpolitik
Initiativen der Regierung 
in Stuttgart

Stuttgart. Die jüngste Initiative des 
baden-württembergischen Ministerprä­
sidenten Späth mit Vorschlägen zur 
yerschärfung der Ausländerpolitik 
liegt in einem Schreiben an den Bun­
deskanzler Mitte November. Darin 
macht Späth eine weitere Aufnahme 
von Asylbewerbern in Baden-Würt­
temberg nach April 1982 davon abhän­
gig, daß die Bundesregierung den Vor­
schlägen der CDU-regierten Länder 
zum Asylrecht nachkommt. Das be­
deutet Schaffung von bundesweiten 
Sammellagern und Verkürzung von 
Asylverfahren auf einen Monat durch 
Rechtsmitteleinschränkung.

Des weiteren hat die CDU-Landesre­
gierung im Oktober 81 „Maßnahmen 
und Initiativen zur Begrenzung des / 
Ausländeranteils in Baden-Württem­
berg“ beschlossen. Kein Familiennach­
zug mehr, wenn nur ein Elternteil hier 
lebt, bei Studenten und Ausbildungs­
bewerbern, bei Flüchtlingen humanitä­
rer Hilfsaktionen, wenn das vorher 
festgelegte Kontingent erreicht ist. 
Gleichzeitig sollen ausländische Be­
schäftigte nach weisen, daß ihre Woh­
nungen Mindestanforderungen genü­
gen (12 qm).

Neben diesen beschlossenen Maß­
nahmen gibt es laut Späth und seinem 
Innenminister Herzog „eine ganze Pa­
lette denkbarer Initiativen“. Sie selbst 
schlagen noch vor: Aufenthaltserlaub­
nispflicht für Kinder unter 16 Jahren 
und verschiedene „Rückkehranreize“. 
Letztere bestehen in sofortiger Aus­
zahlung der Rentenversicherungsbei­
träge, ohne Berücksichtigung der bis­
herigen zweijährigen Wartezeit und / ' 
Auszahlung von Überbrückungs- und 
Umzugskosten aus Arbeitslosengel­
dern. Allerdings sieht Späth eine Wir­
kung nur dann, wenn sich die Bundes­
regierung zusammen mit anderen EG- 
Ländern zu „Wirtschaftshilfemaßnah­
men, insbesondere zugunsten der Tür­
kei“ bereit erklärt.

Daß sich durch solche Anreize aus­
ländische Arbeiter nicht ködern lassen, 
hat eine Demonstration in Stuttgart ge­
zeigt, die sofort nach Bekanntgabe der 
baden-württembergischen Ausländer­
beschlüsse von mehreren türkischen 
und kurdischen Organisationen 
durchgeführt wurde. Wie schon bei der 
zentralen Demonstration in Duisburg 
hatte auch hier die Forderung nach 
Einstellung der „Türkeihilfe“ durch 
die Bundesregierung eine breite 
Grundlage; u.a. wurde auch „Aner­
kennung der deutschen Staatsangehö­
rigkeit für ausländische Arbeitnehmer 
ohne Vorbedingung“ gefordert.
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Untere Lohngruppen
Arbeiterinnen und Arbeiter aus unteren Lohngruppen 
berichten: Niedrige Löhne bei höchstem Arbeitstempo

Kabelfertigung im Bosch-Siemens- 
Hausgerätewerk in Traunreut. Es wer­
den dort Leitungen geschnitten, 
Stecker angeschlagen, Ösen gebogen, 
Drähte verzinnt — Teile, die später in 
Mixer, Kaffeemaschinen und vor allem 
Elektroherde eingebaut werden. Ein 
ziemlich typischer Betrieb für die Elek­
trobranche. Von den rund 3000 Be­
schäftigten sind bei den Arbeitern etwa 
40% Frauen.

Die am niedrigsten bezahlte Tätig­
keit in der Kabelfertigung ist das Ver­
zinnen von Drahtleitungen. Zumeist 
ältere Frauen sitzen über heißen Zinn­
bädern, an denen kleine Abzüge ange- 

x-x bracht sind. Die zu hundert Stück ge­
bündelten Leitungen müssen zunächst 
entbündelt werden und die einzelnen 
Drähte oft erst mit der Hand gerade 
gebogen werden. Dann werden sie ins 
heiße Zinnbad eingetaucht. Nachse­
hen, ob sie in Ordnung sind und able­
gen in eine Kiste.

Diese Tätigkeit ist nach dem Sie­
mens-Arbeitsplatz-Bewertungssystem 
in der untersten Lohngruppe, SAB 01, 
eingestuft, das sind 7,92 DM in der 
Stunde. Um auf diesen Grundlohn zu 
kommen, müssen die Frauen 100 Stück 
einseitig zu verzinnende Leitungen in 
11 Minuten machen. Bei einem Ak­
korddurchschnitt von 76 Minuten, 
gleich 126%, müssen in den acht Stun­
den 5400 Leitungen verzinnt werden, 
alle 5,3 Sekunden eine. Die Frauen 
kommen dann auf einen Stundenlohn 
von rund 10 Mark. Monatlich sind das 

/ - 1 700 DM brutto; verheiratet mit einem 
^'Kind (Steuerklasse IV, 1) werden netto 

um die 1200 DM ausgezahlt; in der 
Steuerklasse V sogar nur etwa 1030 
DM netto.

Bei den Tätigkeiten, die in der 
nächsthöheren Gruppe, SAB 02, einge­
stuft sind, liegen die Arbeitstakte eben­
falls im Sekundenbereich. Zum Bei­
spiel Biegen von Ösen an Massivleitun­
gen. Auf 100 Stück sind 14 Minuten 
vorgegeben, jede Öse muß zweimal ge­
bogen werden. In der Minute sind also 
14,3 Biegevorgänge zu machen, alle 4,2 
Sekunden einer. Die Leitungen werden 
mit der linken Hand ergriffen, in die 
Biegevorrichtung eingelegt, mit der 
rechten Hand wird der Handhebel an­
gezogen, wozu einige Kraft von der 
Arm- und Handmuskulatur aufge­
bracht werden muß. Dann ablegen der 
Leitungen in Kisten. Dieselbe Tätig­
keit, bei der jede Öse achtmal gebogen 
werden muß: Um hier auf den Akkord 
zu kommen, muß alle 2,7 Sekunden 
der Handhebel angezogen werden.

Der Stundenlohn liegt mit dem 
durchschnittlichen Akkord von 76 Mi­
nuten bei 10,40 DM — netto in Steuer­
klasse IV rund 1250 DM, in Steuer­
klasse V etwa 1060 DM.

Soweit Maschinenarbeit bei diesen 
niedrigst bezahlten Tätigkeiten vor­
kommt, wird der Arbeitsablauf da­
durch nicht entscheidend bestimmt. 
Beispiel: An abisolierte Leitungen 
müssen Stecker angeschlagen werden. 
Auf 100 Stück sind 10 Minuten vorge­
geben. Die Leitung wird in die An­
schlagvorrichtung der Maschine hin­
eingehalten, der Anschlaghub mittels 
Pedaldruck ausgelöst. Da der An­
schlaghub mit den Augen verfolgt wer­

Bestückung von Leiterplatten im Akkord.

den muß, sitzen die Frauen leicht vor­
gebeugt, außer sie sind besonders 
klein. Entsprechend häufig sind die 
Klagen über Ischias, Rheuma und 
Kreuzschmerzen.

Sobald die Tätigkeit mehr zur Ma­
schinenüberwachung wird, sind die 
einzelnen Arbeitstakte länger und die 
Bezahlung etwas höher. Maschinelles 
Schneiden von Leitungen wird nach 
SAB 04 bezahlt, bei 76 Minuten Ak­
kordabrechnung sind das 11,15 DM 
Stundenlohn. Der Nettolohn bei Steu­
eroase IV, 1 ist dann rund 1340 DM. 
Diese Arbeit wird meist von Männern 
gemacht, es muß die Maschinerie mit 
Material versorgt werden, und die abge­
schnittenen Leitungen sind in einen Be­
hälter zu stapeln. Die Zeiten liegen je 
nach Leitungsart zwischen 2,5 und 5,8 
Minuten je 100 Stück.

Kommt noch das selbständige Behe­
ben von Maschinenstörungen hinzu, 
sowie die Überwachung mehrerer Ma­
schinen und das Einrichten, wird SAB 
06 bezahlt, bei 76 Minuten 12 DM 
Stundenlohn. Der Nettolohn für ver­
heiratet mit einem Kind beträgt jetzt 
rund 1430 DM. An diesen Arbeitsplät­
zen sind nur noch Männer, meist mit 
Metall-Facharbeiterausbildung.

Bei sämtlichen Löhnen ist noch ein 
Betrag von zwischen 60 und 100 Mark 
gestaffelt nach den Lohngruppen zu­
zurechnen für die Arbeit in Wechsel­
schicht. Die Arbeitszeiten liegen zwi­
schen 6 Uhr und 14 Uhr 50 in Früh­
schicht bzw. 14 Uhr 50 und 23 Uhr 20 
in Spätschicht.

Bei den Lohnberechnungen ist im­
mer ein Akkorddurchschnitt von 76 
Minuten angenommen worden. Das 
liegt daran, daß in der Kabelfertigung 
im Gruppenakkord abgerechnet wird, 
weswegen die Akkordsätze für alle - 
mit wenigen Ausnahmen — gleich 
sind. Der Gruppenakkord mildert in 
gewisser Weise die Hetzerei, verschie­
dene schlecht gestoppte Zeiten können 
mit guten ausgeglichen werden. Deswe­
gen gilt die Kabelfertigung als ,,Para­
dies“ gegenüber den Montagebändern. 
Allerdings ändert sich das in den letz­
ten Wochen. Zum Beispiel an den Ka­
belbaumfertigungsplätzen sind die Zei­
ten neu gestoppt worden. Dabei sind 
unter anderem folgende Stückzahler­
höhungen herausgekommen: von 160 
Stück pro Schicht auf 250; von 350 auf 
500; von 380 auf 450.

25



Gespräch mit einer Siemens-Arbeiterin — 
Wie kommen wir mit dem Lohn aus?

Sie ist 25 Jahre alt, verheiratet und 
hat zwei Kinder. Im Moment ist sie 
im Mutterschaftsurlaub und be­
kommt 750 DM von der Krankenkas­
se. Bei Siemens arbeitet sie als Prüfe­
rin in Lohngruppe 4 (St.Kl.V). Ihr 
Mann arbeitet auch bei Siemens als 
Techniker. Das erste Kind ist drei 
Jahre alt, das zweite gerade geboren.

Einkommen und Ausgaben
bei 1 bei 2 Einkommen und
Kind Kindern Ausgaben

940 940 Lohn sie
2800 2500 Lohn er

(Sonderzulage gestrichen)
50 170 Kindergeld

525 — Nebenverdienst sie
800 800 Nebenverdienst er

5115 4410 Summe

663 663 Miete u. Nebenkosten
310 310 KFZ, Benzin
190 190 Telefon, Rundfunk etc.
43 - Fahrtgeld sie

550 750 Kinderkrippe/-garten
200 330 Kleidung/Essen Kinder
600 600 Essen Erwachsene
200 200 Versicherungen

1500 1500 Rate Bausparvertrag
4256 3543 Summe

Zu den Ausgaben (siehe Tabelle) 
kommen noch dazu: längerfristige An­
schaffungen wie Möbel, Haushaltsge­
räte, Kinderausstattung, Auto, außer­
dem Reparaturen am Auto, Putzmit­
tel, Körperpflege, Kleidung für die Er­
wachsenen, Zigaretten usw. Sie berich­
tet: ,,Schon bei einem Kind war es not­
wendig, daß ich arbeiten gehe. Daß wir 
außerdem noch beide eine Nebenbe­
schäftigung ausgeübt haben, hing mit 
unserem Plan zusammen, eine Eigen­
tumswohnung zu kaufen.“

„Wir haben eine kleine 3-Zimmer- 
wohnung, ca. 66 qm. Die Küche ist 
winzig. Das Kinderzimmer ist so klein, 
daß kaum die zwei Betten für die Kin­
der reinpassen. Tagsüber wird ein Bett 
hochgeklappt, damit man überhaupt 
laufen kann. Spielen können die Kin­
der nur im Wohnzimmer, das gleich­
zeitig Eßzimmer und Arbeitszimmer 
für meinen Mann ist. Außerdem ist es 
ja eine Siemens-Wohnung. Das bedeu­
tet, wenn wir gekündigt werden, flie­
gen wir automatisch auch aus der 
Wohnung.“

Über die Zeit, wo sie gearbeitet hat 
und zusätzlich noch eine Nebenbe­
schäftigung hatte: „Das war fast uner­
träglich. Wenn ich abends schon völlig 

kaputt aus der Arbeit gekommen 
bin, mußte ich gleich zur Putzstelle 
hetzen. Mein Mann hat das Kind aus 
der Kinderkrippe abgeholt und ver­
sorgt. Anschließend hat er selber oft 
noch bis Mitternacht zuhause gear­
beitet. Er repariert Fernseher und 
sonstige Elektrogeräte. Wenn ich 
dann um 20 Uhr endlich nach Hause 
gekommen bin, war ich fix und fertig 
und bin meistens nur noch ins Bett 
gefallen. Die ganze Hausarbeit ist bis 
zum Wochenende liegengeblieben. 
Für das Kind hatte ich so gut wie 
überhaupt keine Zeit.“ Auf die Fra­
ge, ob sie nach dem Mutterschaftsur­
laub wieder arbeiten muß, antwortet 
sie: „Das habe ich mir hin und her 
überlegt. Für Kindergarten und Krip­
pe geht ja fast genauso viel drauf wie 
ich bei Siemens verdiene. Außerdem 
braucht man mehr, wenn man arbei­
tet, Kleider, Fahrtgeld, und man 
kann die Sonderangebote nicht so / 
gut ausnützen. Aber ich muß trotz­
dem arbeiten wegen meiner Rente. 
Auf jeden Fall wird es finanziell 
schwierig. Die Kosten für die Kinder­
krippe werden mehr, und ich kann 
nicht mehr nebenher arbeiten mit 
zwei Kindern. Den Plan mit der Ei­
gentumswohnung mußten wir aufge­
ben. Das ist mit 2 Kindern nicht mehr 
drin, obwohl wir sie gerade jetzt noch 
dringender brauchen könnten.“

Die Facharbeitertätigkeit in dieser 
Abteilung wird nach SAB 08 bezahlt. 
Es ist ebenfalls reine Akkordtätigkeit, 
maschinelles Drehen von Kleinteilen an 
Drehautomaten. Die Arbeit besteht in 
der Ablaufüberwachung von sechs Ma­
schinen, im Materialnachschub sowie 
im Beheben von Maschinenstörungen. 
Ebenfalls müssen die gefertigten Teile 
kontrolliert werden. Die Arbeit wird 
meist im Laufschritt verrichtet, zudem 
herrscht großer Maschinenlärm. Es 
wird im Einzelakkord abgerechnet; je 
nachdem kommt man auf 68 bis 75 Mi­
nuten, was einen Stundenlohn zwi­
schen 12 Mark und 13,24 DM macht. 
Mit der Anschaffung neuer Drehauto­
maten ist die Einführung von Drei- 
Schicht-Betrieb geplant.

Welche Auswirkungen die extrem 
kurzen Arbeitstakte, die Akkordhetze, 
die ständige Monotonie der Arbeit ha­
ben, schildert eine Arbeiterin, die im 
Montagewerk von Grundig für Auto­
radios in Dachau verschiedene Ak­
kordarbeiten gemacht hat. Einzelak­
kord: „Den Akkord“ - alle versu­
chen,.eine bestimmte Stückzahl zu er­
reichen -, das schafft man nach ein 
bis zwei Wochen. Das Arbeitstempo ist 
so hoch, daß man kaum einmal aufs 
Klo gehen kann. Zu einer Kollegin ge­
hen, miteinander reden, das ist bis auf 

kurze Gesprächsfetzten fast unmög­
lich, höchstens wenn man dieselbe Ar­
beit schon monate- oder jahrelang 
macht.

Damit das Tempo durchgehalten 
werden kann, muß man sich selbst 
dauernd kontrollieren, alle zehn Minu­
ten, alle halbe Stunde, alle Stunde muß 
eine bestimmte Stückzahl geschafft 
sein. Die Köpfe gehen runter auf die 
Arbeit, rauf zur Uhr, runter, rauf, der 
Arbeitstag vergeht minutenweise. Hast

Montagearbeiterinnen in der Elek­
troindustrie

du einen schlechten Tag, geht dir was 
im Kopf rum, schaffst du dein Pensum 
nicht, wirst nervös, mußt aufholen, 
was sehr anstrengt.

Das ging allen Kolleginnen so, die 
noch nicht so lange so eine Arbeit ge­
macht haben. Die Älteren sagen, es 
geht wie im Schlaf, sie arbeiten auch 
ruhiger und reden mal miteinander. Im^ x 
Gruppenakkord am Band war es leich­
ter. Da wird auch viel geredet und 
Spaß gemacht. Aber das geht auch 
nur, solange die Arbeit läuft. Hat eine 
Schwierigkeiten, hängt der Akkord 
für‘s ganze Band dran und es gibt 
Streit. Man wird von vorne und hinten 
angetrieben, das macht einen fix und 
fertig.

Die Arbeitsgegenstände sind oft sehr 
klein, das macht die Arbeit auf ihre 
Art so anstrengend, weil man immer 
genau hinsehen muß und die Handbe­
wegungen sehr genau sein müssen. 
Sehr viele Kolleginnen haben dauernd 
Magen- und Kopfschmerzen. Der 
Krankenstand lag in der Abteilung in­
nerhalb von neun Monaten zwei- bis 
dreimal bei einem Drittel und mehr, 
was sicher auch an anderem lag als nur 
an der Arbeit, z.B. an der Behandlung 
durch den Abteilungsleiter. Aber es ist 
so, daß viele krank sind, weil sie ein­
fach nicht mehr können.
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Stichwort

Der Kampf gegen die unteren 
Lohngruppen hat sich viele 
Jahre vorwiegend als Kampf 
gegen die Frauenlohngruppen 
dargestellt. Mit Art. 3 des 
Grundgesetzes soll die grund­
sätzliche Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen in 
der BRD geregelt worden sein. 
Doch noch zu Beginn der 50er 
Jahre sahen die Tarifverträge 
in allen Industriezweigen für 
die gleiche Arbeit Frauenlöhne 
vor, die Abschläge von durch­
schnittlich 25% gegenüber den 
Männerlöhnen vorschrieben. 
1956 wurden die Frauenlöhne 
für verfassungswidrig erklärt. 
Dann wurden anstelle der 
Frauenlohngruppen die
,,Leichtlohngruppen“ einge- 
führt, d.h. spezielle Lohngrup­

pen für ,,leichte Hilfsarbei­
ten“. Die letzten Frauenlohn­
gruppen - in der lederverar­
beitenden Industrie - sind 
erst 1973 aufgehoben worden. 
Seit den siebziger Jahre kämp­
fen die Gewerkschaften für die 
besondere Anhebung der un­
teren Lohngruppen bzw. für 
Einstellung nicht unter Lohn­
gruppe 3.

Tarifliche Kriterien festlegen/ 
Die Gewerkschaften sind ge­
gen jede Form der Arbeitstei­
lung, die die Arbeitnehmer an 
der Entfaltung ihrer Fähigkei­
ten hindert. Die Gewerkschaf­
ten fordern daher den Abbau 
eintöniger, inhaltsleerer und 
unqualifizierter Arbeiten,
durch die körperliches und gei­
stiges Wohlbefinden» Sicher- 

' jheit der Arbeitsplätze und be­
rufliche Entwicklungsmöglich­
keiten beeinträchtigt werden.

Jeder Arbeitnehmer braucht 
ein Mindestmaß an Entschei- 
dungs- und Gestaltungsmög­
lichkeiten, an körperlichen 
und geistigen Anforderungen 
sowie an sozialen Kontakt­
möglichkeiten. Für die Arbeit­
nehmer insbesondere in den 
unteren Lohn- und Gehalts­
gruppen sind tarifliche Krite­
rien festzulegen, um die Ar­
beitsbedingungen zu verbes­
sern und die berufliche Fort­
bildung der Arbeitnehmer zu 
fördern.
DGB-Grundsatzprogramm 1981

8. Frauentag der IGM 1973: R. 
Birkwald von der Tarifabtei­
lung beim Vorstand der IG 
Metall nannte Fließbandar­
beit, Taktarbeit an Bändern, 
Kreisförderern oder anderen 
Betriebsmitteln, Maschinen­
füttern oder Maschinenüber­
wachen als Beispiele für Tätig-

Untere Lohngruppen

keiten, die inhaltslos, mono­
ton, einseitig und kurzzyklisch 
seien. Die Gewerkschaften 
sollten Bestimmungen zur 
,,menschengerechten“ Gestal­
tung der Arbeitswelt tariflich 
absichem, insbesondere auf 
Gebieten, die nicht vom Be­
triebsverfassungsgesetz abgesi­
chert sind. Dazu gehörten u.a. 
Bestimmungen über einen Min­
destinhalt der Arbeit, was be­
deute, daß in jeder Arbeit eine 
Mitentscheidungs- und Kon­
trolltätigkeit enthalten sein 
müßte, Fortbildungs- und 
Ausbildungsmöglichkeiten ge­
geben sein sollten und ein Min­
destmaß an sozialen Kontak­
ten vorhanden sein müsse. 
(Gewerkschaftsspiegel Num­
mer 15/1973)

Lohngruppeneinteilung nach ! 
Manteltarifvertrag. Für die | 
Einstufung gelten nachstehen­
de Lohngruppen mit ihren ; 
Merkmalen: Lohngruppe 1: 
Ungelernte Arbeitnehmer, die 
Arbeiten der Lohngruppe 4 in 
Belastungsstufe I verrichten. 
Lohngruppe 2: Angelernte Ar­
beitnehmer, die Arbeiten der , 
Lohngruppe 5 in Belastungs­
stufe I verrichten. Lohngruppe 
3: Qualifiziert angelernte Ar­
beitnehmer, die Arbeiten der 
Lohngruppe 6 in Belastungs­
stufe I verrichten. Die Lohn­
gruppen 4 bis 6 setzen Bela­
stungen der Stufe II voraus: 
Lohngruppe 4: Ungelernte Ar­
beitnehmer sind solche Arbeit­
nehmer, die weder die Be­
schäftigung eines gelernten 
noch angelernten Arbeitneh­
mers ausüben. Lohngruppe 5: 
Angelernte Arbeitnehmer sind 
Arbeitnehmer, die eine ange­
messene Zeit (als angemessen 
gilt eine Anlernzeit von etwa 8 
Wochen) mit Spezialarbeiten 
beschäftigt waren und diesel­
ben selbständig in der üblichen 
Zeit zu verrichten in der Lage 
sind. Lohngruppe 6: Qualifi­
ziert angelernte Arbeitnehmer 
sind solche Arbeitnehmer, die 
Spezialarbeiten von besonde­
rer Qualität und Schwierigkeit 
verrichten. (Aus dem Mantel­
tarifvertrag für die gewerbli­
chen Arbeitnehmer der bayeri­
schen Metallindustrie vom 1. 
12.1973 mit Stand vom 1.1. 
1981, §15 Lohngruppeneintei­
lung)

Tarifbeispiel für die Bela­
stungsstufe I: Entgraten von 
Kunststoffpreßteilen. Werk­
stück: Kunststoffgehäuse für 
Tischtelefonapparate. Be­
triebsmittel: Flachzange, Scha­

ber. Arbeitsplatz: Einzelar­
beitsplatz am Werktisch in ei­
nem ca. 200 m2 großen, hellen, 
luftigen, heizbaren Raum, in 
dem Kunststoffpreßteile ent­
gratet werden. Arbeitsverrich­
tung im Sitzen. Arbeitsvor­
gang und Arbeitsablauf: Die 
Werkstücke werden vom 
Transportarbeiter an den Ar­
beitsplatz herangefahren. Ge­
häuse aus Transportbehälter 
entnehmen, im Innern des Ge­
häuses den Preßgrat mit Zange 
und Schaber so entfernen, daß 
keine Gratkanten oder scharfe 
Kanten die später einzulegende 
Innenverdrahtung beschädigen 
können. Ausbringung je Stun­
de etwa 86 Stück ... Muskel­
beanspruchung: Sitzende, un­
gezwungene Körperhaltung. 
Dynamische Beanspruchung 
der Arme und statische Bean­
spruchung der Finger mit ge­
ringer Gewichtsbelastung. Sin­
nes- und Nervenbelastung für 
Stufe II nicht ausreichend. 
(Anhang 5 Manteltarifvertrag, 
Tarifbeispiele gern. § 15)

Demonstration in Frankfurt 
1981

Siemens-Arbeitsplatzbewer­
tung (SAB) drückt viele Arbei­
ter in die unteren Lohngrup­
pen. Die Firma Siemens stuft 
nicht nach dem Manteltarif­
vertrag der Metallindustrie ein, 
sondern nach der SAB mit 
analytischer Arbeitsplatzbe­
wertung. In der SAB ist der 
Punkt ,,Verantwortung für ei­
gene Arbeit“ gegliedert in 
,, betreut“, „zeitweise be­
treut“ und „selbständig“. Be­
treute Arbeit hat wenig Ge­
wicht, es können höchstens 1,5 
Punkte erreicht werden. Und 
natürlich sind viele Arbeiten 
„betreut“. Dagegen „Kennt­
nisse“: gegliedert in 14 Stufen 
von 0 bis 9 Punkten. Für LG 3 
sind aber mindestens 5 Punkte 
erforderlich. Der Punkt „Be­
lastung der Nerven und Sinne“ 
fehlt in der SAB gänzlich. 
Nach dem MTV bringt z.B. 
„Löten unter dem Binokular“ 
(Beispiel 20) mindestens LG 4, 
aufgrund der Belastung nach 
SAB lediglich LG 2 und 3. 
Ebenso beim SAB-Beispiel 

„Stanzen, Biegen, Pressen, 
Ziehen und Prägen“ von Ble­
chen: LG 3.

Die folgende Betriebsvereinba­
rung wurde zwischen dem Be­
triebsrat und der Geschäftslei­
tung von National Rejektors 
Inc. GmbH in Buxtehude im 
Dez. 1979 vereinbart: I. Laut 
Lohnrahmentarifvertrag §3 II 
werden in Lohngruppen 2 
bzw. 3 eingestuft: alle neu ein­
gestellten gewerblichen Arbeit­
nehmer für die ersten vier Mo­
nate ihrer Tätigkeit, sofern ih­
nen einfache Arbeiten, die oh­
ne vorherige Arbeitskenntnisse 
ausgeführt werden können, 
übertragen werden. II. Späte­
stens nach Ablauf von vier 
Monaten Anlernzeit wird über 
die Umgruppierung in die 
Lohngruppe 4 unter Mitwir­
kung des Betriebsrates beraten 
und entschieden. (Nachrich­
tendienst der Kommunisti­
schen Volkszeitung Nr. 14/80)

Betriebsrat bei MAN München 
erreicht Betriebsvereinbarung 
zur Beseitigung von Lohn­
gruppe 4 (22.10.81). Während 
in den Produktionsabteilungen 
bereits vor einigen Jahren er- 
reicht~wurde, daß bei Eingrup­
pierungen nach MTV in LG 4 
als betriebliche Zulage wie 
Lohngruppe 5 bezahlt wird, 
wurde eine entsprechende Ver­
einbarung auch für das Kanti­
nenpersonal und die Putzfrau­
en erreicht. Damit gibt es im 
Werk München keine Arbeite­
rinnen in LG 4 mehr.

Streichung der Lohngruppe 2. 
Von den 270 Beschäftigten des 
Lübecker Betriebs der Firma 
Schmalbach Lubeca (insges. 
21 Betriebe), die im Schicht­
dienst an 24 Maschinen Kunst­
stofflaschen blasen und be­
drucken, waren allein 90 Frau­
en in der niedrigsten Lohn­
gruppe 2 eingestuft. Mitte die­
ses Jahres setzte der Betriebs­
rat die Streichung der Lohn­
gruppe 2 durch. Die 90 Frauen 
wurden in Lohngruppe 3 ein­
gruppiert. Unter Berücksichti­
gung der tariflichen Lohnerhö­
hung bedeutet das einen Stun­
denlohn von 7,95 DM gegen­
über 7,18 DM. (Metall Nr. 
8/80)

Gewerkschaftsbeschluß. Der 
13. ordentliche Gewerk­
schaftstag im Oktober 1980 be­
schloß einmütig die Forde­
rung: „Verbesserung der Ent­
geltrelationen, z.B. durch Be­
seitigung unterer Tarifgrup­
pen, verstärkte Anhebung der 
unteren Lohn- und Gehaltssät­
ze.“
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Internationale Nachrichten

Belgien: Wahlgewinne 
der Reaktion

Bei den Parlamentswahlen in 
Belgien am 8.11. hat die Reak­
tion die Früchte der dreijähri­
gen Regierungsbeteiligung der 
Sozialisten an Dutzenden 
„Krisenprogrammen“ und 
Steuererhöhungen kassiert. 
Gewinner der Wahl sind die 
„Liberale Partei“ (51 der 212 
Parlamentssitze, plus 14), die 
unter der Flagge des „Kampfes 
gegen hohe Steuern“ Steuer­
senkungen für die Kapitali­
sten, brutale Lohnsenkung 
und Abbau der Sozialversiche­
rungen fordert, und die „Flä­
mische Volksunion“ (20 Sitze, 
plus 8), bei der der Übergang 
zu faschistischen Gruppen flie­
ßend ist. Die Sozialisten erhiel­
ten 25,1 % der Stimmen und 61 
Sitze (plus 4), die marxistisch- 
leninistische „Partei der Ar­
beit“ (PvdA) 45791 Stimmen 
(0,8%, 1978: 43546 Stimmen). 
Die Grünen erhielten 4 Sitze. 
Schwierig ist für die Bourge­
ois, daß die Christdemokra­
ten, die die Parteien der Reak­
tion mit den Liberalen anfüh­
ren sollen, 21 ihrer vorher 82 
Sitze verloren. Das „Handels­
blatt“ hat die Aufgaben der 
künftigen Regierung so formu­
liert: „Sparen ... bei den Pri­
vateinkommen, heißt für

Palästina: Kampf gegen ,,Zivil“besatzung

Seit dem 1. November finden 
in den besetzten Gebieten täg­
lich Demonstrationen gegen 
die Einsetzung einer zionisti­
schen Zivil Verwaltung statt. 
Die Ersetzung der bisherigen 
Militärverwaltung durch israe­
lische Zivilisten ist ein weiterer 
Schritt zur Annexion der be­
setzten Gebiete an Israel. Unter 
Parolen gegen diese Zivilbesat­
zung und gegen die „Autono-
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8. Parteitag 
der PdAA

Vom 1. bis 8. November führ­
te die Partei der Arbeit Alba­
niens ihren 8. Parteitag durch. 
Hauptthemen des Parteitags 
waren die Diskussion über den 
Rechenschaftsbericht des ZK 
der PdAA und über die Direk­
tiven für den 7. Fünfjahres­
plan. Die Eröffnung des Par­
teitags fiel mit dem 40. Grün­
dungstag der PdAA zusam­
men. Unter Führung der PdAA 
haben die albanischen Arbeiter 
und Bauern große Erfolge 
beim Aufbau des Sozialismus 
und der Überwindung der Ar­
mut des Landes erzielt. So 
konnte die zu 75% kollekti­
vierte Landwirtschaft (25%

Christdemokraten und Libera­
le die Lösung ... Finanzmini­
ster Vandeputte sprach kürz­
lich von 7 bis 10% real, die die 
Belgier bei ihren Einkommen 
abzuliefern hätten.“

Ungarn beantragt 
Aufnahme in IWF

Am 4.11. beantragte Ungarn 
die Aufnahme in den Interna­
tionalen Währungsfonds und 
die Weltbank. Das innere 
Preisgefüge wurde bereits auf 

mie“pläne begannen die Stu­
denten der palästinensischen 
Hochschulen die Demonstra­
tionen. Schüler, Arbeiter und 
Händler schlossen sich an. Am 
4.11. haben die Besatzer die 
größte palästinensische Hoch­
schule, Bir Zeit, erneut auf un­
befristete Zeit geschlossen. An 
den anderen Hochschulen be­
streiken die Studenten die Vor­
lesungen, bei Fortsetzung des

sind staatlich) trotz schwieriger 
Naturbedingungen die Pro­
duktion von Brotgetreide ge­
genüber der Vorkriegszeit ver­
fünffachen, zusammen mit der 
Konsumgüterindustrie deckt 
sie 85% des Bedarfs der Bevöl-

Weltmarktpreise umgestellt. 
Begründet wird der Schritt 
mit Vereinfachung des Außen­
handels. Das bedeutet aber 
auch, daß sich Ungarn in ge­
wissem Umfang der Krisenhaf­
tigkeit des Weltmarktes aus­
setzt. Die Imperialisten hoffen 
zudem auf baldige Kreditver­
gabe an Ungarn, um dem 
Land die „Erfüllung strikter 
wirtschaftspolitischer Aufla­
gen“ (FAZ, 6.11.), die dafür 
nach IWF-Statuten Vorausset­
zung sind, aufzuzwingen.

Streiks haben die Zionisten 
auch dort Schließung ange­
droht. Für den 10.11. riefen 
Berufsverbände und Gemein­
devertreter in den ganzen be­
setzten Gebieten zur Schlie­
ßung der Läden und zum 
Schulstreik auf. Zum Teil 
zwangen die Besatzungstrup­
pen Händler mit Gewalt zur 
Öffnung der Läden. Als am 
12.11. die Truppen auf de­
monstrierende Schüler schos­
sen, wurde ein 15jähriger ver­
wundet. Der Gemeinderat von 
Gaza hat am 4.11. eine Erklä­
rung an Begin geschickt, in der 
es u.a. heißt: „Die israelische 
Besatzung ist für die Zwi­
schenfälle und die Instabilität 
in Westjordanland und im Ga­
za-Streifen, für die Verhaftun­
gen, für die allgemeinen Frei­
heitsbeschränkungen und die 
schweren Steuern verantwort­
lich ... Es wird keinen Frieden 
geben, solange die Besatzung 
dauert, die Rechte der Palästi­
nenser auf Selbstbestimmung 
nicht anerkannt sind und kein 
unabhängiger palästinensi­
scher Staat geschaffen ist.“ 

kerung. Albanien verfügt heu­
te über eine eigene Industrie 
für den Bedarf des Landes. 
Der neue Fünfjahrplan sieht 
eine Steigerung des Sozialpro­
dukts um 6% im Jahr vor, das 
Realeinkommen soll pro Kopf 
um 2% jährlich steigen. Die 
Regierung strebt eine Auswei­
tung des Handels mit den be­
nachbarten Ländern an. Auch 
in Zukunft will Albanien keine 
Kredite im Ausland aufneh­
men. Der Parteitag wählte En­
ver Hodscha (Bild) erneut zum 
ersten Parteisekretär. — Die 
BRD weigert sich bis heute, 
für die von den deutschen Fa­
schisten während des zweiten 
Weltkriegs angerichteten Ver­
wüstungen Reparationen zu 
zahlen.

Dänemark: Ölplatt­
formen umgeflaggt 

Um die verschärften dänischen 
Sicherheitsbedingungen zu un­
terlaufen, haben die Kapitali­
sten der dänischen Firma 
A.P.Moller drei Ölplattfor­
men von_dänischer auf die pa- 
namesische Flagge umgesetzt. 
Die Firma ist mit 36 Ölplatt­
formen eine der weltgrößten 
dieser Branche. Die neue däni­
sche Gesetzgebung sieht vor, 
daß der Energieminister unter 
bestimmten Voraussetzungen 
die dänischen Sicherheitsbe­
stimmungen auch für dänische 
Plattformen durchsetzen 
kann, wenn sie in fremden Ho­
heitsgewässern liegen. Die drei 
jetzt umgeflaggten Plattfor­
men, die verchartert sind, lie- 
gen vor Italien, Abu Dhabi * 
und Ägypten. Die Internatio­
nale Transportarbeiterfördera­
tion ITF fordert, daß bei Um- 
flaggung auf „Billigflaggen“ 
die Arbeits- und Sicherheitsbe­
dingungen nicht verschlechtert 
werden, insgesamt das Verbot 
von Seefahrzeugen unter „Bil­
ligflagge“.
Leyland: Streiks gegen 

Pausenkürzungen 
Wenige Tage nach der erfolg­
reichen Durchsetzung eines 
3,8%-Lohnabschlusses gegen 
die Arbeiter gab British-Ley- 
land die Verkürzung der Erho­
lungspausen von 51 auf 40 Mi­
nuten pro Schicht bekannt. 
2200 Arbeiter in den wichtig­
sten Bereichen des Haupt­
werks Longbridge streiken seit 
dem 10. November dagegen. 
Die gesamte Produktion ist 
lahmgelegt, BL mußte am 
Dienstag erste Verhandlungen 
aufnehmen.



Frankreich
Gewerkschaftsoffensive für Arbeits- 
zeitveirkürzung bewirkt erste Erfolge
Am 9. November beschlossen — zehn 
Tage nach den Arbeitern in Billancourt 
— auch die Streikenden der Sattlerei 
des Renault-Werkes Sandouville die 
Wiederaufnahme der Arbeit. Die Di­
rektion hatte zuvor neben der für den 
gesamten Konzern geltenden Lohner­
höhung von 150 FF (siehe PB 23) 34 
Neueinstellungen sofort und 30 weitere 
bis Ende des Jahres speziell für die 
Bänder des R 18, R 20 und R 30 vorge­
schlagen. Die Abstimmung für Annah­
me des Angebots ging knapp aus, alle 
Streikenden kritisierten fehlende Zuge­
ständnisse bezüglich Arbeitszeitverkür­
zung und Herabsetzung der Bandge- 

x;Aschwindigkeit. Im Hauptwerk Sochaux 
^des Peugeot-Konzerns begannen am

12.11. Verhandlungen über die Verbes­
serung der Arbeitsbedingungen im Ka­
rosseriebau, die Gewerkschaften CGT
und CFDT verzichteten zunächst auf 
die zuvor nach mehreren Streiks in Ur­
abstimmung beschlossene Besetzung 
des Produktionsbereiches.

Ähnlich wie in der Automobilindu­
strie, wo die Kapitalisten mit Zuge­
ständnissen an einzelnen Punkten die
vielfach aufflammenden Streikaktio­
nen einzudämmen suchen, sich gene­
rellen Regelungen v.a. zur Arbeitszeit­
verkürzung aber weiter widersetzen, 
hat sich die Lage in den anderen Bran­
chen entwickelt. „35 Stunden für alle 
bei vollem Lohnausgleich, Schaffung 
neuer Arbeitsplätze“, unter dieser For­
derung beteiligte sich ein Großteil der 
240000 Lohnabhängigen im Bankbe- 

J reich an zwei nationalen Streik- und 
Aktionstagen am 15. und 29.10. Ange­
sichts der geschlossenen Schalter wich 
die demonstrative Gelassenheit etlicher 
Banker erheblicher Nervosität. Jetzt 
bieten sie zum 1.12. Arbeitszeitverkür­
zung auf 39 Stunden, was die Gewerk­
schaften als ungenügend ablehnen. Die 
Direktion der Sparkassen hat ange­
sichts seit dem 29.10. andauernder 
Streiks eine andere Taktik eingeschla­
gen. Sie lockt mit 60 Neueinstellungen, 
möchte dafür auch samstags öffnen 
und die Verkürzung der Arbeitszeit auf 
36 Stunden auf Dezember 1983 ver­
schieben.

Daß es den französischen Kapitali­
sten jedoch zunehmend schwerer fällt, 
der Leitlinie ihres Verbandes CNPF zu 
folgen, in keinem Fall in den Branchen 
für 1982 mehr zu gewähren als das 
Rahmenabkommen vom Juli vorsieht, 
nämlich 39 Stunden, belegen Äußerun­
gen ihres Vizepräsidenten Chotard auf 
der letzten Vorstandssitzung vom 8.11. 

Dort warnte er: „Die Unternehmer, 
die ohne Gegenleistung weitergehen, 
als es das Protokoll vom Juli vorsieht,
bringen andere Branchen oder Unter­
nehmen in Gefahr.“ Hier mußten sich 
wohl v.a. die Versicherungskapitali-

riglöhner angreift. Zweitens scheitert 
die gewerkschaftliche Aktionseinheit 
weiterhin häufig an der Haltung der

sten und die Pharmakonzeme ange­
sprochen fühlen, die aufgrund ihrer 
guten Ertragslage bereit scheinen, Ta­
rifverträge über 38,5 bzw. 37 Stunden 
bei vollem Lohnausgleich abzuschlie­
ßen.

Die Gewerkschaft CFDT hat ange­
sichts dieser Aufweichungserscheinun­
gen der Front der Kapitalisten dazu 
aufgerufen, im November durch zu­
sammenfassende Aktionen auf Bran­
chenebene einen Durchbruch in Rich­
tung 35-Stundenwoche zu erzielen. Ih­
re Strategie zielt dabei angesichts von 
jetzt zwei Millionen Arbeitslosen dahin, 
„zuallererst Druck zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu erzeugen“. (Syndi- 
calisme 5.11.) Bei den Löhnen geht es 
ihr um „die vorrangige Lohnerhöhung 
bei Niedriglöhnern und Modifikatio­
nen in der Lohnhierarchie“. Den übri­
gen Lohngruppen soll die Kaufkraft 
erhalten bleiben.

Obwohl bezüglich der Ziele bei Ar­
beitszeit und Lohn Übereinstimmung 
mit der Gewerkschaft CGT besteht, 
wird deren Realisierung v.a. von zwei 
Faktoren behindert. Zunächst einmal 
schlägt die PS/PCF-Regierung bei Ar­
beitszeit und Lohnverhandlungen für 
den öffentlichen Sektor eine Ver­
schleppungstaktik ein. Allein für den 
Bereich der Elektrizitäts- und Gaswer­
ke konnte bisher ein Tarifvertrag abge­
schlossen werden, der über die 39- 

Stundenwoche hinaus die 38-Stunden- 
woche zum 1.10.82 vorsieht.

In ihrem Bemühen, die industriellen 
Kapitalisten für Investitionen zu ge­
winnen und deshalb den vom öffentli­
chen Sektor ausgehenden Druck gering 
zu halten, hat die Regierung zudem
jetzt eine prozentuale Lohnerhöhung 
von 4,3% für den öffentlichen Dienst 
verfügt (es wird mehrmals jährlich ver­
handelt), die die Kaufkraft der Nied-

CGT, vorrangig die gesetzliche Fixie­
rung der 38-Stundenwoche im Vertrau­
en auf die Parlamentsmehrheit zu be­
treiben und Arbeitskämpfe im öffentli­
chen Sektor möglichst zu vermeiden. 
Immer häufiger denunziert sie Streiks 
in diesem Bereich als „Abenteurertum 
und linksradikal.“

Der bedrängten Bourgeoisie ver­
schafft dies Luft, die Mehrheit der Ar­
beiterbewegung scheint von solcher 
„Staatstreue“ jedoch wenig zu halten, 
wie das Ansteigen der Arbeitskämpfe 
beweist.

Österreich
VEW kürzen
Soziaflleistangen

Gegen die Stimmen der Belegschafts­
vertreter beschloß der Aufsichtsrat der 
Vereinigten Edelstahlwerke (VEW) am 
22. Okt., „bis zum Wiedererreichen 
der Gewinnzone“ ab 1982 die freiwilli­
gen Zulagen zu streichen. Diese belau­
fen sich auf jährlich 80 Mio. S (100 S 
= DM 14,30) und werden den Be­
schäftigten als Zuschüsse für Heizko­
sten und Mieten für Werkswohnungen 
gezahlt. Industriellenpräsident Beurle 
erklärte angesichts der Krisensituation 
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in der verstaatlichten Stahlindustrie, 
statt Mitarbeiter zu kündigen, sollten 
erst Sozialleistungen abgebaut werden. 
Die VEW praktizieren beides. Auf ei­
ner Betriebsversammlung des Werkes 
Judenburg am 27.10. wurde dagegen 
für den 7.11. zu einem Protestmarsch 
auf Wien aufgerufen. Dieser wurde je­
doch kurzfristig wieder ab geblasen, da 
der Vorstand sich zu Verhandlungen 
mit der Zentralbetriebsratsexekutive 
am 13.11. bereiterklärte. Das Ergebnis 
dieser Verhandlungen ist noch nicht 
bekannt. Im Gespräch war ein Kom­
promiß, der die Streichung des Kohle­
geldes (50 Mio S) und die Beibehaltung 
der Mietzuschüsse (30 Mio S) vorsieht.

Bis Ende 1981 wollen die VEW die 
Beschäftigtenzahl auf 16100 reduzie­
ren, das sind 1700 Beschäftigte weni­
ger als im Frühjahr und 3700 weniger 
als 1978. Betroffen sind vor allem die 
Arbeiter in der Steiermark, die hoch­
gradig abhängig von der Stahlindustrie 
ist. In Judenburg z.B. ist jeder zweite 
Erwerbstätige im Stahlwerk der VEW 
beschäftigt. Dort werden 1981 durch 
die Schließung des Elektrostahl- und 
des Walzwerkes 380 Arbeiter entlas­
sen, das sind 36% der Belegschaft. Die 
Betriebsleitung setzt nach: Zusätzlich 
110 Arbeiter wurden vor die Alternati­
ve gestellt, entweder in das 60 km ent­
fernte Werk der VEW-Muttergesell- 
schaft VOEST zu pendeln oder eben­
falls entlassen zu werden. Zähneknir-

VEW-Werk Wien: Das Werk wird still­
gelegt, 400 Arbeiter entlassen.

sehend hat der Betriebsrat dem Pen­
deln zugestimmt. Die Betriebsleitung 
beteuerte, daß nur so lange gependelt 
werden müsse, „bis wieder Arbeits­
plätze in der Heimatstadt geschaffen 
seien”.

Dies und auch das „Wiedererreichen 
der Gewinnzone” erweisen sich als Il­
lusionsmacherei. Die VEW sind seit 
Jahren in den roten Zahlen, in diesem 
Jahr betragen die Defizite 2 Mrd. S. 
Und auch die Muttergesellschaft 
VOEST macht in diesem Jahr 2,5 bis 3 
Mrd. S Defizit. Schwächstes Glied ist 

das Werk Donawitz, dessen veraltete 
Hochofentechnologie bis 1986 auf 
Elektroofen umgestellt werden soll, 
mit jährlichen staatlichen Subventio­
nen von 2 Mrd. S. Aufsichtsratspräsi­
dent Geist schlug in diesem Zusam­
menhang vor, die gesamte Edelstahl­
produktion nach Donawitz zu verla­
gern. Voraussetzung sei allerdings, daß 
die VOEST ein eigenes Kernkraftwerk 
errichten könne und daß der Strom­
preis von derzeit 45 Groschen auf 30 
Groschen pro Kwh gesenkt werde. Für 
die Bevölkerung wird der Strompreis 
ab 1.1.1982 um ca. 18% erhöht.

DDR
Elektronik: das meiste 
geht in den Export

Das Kombinat Robotron in Dresden ist 
mit 70000 Beschäftigten das größte 
Kombinat der DDR. In seinen 21 
Volkseigenen Betrieben (VEB) werden 
EDV-Anlagen produziert, Klein- und 
Prozeßrechner, Bürocomputer, Daten­
erfassungs- und Textverarbeitungsge­
räte, Buchungs- und Schreibmaschi­
nen, Meß- und Unterhaltungselektro­
nik, Fernsehgeräte. Robotron und 16 
weitere Kombinate — darunter Mi­
kroelektronik in Erfurt mit 52000 Be­
schäftigten und Carl Zeiss in Jena — 
sind dem Ministerium für Elektrotech- 
nik/Elektronik direkt unterstellt. 14% 
der über drei Millionen Arbeiter und 
Angestellten in der Industrie arbeiten 
in diesem Bereich. Zur Erfüllung des 
Fünfjahrplans 1981 —85 wird mit ihrer 
Arbeitskraft gewuchert.

Mit der „Schlüsseltechnologie” Mi­
kroelektronik könne „ein hoher Anteil 
des in den 80er Jahren erforderlichen 
Leistungszuwachses” erbracht werden, 
erklärte der zuständige Minister Ot­
fried Steger im März in einem Inter­
view. Die Mikroelektronik stehe „zu 
Recht ebenso im Zentrum der langfri­
stigen ökonomischen Strategie unseres 
Landes wie die mit ihr verbundene 
elektronische Steuerungs- und Rechen­
technik, die Automatisierungstechnik 
und die Robotertechnik”. Im April 
verabschiedete der X. Parteitag der 
SED die Direktive zum neuen Plan. 
Diese sieht für die Modernisierung der 
übrigen Industriesektoren und für 
Energieeinsparungsmaßnahmen be­
sondere Leistungssteigerungen der 
elektrotechnischen Industrie vor.

Während der jährliche Zuwachs der 
industriellen Warenproduktion in der 
Direktive mit 5,6-6% festgelegt ist, soll 
der geplante Zuwachs in der Elektro- 
technik/Elektronik 9,3 -9,6% betra­
gen. Bis 1985 sollen 40000 - 45000 In­
dustrieroboter gebaut werden; neue 
Werkzeugmaschinen sollen überwie­

gend mit numerischer Steuerung ausge­
rüstet werden; zur Senkung des zu ho­
hen Verwaltungsaufwands müssen 
EDV-Anlagen und Bürocomputer zur 
Verfügung stehen, und der energeti­
sche Wirkungsgrad elektrotechnischer 
Produkte soll gesteigert werden.

Letzteres gilt nicht nur für Wasch­
maschinen und Elektroherde, die zu 
viel Energie verbrauchen (laut DIW 20- 
30% über westlichem Standard), son­
dern auch für den Elektromaschinen­
bau: Da die DDR ihren Bedarf an 
Gleichstrommotoren nicht decken 
kann, soll der Wirkungsgrad der in Ge­
brauch befindlichen Elektromotoren 
durch Einbau mikroelektronischer 
Vorschaltwiderstände verbessert wer­
den. Diese Notlösung mag zwar besse­
re Energieausbeute bewirken, erfah­
rungsgemäß steigt aber die Fehlerhäu­
figkeit bei in solcher Weise angesteuer­
ten Motoren.

Mit dem Einsatz numerisch gesteuer­
ter Werkzeugmaschinen soll eine höhe-j 
re Produktivität erreicht werden. Von^ 
den bisher produzierten 5000 NC-Ma­
schinen sind 2000 in der DDR im Ein­
satz. Auch die Zahl der aufgestellten 
EDV-Anlagen ist bescheiden, 600 sind 
es 1980. Mikroprozessoren werden seit 
1978 produziert, im Jahr davor wurde 
in Dresden ein Zentrum für Forschung 
& Technologie der Mikroelektronik mit 
7000 Beschäftigten gegründet.

Daß die modernen Technologien im 
benötigten Umfang in der eigenen In­
dustrie zum Einsatz kommen, ist un­
wahrscheinlich. Über die Hälfte der 
Produktion der elektrotechnischen In­
dustrie geht in den Export, bei Robo­
tron sind es über 70%, bei Zeiss (wo 
nicht nur Feldstecher, sondern auch 
Anlagen zur Produktion von Mikro­
elektronik hergestellt werden) 80%. So 
bezahlt die DDR ihre Rohstoffimporte 
aus der Sowjetunion mit EDV-Anla-^? x 
gen, elektronischer Rechentechnik und* 
automatischen Telefonzentralen.

Guatemala
Wichtige Erfolge des be­
waffneten Widerstandes

Im Januar dieses Jahres kündigten drei 
guatemaltekische Guerillaorganisatio­
nen — „Guerillaheer der Armen”, 
„Revolutionäre Organisation des be­
waffneten Volkes” und „Guatemalteki­
sche Arbeiterpartei” - in einer ge­
meinsamen Erklärung an, „die politi­
schen und militärischen Schlachten im 
Lande noch mehr zu verstärken, um 
den Volkskrieg, dem sich bereits be­
trächtliche Teile der Bevölkerung ange­
schlossen haben, bis zur endgültigen 
Niederlage der Regierung von Lucas 
Garcia und der Errichtung der revolu­
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tionären demokratischen Volksregie­
rung zu fördern“. Ende Oktober er­
rangen sie innerhalb weniger Tage die 
bisher größten militärischen Erfolge. 
Nach bereits erfolgreichen Überfällen 
auf zwei Provinzhauptstädte griffen 
über 200 Guerillas die Hauptstadt der 
Provinz Solola, nur 140 km westlich 
von Guatemala-Stadt, an, töteten den 
Gouverneur, den Polizeichef und acht 
Soldaten und erbeuteten Waffen, Mu­
nition und Uniformen in großer Zahl.

Die einheimische und ausländische 
Reaktion ist zutiefst beunruhigt und 
spricht bereits von einer ,,Guerillatä- 
tigkeit wie in El Salvador vor einem 
Jahr“ (nach FAZ 25.8.). Das Regime 
Garcia, dessen Geheimdienst sich bester 
Beziehungen zum westdeutschen Bun­
desnachrichtendienst rühmt, reagiert 
blindwütig. Fast täglich veranstaltet 
die Armee blutige Massaker, denen seit 
dem Sturz der einen unabhängigen 
Kurs steuernden Regierung Arbenz vor 

V25 Jahren insgesamt über 70000 Gua­
temalteken zum Opfer fielen, Gewerk­
schafter, Studenten, Lehrer, Priester, 
vor allem aber Bauern und Landarbei­
ter, die den Großteil der überwiegend 
indianischen Bevölkerung bilden.

Doch der Terror treibt dem organi­
sierten Widerstand fast täglich neue 
Kräfte zu. Anders als noch vor weni­
gen Jahren können die Guerillaorgani­
sationen zahlreiche bewaffnete Propa­
gandaaktionen durchführen, Dorfbe­
setzungen und Hinrichtungen beson­
ders verhaßter Vertreter der herrschen­
den Klasse. Zehntausende indianischer 
Campesinos bestreikten im letzten Jahr 
die Zuckerrohr- und die Kaffeernte 
(Kaffee ist das Hauptexportprodukt 
Guatemalas; die BRD ist nach den 
USA zweitgrößter Importeur guate­
maltekischen Kaffees). Auf die Ver­
treibung von fortschrittlichen Prie­
stern bei Quiche antworteten Hunder­
te von Campesinos mit einer Flugblatt­
aktion und der Blockade aller Straßen.

Bolivien
Forderungen der
Gewerkschaftsbewegung

„Grundätzlich keine schlechten Chan­
cen“ für Kapitalexport nach Bolivien 
versprach jüngst der Geschäftsführer 
der (west-)deutsch-bolivianischen Han­
delskammer westdeutschen Interessen­
ten. ,,Lohnend“ sei insbesondere das 
Engagement „beim Abbau von Erzen 
wie Zinn, Blei und Silber“ (Handels­
blatt 26.10.). Unmittelbar zuvor hatte 
die bolivianische Militärjunta die Um­
wandlung „unprofitabler“ Staatsbe­
triebe in Privatbetriebe angekündigt. 
Die größten Minen Boliviens, die nun, 
so muß man befürchten, für das impe-

Juli 1980: Trotz heftiger Gegenwehr können die Arbeiter und Bauern den Mili­
tärputsch nicht verhindern,

rialistische Kapital freigegeben werden 
sollen, waren seit dem bewaffneten 
Aufstand der Arbeiter und Bauern 
1952 verstaatlicht. Mit der „Locke­
rung“ erfüllt die Junta eine weitere der 
Forderungen, die die Imperialisten bei 
einer IWF-,»Inspektion“ im Septem­
ber stellten. Für einen Kredit von 200 
Mio. $, den Bolivien beantragt hatte, 
um den laufenden Schuldendienst von 
180 Mio. $ pro Halbjahr zahlen zu 
können, verlangen sie u.a. die Abwer­
tung des Peso, Streichung von Staats­
ausgaben und einen weiteren Lohn­
stopp.

„In dieser Stunde der schweren wirt­
schaftlichen, sozialen und politischen 
Krise ist ein Dialog auf einer realen 
Grundlage, in voller Freiheit und ohne 
Ausklammerung erforderlich.“ Nach 
der Auswechslung der Junta im August 
unterbreitet der Gewerkschaftsbund 
COB dem neuen Präsidenten Torrelio 
Villa das Angebot, den Kampf gegen 
die imperialistische Ausplünderung des 
Landes zu führen. Sofort nach dem 
Putsch im Juli 80 war die COB, die zu­
sammen mit den angeschlossenen Bau­
ernverbänden 1 Million Mitglieder bei 
einer Bevölkerung von 5,6 Mio. orga­
nisierte, verboten worden, Tausende 
ihrer Funktionäre wurden verhaftet 
oder ermordet. Der Gewerkschafts­
bund konnte sich jedoch reorganisie­
ren und im September zehn Forderun­
gen veröffentlichen, die seine Grundla­
ge für Verhandlungen mit der Junta 
sind: Generalamnestie; Achtung der 
gewerkschaftlichen und demokrati­
schen Rechte; Achtung der Menschen­
rechte; Aufhebung aller restriktiven 
Maßnahmen; Lösung der wirtschaftli­
chen Probleme der Arbeiter; Maßnah­
men gegen Arbeitslosigkeit; Wieder­
einstellung der aus politischen oder ge­
werkschaftlichen Gründen entlassenen 
Arbeiter; Achtung der Autonomie der 
Universitäten; Einhaltung der Verfas­
sung; Schutz der Bodenschätze des 
Landes.

Keine dieser Forderungen hat die 
neue Junta trotz anfänglicher Verspre­
chungen bisher erfüllt, im Gegenteil; 
auch sie hat z.B. den seit dem Putsch 
verhängten Lohnstopp nicht aufgeho­
ben, die Löhne sind bei einer Inflation 
von inzwischen vermutlich 60% weit­
gehend entwertet. Doch die Arbeiter­
bewegung erstarkt. Fast gleichzeitig 
mit der Veröffentlichung der COB-Mi- 
nimalplattform verabschieden die Ar­
beiter der größten Kupfermine eine Er­
klärung, in der sie eine die Inflation 
ausgleichende Lohnerhöhung, die An­
erkennung der Gewerkschaften, die 
Freilassung aller verhafteten Gewerk­
schaftsführer und die Amnestie für die 
im Exil lebenden Gewerkschafter for­
dern.

UdSSR/Äthiopien
Ihr liefert Kaffee, 
wir Maschinen

Hand in Hand mit der militärischen 
Einmischung am Hom von Afrika ha­
ben die sowjetischen Sozialimperiali­
sten sich in Äthiopien wirtschaftlich 
festgesetzt. Für den mit sowjetischer 
Hilfe errungenen (vorläufigen) Sieg im 
Ogaden-Konflikt mußte sich das äthio­
pische Militärregime im Herbst 1978 
mit einem , ,Freundschaftsverttrag‘ ‘ 
und einem „Wirtschaftsabkommen“ 
revanchieren. Um die Beteiligung der 
anderen RGW-Länder am Äthiopien­
geschäft abzustimmen, setzte der Exe­
kutivausschuß des RGW Ende 1978 die 
„Frage der Zusammenarbeit mit 
Äthiopien“ auf die Tagesordnung, ei­
ne Premiere.

Seit 1979 ist der sowjetisch-äthiopi­
sche Handel in beiden Richtungen auf 
rund das 40fache gestiegen, bei anhal­
tend hohem Defizit zuungunsten 
Äthiopiens, das nur etwa ein Fünftel 
seiner Importe aus der UdSSR durch 
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Exporte finanzieren kann. Für den 
Rest wird es sich verschulden müssen. 
Äthiopien ist jetzt der wichtigste 
schwarzafrikanische Handelspartner 
der Sowjetunion, 1977 lagen noch 
Ghana, Angola und Guinea höher. Al­
lerdings hat dieser enorme Anstieg von 
sehr niedrigem Niveau aus begonnen. 
Noch 1979 lagen die sowjetischen Ex­
porte nach Äthiopien (knapp ein Zehn­
tel der Gesamteinfuhr des Landes) et­
was niedriger als die der BRD. Inzwi­
schen haben die Sozialimperialisten die 
andere Supermacht vom ersten Platz 
verdrängt.

Auch der Kapitalexport (gewöhnlich 
in Form von Krediten für ,,Objekte 
der technischen Zusammenarbeit“) 
kommt in Gang. Für Anfang 1979 
nennt die sowjetische Statistik 25 sol­
che Objekte. Darunter ist u.a. auch der 
Bau einer Zementfabrik mit 600000 t 
Jahresleistung vereinbart worden. Un­
ter den erfreulichen Wirkungen solcher

Philippinen
US-Marcos-Diktatur kann Neue Volksar­
mee weder zerschlagen noch isolieren
Im letzten Januar hat der philippini­
sche Präsident Marcos nach mehr als 
acht Jahren das Kriegsrecht aufgeho­
ben. Dazu hat sich Marcos freilich mit 
so weitreichenden Notstandsvollmach­
ten ausgestattet, daß er das bisherige 
Terrorregime ungebrochen fortsetzen 
konnte. Das Kriegsrecht hatte er im 
September 1972 mit dem erklärten Ziel 
ausgerufen, die von der Kommunisti­
schen Partei der Philippinen (CPP) ge­
führte Neue Volksarmee (NPA) zu zer­
schlagen. Die Aufhebung des Kriegs­
rechts und die Durchführung von Prä­
sidentschafts,, wählen“ im Juni wie­
derum sollten dem Regime den An­
schein einer demokratischen Legitima­
tion verschaffen. Weder das eine noch 
das andere ist geglückt.

1972 kämpfte die 1969 gegründete 
NPA im wesentlichen erst auf der 
Hauptinsel Luzon. Trotz verschiede­
ner Rückschläge in den ersten Jahren 
des Kriegsrechts hat sie seit Mitte der 
70er Jahre ihr Operationsfeld auf den 
größten Teil des aus mehr als 7000 In­
seln bestehenden Archipels (48,4 Mio. 
Einwohner auf einer Fläche von 
300000 qkm, ein Fünftel mehr als die 
BRD) ausdehnen können. Von 1977 
bis 1980 hat sie die Zahl der Guerilla­
kämpfer verdoppelt (auf mindestens 
5000 bis 7000 Mann) und die Zahl ih­
rer Gewehre vervierfacht. 29 taktisch 
weitgehend unabhängig voneinander 
operierende Guerillafronten kämpfen 
heute in 47 der 73 Provinzen. Im letz­
ten März schätzte die NPA, daß etwa 6 

Kredite für den ,,Export der sozialisti­
schen Länder“ führt eine sowjetische 
Fachzeitschrift erhöhte ,,Konkurrenz­
fähigkeit auf dem Weltmarkt“ auf.

99% aller äthiopischen Ausfuhren in 
die UdSSR entfielen 1979 auf das „tra­
ditionelle“ Exportprodukt Kaffee (in 
etwa zu den — ungünstigen — Welt­
marktpreisen), während die Sowjet­
union — außer Waffen — hauptsäch­
lich Maschinen und Fahrzeuge liefert. 
Die sowjetische Zeitschrift „Außen­
handel“ sieht Ursachen und Folgen 
solcher Arbeitsteilung so: „Dank der 
Nutzung der Vorteile der internationa­
len Arbeitsteilung, die infolge der spe­
zifischen natürlichen und anderen Be­
dingungen entstanden sind, (ist) der 
Import aus den Entwicklungsländern 
für die Sowjetunion von relativ großer 
volkswirtschaftlicher Bedeutung“. Die 
ganze Würze dieser neokolonialen 
Theorie liegt in den beiden Wörtchen 
„und anderen.“

Mio. Menschen in den Landgebieten 
den Kampf aktiv unterstützen.

Die CPP und die Nationaldemokra­
tische Front NDF, in der neben den 
Kommunisten verschiedene, ursprüng­
lich legale Massenorganisationen zu­
sammengeschlossen sind, waren von 
Anfang an für Boykott der Präsiden­
tenwahlfarce eingetreten. Am 9./10.5. 
kamen 170 Delegierte von 43 Organisa­
tionen zusammen und riefen zum Boy­
kott auf. Insgesamt 17000 Menschen 
beteiligten sich an Kundgebungen die­
ser „Volksbewegung für Unabhängig­
keit, Nationalismus und Demokratie“. 
Trotz Wahlpflicht und Androhung 
von Geld- und Haftstrafen gingen 
schließlich mehr als ein Drittel der 

NPA-Kämpfer und Dorfkomitee führen eine Bauernversammlung durch

Wahlberechtigten nicht an die Urnen.
In der gegenwärtigen Etappe des 

Guerillakriegs konzentriert sich die 
NPA neben Überraschungsangriffen 
gegen kleine Regierungstruppenteile, 
Überfälle zur Waffenbeschaffung usw. 
auf die Organisierung der Bauernmas­
sen. In einem Gespräch mit der ameri­
kanischen kommunistischen Zeitung 
„Unity“ schildert ein Bauer die Pro­
duktionsverhältnisse auf dem Land: 
„Es ist Feudalismus. Wir arbeiten den 
ganzen Tag auf dem Feld, aber der 
Grundbesitzer streicht das Geld ein. Er 
lief durchs Dorf, um seinen Teil an der 
Ernte zu verlangen. 50% und mehr, 
denn er betrog uns mehr als einmal. 
Anfang der 70er Jahre schickte die 
NPA einen Trupp in unseren Barrio 
(Weiler), um hier eine Bauernvereini­
gung aufzubauen. Wir forderten nied­
rigere Pacht . .. Später fiel eine kleine 
Einheit der PC (Bürgerkriegspolizei, d. 
Red.) in einen Hinterhalt der NPA, 
gleich außerhalb des Dorfs. Nachher^ 
tat es dem Grundbesitzer leid, daß er 
die Pacht nicht gesenkt hat. Heute 
kann er sich hier nicht mehr sehen las­
sen.“

Indem die NPA die Bauern für So- 
fortforderungen auf dem Weg zur 
Landreform zusammenschließt und ih­
re Kämpfe bewaffnet unterstützt, hat 
sie sich in weiten Landgebieten fest 
verankern können. In den einzelnen 
Barrios werden Dorfkomitees gebildet, 
die den Kampf gegen die Grundbesit­
zer und Wucherer führen und die Un­
terstützung der Guerilla organisieren. 
Rund 800000 Bauern wären Anfang 
1980 organisiert. Im August/Septem- 
ber 1980 beteiligten sich auf der Insel 
Samar 11000 arme und mittlere Bau­
ern aus 116 Barrios an einer antifeuda­
len Kampagne. Ergebnis: Senkung der 
Pacht auf Reisland um 50%, auf Ko­
kosnußplantagen um 31%; Erhöhung,"? 
der Landarbeiterlöhne um 56%. Im 
Cagayan-Tal auf Nordost-Luzon ha­
ben kürzlich 252 Pächter den Anteil 
des Großgrundbesitzers an der Ernte 
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von 50% auf 25% herabgesetzt. 20000 
Bauern aus dem Tal demonstrierten im 
Januar in der Provinzhauptstadt gegen 
das Kriegsrechtsregime.

Gleichzeitig entwickelt sich die Mas­
senbewegung in den Städten. Von 1972 
bis 1978 ist der Reallohn der Industrie­
arbeiter um 39% gedrückt worden. Die 
brutale Lohnsenkung ist ein Kernstück 
von Marcos’ ,,Neuer Gesellschaft“. 
Nach diesem neokolonialen Konzept, 
das die US-Imperialisten den Philippi­
nen mit allerlei IWF- und Weltbanker­
pressungen aufgezwungen haben, ist 
der ,, traditionelle“ Export billiger 
Agrarprodukte durch Aufbau von 
Niedriglohnindustrien, ebenfalls für 
den Export, ,,ergänzt“ worden. Nach 
Angaben des Arbeitsministeriums be­
teiligten sich allein vom 17.1. bis 28.5. 
81 fast 50000 Arbeiter an 138 Streiks, 
von denen 52 von vornherein illegal 
waren, weil sie in ,,lebenswichtigen“

Betrieben durchgeführt wurden. Auf 
einer Maikundgebung, an der in Que­
zon-City bei Manila 40000 teilnahmen, 
faßten die Arbeiterorganisationen ihre 

Forderungen zusammen: Uneinge­
schränktes Streikrecht, Erhöhung des 
Mindestlohns auf 50 Pesos (13,64 DM) 
täglich, Preissenkung für Grundnah­
rungsmittel, Freilassung der verhafte­
ten Gewerkschafter und anderen poli­
tischen Gefangenen, wirkliche Landre­
form, Sturz der US-Marcos-Diktatur, 
Beendigung der US-Herrschaft über 
die Philippinen.

Nach dem erzwungenen Rückzug 
aus Indochina unterhalten die US-Im- 
perialisten in ihrer ehemaligen Kolonie 
(1898—1946) ihr letztes Bollwerk in 
Südostasien. In Subic Bay befindet 
sich das Hauptquartier der VII. US- 
Flotte (für Pazifik und Indik), Clark 
Air Base ist der größte US-Luftwaffen- 
stützpunkt außerhalb der USA. Die 
Bastion ist unter Beschuß, wenn es 
auch nach Auffassung der philippini­
schen Kommunisten noch Jahre dau­
ern wird, bis der Feind endgültig ge­
schlagen ist.

Dokumente der philippinischen Revolution

10-Punkte-Programm der Nationa­
len Demokratischen Front (verab­
schiedet am 24.4.73, bestätigt am 
12.11.77)

1. Zusammenschluß aller antiimperialisti­
schen Kräfte zum Sturz der US-Marcos- 
Diktatur und Bildung einer Koalitionsre­
gierung, die auf einem wirklich demokra­
tischen System der Repräsentation ba­
siert.

2. Anprangerung und Bekämpfung des 
US-Imperialismus, des Hintermanns bei 
der Errichtung der faschistischen Dikta­
tur; Kampf für die Annullierung aller un­
gleichen Verträge und Abkommen mit 
dieser imperialistischen Macht; Nationali­
sierung ihres gesamten Besitzes im Land.

3. Wiederherstellung aller demokrati- 
f sehen Rechte des Volkes wie der freien

Meinungsäußerung, der Presse-, Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, 
der Freizügigkeit.

4. Gewinnung jeder möglichen politi­
schen und materiellen Unterstützung für 
die bewaffnete Revolution und den illega­
len Widerstand gegen die US-Marcos- 
Diktatur.

5. Unterstützung eines wirklichen Re­
formprogramms, das die Bauern von feu­
daler und halbfeudaler Ausbeutung be­
freit und durch ihre Kooperation die 
landwirtschaftliche Produktion steigert.

6. Verbesserung des Lebens des Volkes, 
Garantie des Rechtes auf Arbeit und 
Schutz des nationalen Kapitals gegen aus­
ländisches Monopolkapital.

7. Förderung einer nationalen, wissen­
schaftlichen und Massenkultur, Kampf 
gegen die imperialistische, feudale und fa­
schistische Kultur.

8. Unterstützung der nationalen Min­
derheiten insbesondere auf Mindanao 
und in den Bergprovinzen in ihrem 
Kampf für Selbstbestimmung und Demo­
kratie.

9. Bestrafung der Häuptlinge der faschi­
stischen Marcos-Bande nach einem öffentli­
chen Gerichtsverfahren wegen ihrer Verbre­
chen gegen das Volk; Konfiskation ihres ge­
samten unrechtmäßig erworbenen Vermö­
gens.

10. Zusammenschluß mit allen Völkern, 
die gegen Imperialismus und Reaktion 
kämpfen, und Gewinnung ihrer Unterstüt­
zung für den revolutionären Kampf auf den 
Philippinen.
Kampf in einem gebirgigen Inselreich 
,,... Der Volkskrieg in einem Land, das 
aus so vielen Inseln besteht wie unseres, ist 
außerordentlch schwierig und kompliziert. 
Im gegenwärtigen Stadium, wo wir zu­
nächst den Guerillakrieg auf das ganze 
Land auszudehnen versuchen, mußte die 
zentrale Führung immer wieder neue orga­
nisatorische Maßnahmen ergreifen, um die 
Rolle der regionalen Partei- und Armeeor­
ganisationen genügend zu berücksichtigen. 
Das ist nur ein Ausdruck des Problems. Be­
waffnete Propagandateams und erste Gue­
rillaverbände, zersplittert in ausgedehnten 
Gebieten, sind ständig von der Zerschla­
gung bedroht. Das ist ein anderer Ausdruck 
des Problems.

Ohne Zweifel hat der Kampf in einem In­
selreich wie den Philippinen anfangs große 
Nachteile für uns. Seitdem sich die zentrale 
Führung in einem entlegenen Teil Luzons 
niederlassen mußte, gibt es - auch in ab­
sehbarer Zeit — keine Alternative zur Poli­
tik der zentralisierten Führung und dezen­
traler Operationen. Wir müssen im ganzen 
Land Kader verteilen bzw. herausbilden, 
die in der Lage sind, selbst die Orientierung 
zu finden und die Initiative zu behalten 
nicht nur in kurzen Berichtszeiträumen von 
ein oder zwei Monaten, sondern auch in 
Zeiträumen von zwei oder mehr Jahren, 
falls der Feind seine Verbände auf einer In­
sel oder an einer bestimmten Front konzen­
triert oder eine Blockade errichtet ... In ei­
nem kleinen Land wie den Philippinen oder 

auf einer Insel wie Luzon wäre es toll­
kühn, wenn die zentrale Führung sich in 
einem begrenzten Gebiet verbergen, die 
begrenzten Kräfte der Partei und alle An­
strengungen dort konzentrieren und folg­
lich den Feind einladen würde, seine

Kräfte dort zu massieren ... Auf lange 
Sicht hingegen wird sich die Tatsache, 
daß unser Land aus vielen Inseln besteht, 
als großer Vorteil für uns und großer 
Nachteil für den Feind erweisen. Denn er 
wird gezwungen sein, seine Aufmerksam­
keit und seine Truppen aufzusplittern 
nicht nur auf die Landgebiete, sondern 
auf so viele Inseln zugleich. Dieser große 
Vorteil wird sich dann erweisen, wenn wir 
den Guerillakrieg erfolgreich aufs ganze 
Land ausgedehnt haben und zumindest 
auf Luzon oder auch auf Mindanao an 
der Schwelle zum regulären Bewegungs­
krieg stehen ...“
(Amado Guerrero, ZK-Vorsitzender der 
KP der Philippinen: Besonderheiten des 
Volkskriegs auf den Philippinen, verfaßt 
1974; Hrsg. International Association of 
Filipino Patriots, Oakland (USA) 1979)
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Aus Kultur und Wissenschaft

Jäger des verlorenen Schatzes
Hitler und die Bundeslade: Actionfilm 
verbreitet mythische Geschichtserklärung
Der Regisseur Steven Spielberg 
(„Der weiße Hai“, „Die un­
heimliche Begegnung der drit­
ten Art“) über seinen Film: 
„Man darf »Jäger des verlore­
nen Schatzes* nicht als histo­
risch getreues Zeitdokument 
mißverstehen, es ist einfach 
exotische Unterhaltung, un­
heimlich packend, spannend 
und mit einem Hauch von 
Zauberei arrangiert ...“ Die 
Zeitschrift Newsweek findet: 

eine unheimliche Mi­
schung aus kindlicher Naivität 
und stilistischer Qualität.“ Der 
Film soll derzeit der meist gese­
hene Film in den USA sein.

Die „Jäger“ des Films sind 
ein amerikanischer Professor 
der Archäologie, ein französi­
scher Archäologe und eine 
Gruppe von Nazis. Sie jagen in 
mörderischer Konkurrenz 
nach der verschollenen Bun­
deslade des Alten Testaments. 
Die Jagd geht von Nepal über 
Kairo und die Sahara ans Mit­
telmeer und von dort auf eine 
Insel. Durch den Ortswechsel 
erreicht der Regisseur einen je­
weils in sich geschlossenen 
Sinnzusammenhang der Ac­
tionszenen. Ähnlich wie bei ei­
ner Serie bleibt die Spannung 
erhalten. Was hat es mit die­
sem „Hauch von Zauberei“ 
auf sich? Die Bundeslade des 
Alten Testaments ließ nach der 
Erzählung der Bibel Moses 
herstellen und in diese die bei­
den Gesetzestafeln mit den 
zehn Geboten legen. Die israe­
lischen Stämme trugen die 
Bundeslade vor sich her, wenn 
sie Krieg führten. Die Lade 
war der Sitz des „Gottes der 
Heerscharen“. Die Lade sollte 

Schrecken unter den Feinden 
hervorrufen und sie in die 
Flucht schlagen. Diese Bun­
deslade ist seit der Zerstörung 
des Salomonischen Tempels 
586 vor unserer Zeitrechnung 
verschollen. Damit die ganze 
Suche nach der Lade einen 
filmfüllenden Sinn bekommt, 
wird im Film behauptet, die 
Bundeslade würde eine Armee, 
vor der sie hergetragen wird, 
unbesiegbar machen. Hitler 
ließe sie in Ägypten suchen, 
weil er sie für seine Weltherr­
schaftspläne brauchte. Das 
wollte der US-Geheimdienst 
verhindern und schickte einen 
Agenten, den Professor, los. 
Die Filmhersteller bringen also 
als Triebkraft für die Ereignis­
se die Annahme ein, daß gött­
liche, magische Kräfte in der 
tatsächlichen Geschichte wir­
ken. Mit dieser Grundkonzep­
tion knüpfen sie an reaktionä­
re Weltanschauungen an, die 
die Entstehung der Welt durch 
einen Schöpfungsakt erklären 
und das Einwirken übernatür­
licher Kräfte in der tatsächli­
chen Geschichte behaupten. 
Auf der Grundlage dieser my­
thischen Geschichtserklärung, 
die Hitler nach der Bundeslade 
fahnden läßt, weil sie die Un­
besiegbarkeit für die Kriegs­
führung verleiht, erlebt dann 
der Zuschauer die Abenteuer 
des Archäologieprofessors, der 
sich mit Nilpferdpeitsche und 
Revolver auf die Jagd macht.

„Exotische Unterhaltung?“ 
Alles, was in Filmen Gänse­
haut und Schocks bewirken 
kann, ist in dem Film zusam­
mengetragen: Taranteln und 
Schlangen die Menge, bluttrie­

fende Totenköpfe, abbrechen­
de Gesteinsvorsprünge, an de­
nen der Held hängt, und der­
gleichen mehr.

Was verabreicht der Film 
unter dem Vorwand „kindli­
che Naivität“? Zum Beispiel: 
Die deutsche Wehrmacht si­
chert in voller Uniform und al­
len Waffen in Ägypten den 
Abtransport der Bundeslade. 
Einen ägyptischen Staat gibt es 
offensichtlich nicht. Die deut­
sche Wehrmacht kann schalten 
und walten, wie es ihr paßt. 
Solche kolonialen, imperiali­
stischen Vorstellungen als dem 
Kind und seiner Abenteuerlust 
zugehörig zu unterschieben, 
als ganz natürliche Ansichten 
zu verbreiten, dazu ist der Film 
sicher ein gewichtiges Mittel. 
Als am Schluß die Nazis die 
Bundeslade öffnen und fürch­
terliche Geister sie wie in einem 
heißen Wirbelsturm schmelzen 
lassen, erscheint über der Insel 
eine Art Atombombenpilz. 
Der Feind ist vernichtet, der 
Held und seine Freundin ha­
ben bei der Geistererscheinung 
die Augen geschlossen gehal­
ten und deswegen überlebt. 
Mit Gottes Hilfe werden wir 
die Feinde schon kleinkriegen, 
wobei das heute natürlich an­
dere Feinde sind. — Damit der 
nächste „Jäger“film im kom­
menden Jahr anlaufen kann, 
fliegt der Deckel der Bundesla­
de, nachdem er einige Kilome­
ter in die Luft geschleudert 
worden ist, am Schluß des 
Films wieder haargenau auf 
die alte Stelle zurück. Die Bun­
deslade ist unversehrt in einer 
US-amerikanischen Lagerhalle 
abgestellt worden.

Viel Geld für 
wenig Action

„Auf dem Highway ist die 
Hölle los“ - der Titel ver­
spricht Action, spannende 
Verfolgungsjagden, Kunst­
stücke in der Beherrschung 
hochgezüchteter Automobile. 
Das alljährliche (illegale) 
,,Cannonball“-Autorennen, 
bei dem hunderte Rallye­
teams 3000 Meilen von New 
York nach Los Angeles rasen 
und den überall postierten Po­
lizeistreifen zu entkommen su­
chen, liefert den Rahmen für 
die Filmhandlung, die mit Hol­
lywood-Stars garniert ist. Die 
Spekulation auf die motorbe­
geisterte Jugend mit dem Reiz 
des Abenteuers und der Frei­
heit geht auf; der Film hat vol­
le Häuser. Dabei ist er in seiner 
Gattung einer der schlechten. 
Die dürftige Filmhandlung ist 
zusammengeschludert aus lah-//\ 
men Action-Szenen und lang-'r 
weilig gefilmten Verfolgungs­
jagden, Kalauern und Anspie­
lungen von der Art: „Hallo 
Süße! Hat unter deinem Renn­
overall noch ein Führerschein 
Platz?“ Dramatische Höhe­
punkte fehlen; der Regisseur 
hat auch die Endphase des 
Rennens zu einer Klamotte 
verunstaltet. Wer Action er­
wartet hat, kommt nicht auf 
seine Kosten. Die Gags sind ei­
ne schlechte Imitation der 
Bond-Filme: Fallschirmab­
sprung mit Motorrad, einge­
bauter Nebelwerfer im Rallye­
wagen zum Abhängen der Po­
lizei, japanische Automobil­
konkurrenz mit computerge­
steuertem Raketen wagen. Als 
Zielscheibe der Filmwitze muß 
u.a. ein „Ölscheich“ herhal- 
ten, der im Rolls Royce das1^ , 
Rennen fährt und unter den n 
Rennfahrermiezen Zuwachs 
für seinen Harem sucht.

Subtil Chauvinisti­
sches für die Jugend

Was tun, wenn die Generation 
der Umsiedler aus Polen, der 
CSSR usw., die der westdeut­
schen Bourgeoisie immer als 
lebende Zeugen angeblicher 
„Verbrechen“ der osteuropäi­
schen Völker und als lebende 
Wahrer großdeutscher An­
sprüche herhalten mußte, aus­
zusterben beginnt? Wer kann 
dann ihre „Erfahrungen“, ein 
Gemisch aus großdeutschem 
Chauvinismus, faschistischer 
Herrenrassenideologie und 
persönlicher Tragödie, an die 
nächste und übernächste und 
überübernächste Generation 
weitergeben, um die Ansprü­
che auf „Heimkehr“ lebendig 
zu erhalten? dtv-pocket hat
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jetzt ein Jugendbuch herausge­
geben über „Die Vertreibung 
einer Familie“ aus der CSSR. 
Der Ich-Erzähler, die damals 
sechsjährige Liese, ist der Be­
teiligung an faschistischen Ver­
brechen natürlich ganz unver­
dächtig, unverdächtig erschei­
nen also auch ihre Erlebnisse 
der penetrant ,,Vertreibung“ 
genannten Umsiedlung ganz 
allgemein und mit ,,den Tsche­
chen“ im besonderen. Da ist 
der Junge Jaroslav, der die* 
kleinen deutschen Kinder 
zankt und sie — für Liese un­
begreiflich — ,,Nazischweine“ 
schimpft. Da ist ein Partisan, 
der ein 13jähriges deutsches 
Mädchen vergewaltigt. Da sind 
Bauern, die ganz harmlose 
deutsche Männer im Wald er­
schießen. Da ist ein Soldat, der 
auf dem Transport zur Grenze 
erst Lieses Großmutter und 
dann ihrer Mutter den Mantel 

) abnimmt. Da ist dann auch ein
,,netter“ Tscheche, der mit 
den Deutschen nichts als Frie­
den ,»wahren“ will, aber er ist 
nicht nur Ausnahme, sondern 
läßt zugleich um so unver-. 
ständlicher erscheinen, daß die 
anderen den Frieden nicht 
,,wahren“ wollen. Der Ein­
druck jedenfalls ist überwälti­
gend: Womit hat die „deut­
sche Volksgruppe“ in der 
Tschechoslowakei ihr Schick­
sal nur verdient?
A. Schwarz, Wir werden uns wiederfin­
den, dtv pocket, 5,80 DM.

Dick gegen die Erkenn­
barkeit der Welt

„Ubik“, von dem US-ameri­
kanischen Schriftsteller Dick 

^1969 veröffentlicht, ist eine 
starke Zumutung an den Le­
ser. Dieser schlägt sich Kapitel 
für Kapitel mit der unbegreifli­
chen Geschichte einer Firma 
herum, die ihre Dienste als ei­
ne Art Privatpolizei gegen bö­
se Mächte anbietet. Diese wer­
den von ihren Leuten, eben­
falls mit übernatürlichen Fä­
higkeiten begabt, unschädlich 
gemacht. Bei einem Auftrag 
auf dem Mond gerät ein Team 
unter Leitung des Chefs in eine 
Falle. Ab da wird der Leser mit 
der Unklarheit strapaziert, wer 
von den beteiligten Personen 
stirbt, wer halb und wer ganz 
am Leben bleibt, wer ein 
Mensch und wer ein Gespenst 
ist. Alle Anhaltspunkte dafür, 
was im Roman die Realität ist, 
werden beseitigt. Der Autor 
schafft sich so die Bedingun­
gen dafür, über das reine Be­
wußtsein zu faseln. Dabei 
kommt er moralisch daher, 
weil er sich angeblich mit dem 
Problem befaßt, wieweit Men­

schen den Prozeß des Sterbens 
anderer Menschen beeinflus­
sen dürfen. Aber das sind nur 
Vorwände, um ein göttliches 
Wesen, das Menschen im Le­
ben nicht begreifen können, zu 
propagieren. In den Vorspän­
nen der Kapitel wird ,,Ubik“ 
angepriesen im Stil der Wer­
bung als beliebiges Konsum- 
guL mal als Frühstücksflok- 
ken, mal als Mittel gegen 
Mundgeruch oder Schlaflosig­
keit. In der Handlung er­
scheint es als übernatürliches 
Mittel, das gegen den physi­
schen Verfall und gegen die 
Rückverwandlung in einen 
.früheren rückständigen Zu­
stand wirkt. Es wird als gold­
flimmerndes Spray angewen­
det, um den Tod aufzuhalten. 
Dieser wird dargestellt in der 
Person Jorys, eines Halbleben­
den, der die anderen noch 
nicht ganz Gestorbenen und 
von ihren Verwandten ab und 
zu ins Bewußtsein Zurückge­
holten auffrißt. Er wird als 
Verderber, als böses Prinzip 
dargestellt. Erst ganz am 
Schluß wird ,,Ubik“ enthüllt 
als das gute göttliche Prinzip 
mit einer Definition, die an die 
Bibel angelehnt ist. Im letzten 
Vorspann heißt es: „Ich bin 
UBIK. Mich gabs schon, bevor 
es das Universum gab. Ich ha­
be die Gestirne gemacht, ich 
habe die Welt geschaffen. Ich 
habe Leben geschaffen und 
den Raum, in dem es existiert 
... Ich bin ich. Ich werde im­
mer sein.“ Der Leser soll beim 
Glauben enden. Der Roman soll 
ihn überzeugen, daß dieses 
Ubik, das Allgegenwärtige, 
nicht zu begreifen ist, daß der 
Mensch sich seiner Führung 
überlassen muß und selber 
nicht zu irgendeinem vernünf­
tigen erkennbaren Zweck tätig 
werden kann.

Philip K. Dick, Ubik. Science-Fiction 
Roman. Suhrkamp Taschenbuch 440, 
Frankfurt am Main 1977, 8,00 DM

EKD-Denkschrift
,Atomare Mindestabschreckung*: 
Vorschlag zur Friedenssicherung?
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat am 5.11. 
die Denkschrift „Frieden wahren, fördern und erneuern“ her­
ausgegeben: „Eine tiefgreifende Kontroverse über die Frage, wie 
Christen dem Frieden dienen sollen, durchzieht auch unsere Kir­
che ... Zu den wichtigen inner kirchlichen Aufgaben, die sich in 
dieser Lage stellen, gehört es, die unterschiedlichen Positionen, 
die in der Diskussion auftreten, miteinander im Gespräch zu hal­
ten.“ Bei aller Unterschiedlichkeit der Positionen, in einer Sache 
war sich die Kammer der Evangelischen Kirche in Deutschland 
für öffentliche Verantwortung, die die Denkschrift entwarf, ei­
nig: „Sie konnte und wollte es nicht als ihre Aufgabe ansehen, 
durch eine Stellungnahme zur aktuellen, hochspezialisierten Dis­
kussion um das militärische Gleichgewicht und die Notwendig­
keit von Modernisierungen der Rüstung der Blickverengung auf 
die militärische Dimension der Kriegsverhinderung und Friedens­
sicherung weiteren Vorschub zu leisten.“ Viele evangelische Chri­
sten lehnen den NATO-Aufrüstungsbeschluß ab. Diese Ableh­
nung zu verstärken, das ist ausgesprochenermaßen die Aufgabe 
dieser Denkschrift nicht — „keine Blickverengung“!

Auch in einer anderen Sache besteht im Rat der EKD Einig­
keit: Die gesellschaftlichen Ausbeutungsverhältnisse in der Bun­
desrepublik, die durch die Herrschaft des Monopolkapitals be­
stimmt sind, bezeichnet die Denkschrift als „eine freiheitlich-de­
mokratische Gesellschaftsordnung ‘ ‘.

Zustimmend zitiert die Denkschrift aus den kirchlichen „Hei­
delberger Thesen“ von 1959: „Die Bürger der westlichen Welt 
stehen vor dem Dilemma, ,ob sie die Rechtsordnung der bürgerli­
chen Freiheit durch Atomwaffen schützen oder ungeschützt dem 
Gegner preisgeben wollen/“ Und ausdrücklich betont der Rat 
der EKD: „Die Kirche muß auch heute, 22 Jahre nach den Hei­
delberger Thesen, die Beteiligung am Versuch, einen Frieden in 
Freiheit durch Atomwaffen zu sichern, weiterhin als eine für 
Christen noch mögliche Handlungsweise anerkennen.“ Vor 22 
Jahren ging die Auseinandersetzung um die atomare Bewaffnung 
der Bundeswehr und die Stationierung von Atomraketen auf dem 
Boden der BRD. Die evangelische Kirche unterstützte nicht den 
Kampf gegen die weitere Aufrüstung; für einen „Frieden in Frei­
heit“ stärkte die EKD die Politik der Atombewaffnung.

Wer schützt insbesondere „den Frieden in Freiheit“? „Frieden 
zu wahren, zu fördern und zu erneuern ist das Gebot, dem jede 
politische Verantwortung zu folgen hat ... Das Amt der politi­
schen Verantwortung ist deswegen eine gnädige Anordnung Got­
tes, in der Gott den Menschen seine Liebe zuwendet, weil es im 
Dienst dieses Friedensgebotes steht, um der Gewalt und dem Un­
recht zu wehren. Von diesem Friedensgebot her empfängt die be­
sondere politische Verantwortung ihren Auftrag, in dem sie ge­
stärkt, aber auch kritisch beurteilt werden muß.“ Denen, die im 
gnädig angeordneten Amte stehen, gehe es aber nun, behauptet 
die Denkschrift, wie dem Zauberlehrling, der die Geister rief, 
aber nicht mehr loswurde: „Mit der zunehmenden waffentechni­
schen Verfeinerung wird die Gefahr akut, daß Rüstung und mili­
tärisches Kalkül sich gegenüber der politischen Zielsetzung selb­
ständig machen. Für die politisch Verantwortlichen wird es im­
mer schwieriger, sich den Forderungen und Zwängen der Rü­
stungstechnik zu entziehen.“ Diese Beschreibung malt eher das 
Bild eines Suchtkranken. Mit der tatsächlichen Politik der west­
deutschen Imperialisten hat sie nichts zu tun.

Die Rüstungstechnik hat die Politiker im Griff? Wer hat denn 
den Aufrüstungsbeschluß der NATO an vorderster Stelle gegen 
andere NATO-Länder durchgedrückt? War das nicht die Bun­
desregierung? Hat nicht gerade sie gefordert, daß die Neutronen­
waffe hermüsse? Nach der Aussage der Denkschrift war sie nur 
durch die Rüstungstechnik getrieben. Weil das nicht so ist, rich­
ten große Teile des Volkes in der Bundesrepublik die Forderung 
an die Bundesregierung, ihre Zustimmung zum NATO-Aufrü­
stungsbeschluß zurückzunehmen. „Krieg muß als politisches 
Mittel überwunden werden ... durch keine Absicht oder Begrün­
dung kann eine kriegerische Aktion - gleich welchen Ausmaßes 
- jemals gerechtfertigt werden.“ Mit eben dieser Aussage hat die 
EKD, ebenfalls Anfang November, die Unterstützung von Be­
freiungsbewegungen verurteilt. Aber: „Freilich gibt es auch zwi-
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sehen Nationen wie innerhalb der Staaten Fälle, in denen der Ge­
walt nur durch Gewalt begegnet werden kann. Die grundsätzliche 
Verwerfung des Krieges als Mittel zur Lösung von Konflikten 
steht in einer Spannung zum Recht auf nationale Selbstverteidi­
gung und zum Schutz der Menschenrechte.“

Dabei ist die Denkschrift sicher: „Der Westen“ muß in seiner 
Politik gegenüber „dem Osten“ „insbesondere auch den Schutz 
der Menschenrechte einbeziehen“. An dieser Stelle jedenfalls 
kann die EKD nicht anders, die „Spannung“ hat ihren „gerecht­
fertigten“ Grund. Die Denkschrift schlägt Schritte für die Frie­
denssicherung vor. U.a.: „Da Bedrohtheitsvorstellungen die 
Kriegsgefahr auch erhöhen können, würde ein Verteidigungskon­
zept, das vorläufig eine atomare Mindestabschreckung gewährlei­
stet, aber seinen Schwerpunkt in typischen Defensivwaffen hätte, 
die Kriegsgefahr mindern. Dazu bedarf es der Erarbeitung von 
Kriterien dafür, was zur Abschreckung unerläßlich ist und was 
über dieses Minimum hinausgeht und verzichtbar wäre.“ „Ato­
mare Mindestabschreckung“: Kann man mit dieser Forderung 
der weiteren Kriegsvorbereitung der westdeutschen Imperialisten 
entgegentreten? Laut NATO ist die Stationierung der Mittel­
streckenraketen nur die Antwort auf die vorhergegangene Aufrü­
stung der Sowjetunion. Ohne die Mittelstreckenraketen sei die 
Abschreckung nicht mehr gesichert, auf sie könne die NATO 
nicht verzichten. Mit diesem Vorschlag der EKD-Denkschrift 
können die westdeutschen Imperialisten gut leben. Oder werden 
sie etwa nicht jeden weiteren Schritt zur Kriegsvorbereitung als 
notwendige „Mindestabschreckung“ verpacken?

Friedensvertrag
,,Deutschlandvertrag ‘4 und 
sowjetischer Vorschlag von 1959

Die Spaltung der Antihitler-Koalition und der damit verbundene 
Bruch des Potsdamer Abkommens (2.8.1945) von Seiten der drei 
imperialistischen Mitglieder USA, Großbritannien und später 
Frankreich (s. Pol. Ber. 23/81) hat dem deutschen Imperialismus 
zur Wiederaufrichtung auf seinem westdeutschen Rest-Territori­
um verhülfen. Hierbei kam bzw. kommt dem Abschluß des soge­
nannten „Deutschlandvertrags“ (abgeschlossen 1952, erneuert 
1954) eine überragende Bedeutung zu: Die christdemokratisch­
konservative Reaktion hat ihn als „Vor- und Teilfriedensver­
trag“ bezeichnet — und dies aus gutem Grund. Denn durch Ab­
schluß dieses imperialistischen Teilfriedensvertrags zwischen der 
BRD einerseits und den o.a. drei Mitgliedern der ehemaligen An— 
tihitler-Koalition andererseits war von da an „eine Einigung der 
vier (Sieger-, Red.) Mächte auf Kosten Deutschlands unter Rück­
griff auf Vorstellungen von Jalta und Potsdam“ (1) für alle Zu­
kunft unmöglich geworden. „Auf Kosten Deutschlands“ - das 
meinte auf Kosten jenes schon in der 1. Regierungserklärung 
Adenauers lautstark erhobenen „Rechtsanspruchs“ auf ein min­
destens in den Grenzen von 1937 wiederhergestelltes Deutsch­
land. Die hierfür ins Auge gefaßte zukünftige Revision der durch 
das Potsdamer Abkommen festgelegten Grenzen der VR Polen 
und der UdSSR sowie die Eingemeindung der DDR sind aus­
drücklich vereinbartes Ziel der gemeinsamen Politik der Unter­
zeichner dieses „Deutschlandvertrages“:

„Art. 7—1. Die Unterzeichnerstaaten sind darüber einig, daß ein we­
sentliches Ziel ihrer gemeinsamen Politik eine zwischen Deutschland und 
seinen ehemaligen Gegnern frei vereinbarte friedenvertragliche Regelung 
für ganz Deutschland ist, welche die Grundlage für einen dauerhaften 
Frieden bilden soll. Sie sind weiterhin darüber einig, daß die endgültige 
Festlegung der Grenzen Deutschlands bis zu dieser Regelung aufgescho­
ben werden muß. - 2. Bis zum Abschluß der friedensvertraglichen Rege­
lung werden die Unterzeichnerstaaten Zusammenwirken, um mit friedli­
chen Mitteln ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein wiedervereinig­
tes Deutschland, das eine freiheitlich-demokratische Verfassung, ähnlich 
wie die Bundesrepublik, besitzt und das in die europäische Gemeinschaft 
integriert ist.“ (2)

Am 9.7.1952 stellt Adenauer im Bundestag daher folgendes fest: „Es 
ist richtig, daß die Wiedervereinigung in Freiheit nur mit Zustimmung 
der vier Alliierten, also auch mit Zustimmung Sowjetrußlands, erfolgen 
kann. Ich bin der Auffassung, daß es klug ist, wenn man sich für diese 
Politik die Hilfe von wenigstens drei von den vieren zunächst sichert, wie 
wir das im Deutschlandvertrag tun. Ich glaube, daß es möglich sein wird, 
im richtigen Augenblick mit Sowjetrußland an den Verhandlungstisch zu 
kommen, wenn wir die Hilfe dieser Mächte dabeihaben . . . Ein Gesamt­
deutschland, wie es bis jetzt Sowjetrußland in seinen Noten fordert, also 
ein neutralisiertes Deutschland, ein auf dem Boden des Potsdamer Ab­

kommens errichtetes Gesamtdeutschland ist für uns nicht möglich. Wir 
werden mit Hilfe der drei Westalliierten versuchen müssen, Sowjetruß­
land von dieser seiner Forderung im Wege der Verhandlungen abzubrin­
gen.“ (3)

Die von der Reaktion seit Anbeginn erhobene Forderung nach 
„Abschluß eines Friedensvertrags mit den Siegermächten des 2. 
Weltkriegs“ ist daher nichts anderes als ideologische Kriegsvor­
bereitung bzw. Propagierung eines Kriegsziels — und zwar ausge­
geben als „Streben nach Verhandlungen“ bzw. als „Verhand­
lungsziel“. Es braucht keinerlei große Phantasie, um sich die 
Skala der „friedlichen Mittel“ vorzustellen, mit denen die 
UdSSR zur Unterzeichnung eines solchen imperialistischen Frie­
densdiktats gebracht werden soll: Sie reichen von allen Varianten 
der ökonomischen Aggression über Schürung innerer Wider­
sprüche bis hin zur brutalen militärischen Erpressung. Im Kampf 
für die Durchsetzung eines demokratischen Friedensdiktats gegen 
den westdeutschen Imperialismus wird es daher nützlich sein, sich 
der von Adenauer zurückgewiesenen Vorschläge bzw. Entwürfe 
der Sowjetunion zu vergewissern. Im folgenden geben wir ab­
sichtlich möglichst umfassend den Entwurf von 1959 wider, in 
den die beiden vorangegangenen Vorschläge von 1952 bzw. 1954 
aufgegangen sind:

In der Präambel werden als die beiden Vertragsseiten definiert einer­
seits die Alliierten und Assoziierten Mächte; dies sind die UdSSR, Groß­
britannien, die USA, Frankreich, Australien, die VR Albanien, Belgien, 
die Weißrussische SSR, die VR Bulgarien, Brasilien, VR Ungarn, Grie­
chenland, Dänemark, Indien, Italien, Kanada, VR China, Luxemburg, 
Holland, Neuseeland, Norwegen, Pakistan, VR Polen, VR Rumänien, / 
Ukrainische SSR, Finnland, CSSR, Föderative VR Jugoslawien und die 
Südafrikanische Union - also all die „Staaten, die mit ihren bewaffne­
ten Streitkräften am Krieg gegen Deutschland teilgenommen haben“. Als 
andere Vertragsseite gilt Deutschland, „gegenwärtig vertreten durch die 
DDR und die BRD“.

Teil I — Politische und Territoriale Bestimmunge. 1. Frieden und 
friedliche Beziehungen.

Art. 1 erklärt die Beendigung des Kriegszustandes. Art. 2 bestimmt, 
daß „alle im Vertrag vorgeschlagenen Rechte und Pflichten Deutsch­
lands“ sich beziehen „sowohl auf die DDR als auch auf die BRD“. In 
Art. 3 erkennen die Alliierten und Assoziierten Mächte die volle territo­
riale Souveränität Deutschlands an.

Art. 4-1. Die alliierten und assoziierten Mächte erklären, daß sie ihre 
Beziehungen zu Deutschland auf die Achtung der Souveränität und terri­
torialen Integrität Deutschlands, die Nichteinmischung in seine inneren 
Angelegenheiten, den Verzicht auf jede Angriffshandlung, die Gleichheit 
und den gegenseitigen Vorteil sowie auf die Bestimmungen dieses Vertra­
ges gründen. Deutschland läßt sich in seinen Beziehungen zu allen Län­
dern von den gleichen Grundsätzen leiten. — 2. Deutschland übernimmt 
die Verpflichtung, seine internationalen Streitigkeiten nur mit friedlichen 
Mitteln beizulegen, damit der internationale Friede und die Sicherheit 
nicht bedroht werden. Deutschland verpflichtet sich ferner, sich in den 
internationalen Beziehungen der Drohung mit Gewalt oder der Gewalt­
anwendung gegen die territoriale Unverletzlichkeit oder politische Unab­
hängigkeit irgendeines Staates zu enthalten und keinem Staat oder keiner 
Gruppe von Staaten, die den internationalen Frieden und die Sicherheit 
verletzt haben, Hilfe oder Unterstützung zu gewähren.

Art. 5-1. Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Militärbündnisse 
einzugehen, die gegen irgendeinen Staat, der Teilnehmer dieses Vertrags 
ist, gerichtet sind, sowie nicht an Militärbündnissen teilzunehmen, an de­
nen nicht alle vier alliierten Hauptmächte der Koalition gegen Hitler - 
die UdSSR, die USA, Großbritannien und Frankreich - Teilnehmer 
sind. — 2. Die alliierten und assoziierten Mächte werden die Verpflich­
tung Deutschlands zur Nichtteilnahme an den in Abs. 1 erwähnten Mili­
tärbündnissen achten und sich hinsichtlich Deutschlands aller Handlun­
gen enthalten, die eine direkte oder indirekte Verletzung dieser Verpflich­
tung durch Deutschland nach sich ziehen können. - . .. 4. Mit Inkraft­
treten dieses Vertrags wird Deutschland - die DDR und die BRD - als 
von den Verpflichtungen frei betrachtet, die mit der Mitgliedschaft in den 
Organisationen des Warschauer Vertrags beziehungsweise des Nordat­
lantikbündnisses und der Westeuropäischen Union verbunden sind.

Art. 6 Deutschland erkennt die volle Gültigkeit der Friedensverträge 
mit Bulgarien, Ungarn, Italien, Rumänien und Finnland (s. Pol. Ber. Nr. 
19, 20, 21, Jg. 1981 - Red.) an ... 2. Grenzen - . . . Art. 9 ... In Über­
einstimmung mit dem Potsdamer Abkommen von 1945.

a) verzichtet Deutschland auf alle Rechte, Rechtstitel und Ansprüche 
bezüglich der ehemaligen deutschen Gebiete östlich der Oder-Neiße, „die 
der von Deutschland anerkannten Souveränität der VR Polen unterstellt 
worden sind.

b) verzichtet Deutschland auf alle Rechte, Rechtstitel und Ansprüche 
bezüglich der ehemaligen Stadt Königsberg und des umliegenden Ge­
biets, die der von Deutschland anerkannten Souveränität der UdSSR un­
terstellt worden sind.

Art. 10 Deutschland erkennt die Ungültigkeit des Münchener Abkom­
mens (1938 - Red.) einschließlich allensich aus ihm ergebenden Folgen 
an und erklärt, daß es das Gebiet des ehemaligen sogenannten Sudeten­
gaus stets als unantastbaren Bestandteil des Staatsgebiets der CSSR aner­
kennen wird.
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Art, 11 Deutschland erkennt an, daß das Gebiet Elsaß-Lothringens Be­
standteil der Französischen Republik ist ...

3. Deutschland und Östereich - Art. 13 - 1. Deutschland erkennt 
die volle Gültigkeit des Staatsvertrags über die Wiederherstellung des un­
abhängigen und demokratischen Österreichs vom 15. Mai 1955 (s. Pol. 
Ber. 12/81) und das darin enthaltene Verbot des Anschlusses an • • •

4. Grundrechte und Grundfreiheiten des Menschen — Art. 14 — 1. 
Deutschland verpflichtet sich, alle Maßnahmen zu treffen, die notwendig 
sind, um zu gewährleisten, daß alle unter deutscher Gerichtsbarkeit ste­
henden Personen ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Spra­
che, der Religion, der Nationalität, der Herkunft oder der politischen 
Überzeugung die Menschenrechte und Grundfreiheiten genießen, ein­
schließlich der persönlichen Freiheit, der Freiheit des Wortes, der Presse 
und der Veröffentlichungen, der Religionsausübung, der politischen 
Meinung, der Vereins- und Versammlungsfreiheit ...

5. Politische Parteien und andere Organisationen — Art. 16 Deutsch­
land wird die freie Betätigung der politischen Parteien und sonstiger Or­
ganisationen, mit Ausnahme der in den Art. 13, 17 und 18 genannten 
Parteien und Organisationen, gewährleisten unter Einräumung des 
Rechts, über ihre inneren Angelegenheiten frei zu entscheiden, Kongresse 
und Versammlungen durchzuführen sowie von der Freiheit der Presse 
und der Veröffentlichungen Gebrauch zu machen.

Art. 17 Deutschland verpflichtet sich, im Hoheitsgebiet Deutschlands 
das Wiederaufleben, das Bestehen und die Betätigung der Nationalsozia­
listischen Partei und ihrer Gliederungen oder der ihrer Kontrolle unter­
stellt gewesenen Organisationen, einschließlich der politischen, militäri­
schen und halbmilitärischen Organisationen, wie auch die Entstehung 
und Betätigung anderer ähnlicher Parteien und Organisationen, die eine 
Revision der Grenzen Deutschlands fordern oder territoriale Ansprüche 
an andere Staaten anmelden, unter Androhung strafrechtlicher Verfol- 

. »ung nicht zuzulassen.
Art. 18 Deutschland verpflichtet sich, alle irgendwie gearteten Organi­

sationen - darunter solche von Emigranten - , die sich gegen irgendeine 
der alliierten und assoziierten Mächte feindselig betätigen, aufzulösen 
und in seinem Hoheitsgebiet ihr Bestehen und ihre Betätigung unter An­
drohung strafrechtlicher Verfolgung nicht zuzulassen. Deutschland wird 
Personen, die den obengenannten Organisationen angehören, kein politi­
sches Asyl gewähren.

6. Sonstige Bestimmungen - Art. 19 Deutschland erkennt das Urteil 
des Internationalen Nürnberger Militärtribunals und die Urteile anderer 
Gerichte hinsichtlich der im Statut dieses Tribunals vorgesehenen Verbre­
chen, die innerhalb oder außerhalb Deutschlands begangen wurden, an.

Art. 20 Deutschland verpflichtet sich, keine wie auch immer geartete 
Propaganda zuzulassen, die das Ziel verfolgt oder geeignet ist, eine Be­
drohung des Friedens zu schaffen oder eine vorhandene Bedrohung zu 
verschärfen, den Frieden zu verletzen oder zu einem Akt der Aggression 
zu führen, und zwar einschließlich der Kriegspropaganda wie auch jeder 
Art revanchistischen Auftretens mit der Forderung nach Revision der 
Grenzen Deutschlands oder der Anmeldung territorialer Ansprüche an 
andere Länder.“

fTe/7 II:) Art. 25 legt fest, daß ,,West-Berlin den Status einer entmili­
tarisierten Freien Stadt auf der Grundlage eines eigenen Statuts“ erhält.

Teil III - Militärische Bestimmungen. Art. 26 Deutschland wird über 
die für die Gewährleistung der Landesverteidigung erforderlichen eige­
nen nationalen Streitkräfte verfügen (Land-, Luft-, Seestreitkräfte).“ 
Art. 27 sieht das Verbot der Indienstnahme von Kriegsverbrechern etc. 
'owie von Personen, „die während und nach dem Kriege nach Deutsch- 
.and verschlagen wurden“, vor. Art. 28 verbietet „Besitz, Herstellung, 
Erwerb und Erprobung von a) Kernwaffen und anderen Massenvernich­
tungsmitteln aller Art einschließlich der biologischen und der chemi­
schen; b) Raketen und Fernlenkgeschossen aller Art“ sowie der dazuge­
hörigen Lenk- und Abschußanlagen; c) Bombenflugzeugen und d) U- 
Booten.

/IrZ. 29 verbietet die Herstellung über den o.a. Bedarf hinaus bzw. die 
Ausfuhr von Kriegsmaterial. Außerdem legt er fest: „Alle ausländischen 
Truppen, die sich in Deutschland befinden, müssen spätestens ein Jahr 
nach Inkrafttreten dieses Vertrags aus Deutschland abgezogen sein ... 
Gleichzeitig mit dem Abzug der ausländischen Truppen aus Deutschland 
sind alle ausländischen Militärstützpunkte auf dem Hoheitsgebiet 
Deutschlands aufzulösen. In Zukunft wird Deutschland die Stationie­
rung ausländischer Streitkräfte jeder Art und die Errichtung ausländi­
scher Militärstützpunkte auf seinem Hoheitsgebiet nicht zulassen.“ (4)

Teil IV — Wirtschaftsbestimmungen und Teil V - Reparationen und 
Restitutionen regeln verschiedene Fragen wechselseitiger Ansprüche. Teil 
VI — Schlußbestimmungen. Art. 43 Mit Inkrafttreten dieses Friedensver­
trags wird Deutschland von allen Verpflichtungen aus internationalen 
Verträgen und Abkommen entbunden, die von der Regierung der DDR 
und der Regierung der BRD vor Inkrafttreten dieses Vertrags abgeschlos­
sen worden sind und im Widerspruch zu den Bestimmungen dieses Frie­
densvertrages stehen.“ (4)
(1) Ausschuß-Berichterstatter Dr. v. Merkatz / Stenogr. Berichte d. Verhandlungen 
d. Deutschen Bundestags (3.12.1952), S. 1191
(2) Bundesgesetzblatt (BGBl) 1955 II, S. 3O5f.
(3) Dr. Adenauer, Stenogr. Berichte d. Deutschen Bundestags (9.7.1952), S. 9799 
(Hervorhebungen im Original)
(4) zit. insgesamt aus: „Dokumente zur Pariser Gipfelkonferenz, Bd. II. Die Genfer 
Außenministerkonferenz 1959 und die Diskussion über die Rechtslage Deutschlands 
und Berlins. - Hamburg 1960, S. 247ff.

„Reagonomics“
Absichtsvolle Unverschämthei­
ten über „Reichtum und Armut“
Daß in den USA fast 30 Millionen unter der offiziellen Armuts­
grenze dahinsiechen müssen, ist bekannt. Daß die Arbeitslosig­
keit in den imperialistischen Ländern neue Rekorde erreicht und 
mit ihr alle Formen des Elends, können die Bourgeois ebensowe­
nig leugnen. Wie solche gegensätzlichen Erscheinungen — bruta­
ler Pauperismus auf der einen Seite, unverschämter Reichtum auf 
der anderen, schwere Krise und Stagnation der kapitalistischen 
Wirtschaft — zu einem Programm der weiteren Förderung des 
Reichtums der Kapitalisten und der weiteren Verelendung der Ar­
beiterklasse zusammenfassen? Das ist die Aufgabe, die sich der 
US-Wirtschaftsinstitutsdirektor und Reagan-Chefideologe G. 
Gilder in seinem Buch „Reichtum und Armut“, seit Jahresan­
fang „Bestseller“ in den USA und jetzt in der BRD erschienen, 
gestellt hat. Wie versucht Gilder, seine Aufgabe zu lösen?

Zunächst, indem er kübel weise Dreck über die Armen aus­
schüttet. „Die Armen von heute ... weigern sich, hart zu arbei­
ten.“ Dabei sei Plackerei für die Kapitalisten ihre einzige Chance: 
„Der einzig zuverlässige Ausweg führt immer über Arbeit, Fami­
lie und Glauben.“ Arbeit, um sich zu bewähren, Familie, um die 
Arbeitsleistung zu steigern, Glauben, um trotz aller Widrigkeiten 
durchzuhalten. Genau das werde den Armen vergällt, von Leu­
ten, die ihnen einbleuten, sie hätten keine Aussicht auf Besserung 
ihrer Lage und brauchten Wohlfahrtsunterstützung. Dabei seien 
Arbeitslosengeld, Sozialhilfe usw. auch noch die Quelle von Ehe­
zerrüttungen. „Es war doch sonnenklar. Die Ehen zerbrachen 
nicht am Geldmangel, sondern weil die Höhe der Unterstützung 
Stellung und Ansehen des Vaters in der Familie erschütterten ... 
Der Mann bekommt immer mehr das Gefühl, daß die Rolle des 
Familienvorstandes ihm auf dem langen Weg ... ins moderne 
Massendasein abhanden gekommen ist, ja, daß der Wohlfahrts­
staat ihm Hörner aufgesetzt hat. Seine Reaktion ... ist jene Mi­
schung aus Resignation und Wut, Aussteigermentalität und Ge­
walttätigkeit, Kurzsichtigkeit und sexueller Ausschweifung, die 
so charakteristisch ist für den Lebensstil der Armen.“

Die Schuldigen für diese sündhafte Verlotterung sind also nicht 
die Kapitalisten und ihre Wirtschaft, sondern „Sozialwissen­
schaftler .. . und führende Regierungsbeamte“, zumeist Ange­
hörige der „absteigenden Oberschicht*. Diese verderben den Ar­
men den Sinn für die Annehmlichkeiten der „produktiven Ar­
beit“. „Die Vertreter dieser neuen Klasse, wohlbestallt und prak­
tisch unkündbar, finden immer wieder Gläubige für ihre Fiktion, 
nach der sie mehr für das Volk tun als die Fahrer von neunachsi­
gen Sattelschleppern.“ Besessen von ihrem Haß auf „junge 
Wissenschaftler und Einzelunternehmer“, die mit ihren tausen­
den jährlichen Unternehmensneugründungen der Beweis für die 
ungebrochene Energie des Kapitalismus seien, würden diese 
„Linksliberalen“ sodann allen Kapitalisten durch Arbeitsschutz­
vorschriften, Sozialgesetze, Mindestlöhne usw. noch die Beschäf­
tigung dieser Armen zusätzlich verleiden. Viel zu hohe Steuern 
für „produktive Arbeiter“, vor allem aber auf „erworbenes Ein­
kommen“ der Kapitalisten - zwecks Finanzierung dieser verbe­
amteten Wohltäter und ihrer Sozialprogramme — würden 
schlußendlich allen Kapitalisten das „risikoreiche* * Investieren 
verleiden; notgedrungen legten so die Reichen ihr Geld in Jach­
ten, Villen, Diamanten und dergleichen widersinniger Schatzbil­
dung an, Produktion und Wachstum stagnierten und hernach lei­
den am meisten die „produktiven Arbeiter und Unternehmer“, 
die das alles bezahlen müssen.

So glaubt Gilder, die Falle schließen zu können: Die Kritik an 
der hohen Steuer- und Abgabenlast soll die beschäftigten Arbei­
ter gegen die unbeschäftigten aufbringen, besonders gegen die 
verelendetsten Teile. Es reicht schon, wenn es den Bourgeois ge­
lingt, die beschäftigten Arbeiter zur Duldung ihrer wilden Angrif­
fe auf die unbeschäftigten zu veranlassen: Dann können sie erst 
über die einen herfallen, unter dem Vorwand der Beschaffung 
„richtiger Arbeit“ für die Armen Sozialversicherung, Schutz­
rechte beseitigen und dann über die beschäftigten Arbeiter herfal­
len. Sowieso sind die Kapitalisten die „produktivsten“ und „här­
testen“ Arbeiter: „Eine ausgesprochen harte Arbeit ist es, andere 
zu sinnvoller Arbeit anzutreiben.**
George Gilder, Reichtum und Armut, Verlag Severin und Siedler, 1981, 38.- DM.
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Lohnsenkung setzte im öffent­
lichen Dienst bereits 1980 ein
Für den öffentlichen Dienst, das ergibt wenigstens die Berech­
nung der für unterschiedliche Lohn- und Gehaltsfälle nebenste­
hend ausgeführten Beispiele, deutet sich die Tendenz zur Sen­
kung des kaufkräftigen Jahreslohnes bereits von 1979 auf 1980 
an. Die Zahlenbeispiele sagen weiter, daß für das Jahr 1982 eine 
rasante Beschleunigung des Tempos der Lohnsenkung zu erwar­
ten ist, wenn die Gewerkschaften in den öffentlichen Diensten 
nicht die Kraft zu einer großen und wahrscheinlich bis auf Biegen 
und Brechen zu führenden Auseinandersetzung finden. Eine sol­
che Auseinandersetzung steuert die Regierung direkt an.

Auch wenn es immer falsch ist, vom Konkreten abzulenken, es 
hat keinen Zweck zu verschweigen, daß die Gewerkschaften in 
den öffentlichen Diensten zur Hinnahme einer erheblich wirksa­
men Lohnsenkung dann genötigt sein werden, wenn die indu­
striellen Gewerkschaften und hier die IG Metall nicht zur Vertei­
digung des Lohnstandards übergehen, wie er 1980 bestanden hat.

Der gewerkschaftliche Kampf ist nämlich auf die Solidarität 
der Lohnabhängigen angewiesen, und diese Solidarität wird 
durch die öffentliche Meinungsbildung selbstverständlich entwe­
der gestärkt oder geschwächt. Auf diese hat eine gewisse Auswir­
kung, daß die IG Metall ihren letzten Abschluß nicht als notwen­
dige Hinnahme einer Lohnminderung charakterisiert hat, son­
dern erst hernach festgestellt, dieser Abschluß hätte dazu leider 
beigetragen, man sei wegen der Inflation hereingefallen.

Inzwischen muß man entweder eine Notwendigkeit zur Rück­
nahme des Lohnstandards zugeben oder aber den Verlust wettzu­
machen versuchen. Alles andere würde der Logik entbehren, und 
widersprüchliche Äußerungen ermöglichen nicht die Ausbildung 
der Gewerkschaftseinheit.

Die Frage, ob und unter welchen Umständen eine Gewerk­
schaft in der BRD Lohnsenkungen hinzunehmen hat, war bislang 
immer noch irgendwie durch Umrechnungen, Inflationssen­
kungshoffnungen usw. zu umschiffen. Das ist inzwischen nicht 
mehr der Fall. Für die Industrie nicht und für den öffentlichen 
Dienst auch nicht. Mithin muß in der ganzen Arbeiterbewegung 
geklärt werden, welcher Maßstab für den Arbeitslohn zu gelten 
hat. Läßt sich die IG Metall darauf ein, den Lohn für die Arbei­
ter, die Beschäftigung haben, unter Rücksicht auf die Konjunk­
tur bei Arbeitslosigkeit sinken zu lassen, dann bleibt für den Be­
reich des öffentlichen Dienstes überhaupt kein Argument mehr 
übrig. Die Kassenlage der öffentlichen Haushalte ist durch Be­
schlüsse der entsprechenden öffentlichen Organe zu gestalten. 
Betrachtet man gegenwärtig die Ausgaben unter Weglassen der 
Rüstungskosten, kann von Knappheit nicht die Rede sein. So wä­
re doch zu hoffen, daß der DGB seinen Standpunkt in der Lohn­
frage eindeutig in der öffentlichen Meinung klar macht; dafür 
braucht ein Sozi kein Revolutionär zu werden. Ausreichen wür­
de, wenn die Vertreter der Verkäufer von Arbeitskraft täten, was 
in der bürgerlichen Gesellschaft ein jeder tut: den Verkaufspreis 
seines Gutes begründen aus den Gestehungskosten dieses Gutes, 
d.h. in diesem Falle der Ware Arbeitskraft. Ohne Kampf um die 
öffentliche Meinung, so wird sich herausstellen, läßt sich der er­
forderliche Kampf gegen Kapitalisten und öffentlichen Dienst­
herrn nicht durchstehen.
Zu den nebenstehenden Rechnungen: Zum Vergleich der Kaufkraftentwicklung der 
Löhne und Gehälter im öff. Dienst wurden jeweils stark belegte Vergütungsgruppen 
ausgewählt. Die Zugrundelegung von BAT III statt A 12 für einen Grundschullehrer 
dient der besseren Vergleichbarkeit. - 1978 sind die drei Fälle mit Dienstaltersstufe 
4 angesetzt, 1979 Wechsel nach Stufe 5, 1981 nach 6. Die Veränderung ist für Juni 
1979 bzw. Juni 1981 angenommen, d.h. in dem Monat, in dem die ab 1.3. gültigen 
Tarife zum ersten Mal ausgezahlt werden. - Die Auszahlung des Urlaubsgeldes 
(1978: 150 DM, ab 1979: 300 DM) erfolgt jeweils im Juli. - Das im November fälli­
ge 13. Monatsgehalt enthält die Stellenzulage sowie 50 DM für jedes Kind. Bei dem 
Monatsnetto im November ist der Weihnachtsfreibetrag (bis 1980: 400 DM, danach 
600 DM) berücksic-htigt, ebenso der Sozialversicherungsfreibetrag von 100 DM. - 
Die Tariferhöhung 81 enthält einen Abschlag von 120 DM für März und April, der 
im Juni ausgezahlt wird. - Zu den Alternativen 1982: Für beide Berechnungen sind 
6% Lohn- und Gehaltserhöhung angesetzt, die jetzt vom Bundestag in 1. Lesung be­
schlossene Erhöhung des Sozialversicherungsabzugs um 0,25% (netto) ab 1982 geht 
in die Rechnung ein. Die Alternative 1982 b beruht darüber hinaus auf folgenden 
Annahmen: 1) Kürzung von Grundvergütung (Anfangsstufe) und Ortszuschlag 
(Stufe 1) um 1 %; 2) Verschiebung der Lohn- und Besoldungserhöhung um drei Mo­
nate auf 1.6., effektive Auszahlung erst ab September 82; 3) Lohnerhöhung berech­
net auf gekürzte Grundvergütung und Ortszuschlag. - Die Arbeitnehmersparzula­
ge von 13 DM ist in den BruttolöhnenZ-gehältern nicht enthalten. - Preisindex um­
basiert auf 1/80 nach den Indexzahlen in den Monatsberichten der Deutschen Bun­
desbank.

LEHRER BAT III; ZWEI KINDER

Jahr Monat : Brutto Netto Kaufkr.1/80

78 Jan. 2910 1816 1961
Feb. 2910 1816 1951
März 2910 1816 1946
Apr. 2910 1816 1940
Mai 2910 1816 1936
Juni 3416 2051 2182
Juli 3187 1947 2076
Aug. 3037 1877 2001
Sept. 3037 1877 2003
Okt. 3037 1877 2001
Nov. 6174 3640 3872
Dez. 3037 1877 1988

:Summe der Kaufkraft: 25857

79 Jan. 3037 1926 2021
Feb. 3037 1926 2013
März 3037 1926 2004
Apr. 3037 1926 1992
Mai 3037 1926 1988
Juni 3507 2148 2205
Juli 3551 2167 2209
Aug. 3251 2029 2066
Sept. 3251 2029 2062
Okt. 3251 2029 2056
Nov. 6602 3881 3920
Dez. 3251 2029 2039

:Summe der Kaufkraft: 26575

80 Jan. 3251 2016 2016
Feb. 3251 2016 1994
März 3251 2016 1982
Apr. 3251 2016 1971
Mai 3251 2016 1963
Juni 4045 2372 2296
Juli 3749 2243 2169
Aug. 3449 2108 2037
Sept. 3449 2108 2037
Okt. 3449 2108 2033
Nov. 6999 4140 3969
Dez. 3449 2108 2010

: Summe der Kaufkraft: 26477

81 Jan. 3449 2142 2.025
Feb. 3449 2142 2009
März 3449 2142 1996
Apr. 3449 2142 1983
Mai 3449 2142 1976
Juni 3977 2389 2192
Juli 4001 2400 2194
Aug. 3701 2262 2060
Sept. 3701 2262 2051
Okt. 3701 2262 2040
Nov. 7501 4409 3951
Oez. 3701 2262 2014

:Summe der Kaufkraft: 2649 1

82a Jan. 370 1 2251 1990
Feb. 3701 2251 1976
März 3701 2251 1966
Apr. 3701 2251 1954
Mai 3701 2251 1947
Juni 4565 2630 2267
Juli 4217 2484 2134
Aug. 3917 2350 2014
Sept. 3917 2350 2005
Okt. 3917 2350 1995
Nov. 7933 4568 3865
Dez. 3917 2350 1975

: Summe der Kaufkraft: 26088
82b Jan. 3673 2239 1980

Feb. 3673 2239 1966
März 3673 2239 1955
Apr. 3673 2239 1944
Mai 3673 2239 1937
Juni 3673 2239 1930
Juli 3973 2376 204 1
Aug. 3673 2239 1919
Sept. 4531 2616 2232
Okt. 3887 2616 1984
Nov. 7875 4541 3842
Dez. 3887 2337 1964

:Summe der Kaufkraft: 25694

38



1981: 3.748 MILLIONEN
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STEHT FÜR LOHNDRIFT VON 1980 AUF 1981 IN PROZENTEN 
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MÄNNLICHE BESCHÄFTIGTE PRO LOHNKLASSE IN 1000
LOHNDRIFT VON 1980 AUF 1981 IN PROZENTEN
BESCHÄFTIGTE IN DER INVESTITIONSGÜTERINDUSTRIE JULI 1981: 2.944 MILLIONEN
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STEHT FÜR LOHNDRIFT VON 1980 AUF 1981 IN PROZENTEN
WEIBLICHE BESCHÄFTIGTE IN DER INVESTITIONSGÜTERINDUSTRIE IM JULI 1981: 0.805 MILLIONEN
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Im nächsten Heft

USA
Wachsender Widerstand gegen die Reagan-Regierung

Bundeswehr
Die wehrpflichtige Jugend wird 
einer Zuchthausordnung unterworfen

Am 3. Januar werden wieder­
um 50000 Wehrpflichtige zur 
Bundeswehr gezogen, um „der 
Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen und das Recht 
und die Freiheit des deutschen 
Volkes tapfer zu verteidigen“, 
d.h. das „Recht und die Frei­
heit“ der herrschenden Klasse 
gegen das westdeutsche Volk 
und gegen fremde Völker. Die­
sen ungerechten Zweck kann 
die westdeutsche Bourgeoisie

Studenten
Aktionstage gegen Haushaltspolitik der Reaktion

Jugoslawien
Auseinandersetzungen um den künftigen Wirtschaftskurs
Der III. Selbstverwaltungskon­
greß im Juni in Belgrad hat 
u.a. folgende Ziele aufgestellt: 
Verbesserung der Qualität der 
Produktion, Durchsetzung des 
Prinzips der Bezahlung nach 
Leistung, Verfügung der Ar­
beiter über das gesellschaftli­
che Eigentum, Kampf gegen 
„bürokratische Erscheinungen 
und Gruppeneigentum“. Kann 
damit die schwierige Wirt­
schaftslage verbessert werden? 
Welche Klasseninteressen sind 
wirksam?

gegen die wehrpflichtige Ju­
gend nur durchsetzen, indem 
sie diese auf niedrigsten Sold 
setzt und damit unter ihre Vor­
mundschaft über Schlafen, Es­
sen, Ausgang stellt; indem sie 
die Soldaten aller gewerk­
schaftlichen, politischen und 
selbst individuellen Rechte be­
raubt und sie in Geschöpfe 
verwandelt, für die jede Äuße­
rung von eigenem Willen straf­
bar ist.

Vom 7. bis 12.12. finden an al­
len Hochschulen Aktionstage 
statt. Bundesweit sind an vie­
len Hochschulen Streikmaß­
nahmen beschlossen. Die Ak­
tionen richten sich gegen die 
Haushaltspolitk der Reaktion, 
gegen die Absichten, Zahlun­
gen nach dem Bundesausbil­
dungsförderungsgesetz (Ba­
FöG) ganz einzustellen, den 
Rüstungshaushalt auf Kosten 

Der Gewerkschaftsbund AFL- 
CIO hat auf seinem Kongreß 
Mitte November seinen Wider­
stand gegen die Reagan-Regie­
rung untermauert. Auch unter 
den Farmern, deren Einkom­
men 1981 vermutlich halb so 
groß sein wird wie 1979, unter 
Schwarzen, Mexikanern, In­
dianern und Inuit entwickelt 
sich der Widerstand gegen die 
Regierung.

des Sozialhaushaltes zu finan­
zieren, gegen die Rechtlosig­
keit der Studenten und gegen 
unerträgliche Studienbedin­
gungen. Werden die Studenten 
in den Aktionen eine weitere 
Klärung ihrer Politik gegen die 
Reaktion erreichen können? 
Können die Vertretungskör­
perschaften der Studenten ihre 
Aktionen mit denen der Ge­
werkschaften koordinieren?

Politische Wrichte
Zeitschrift des Bundes West­
deutscher Kommunisten — er­
scheint vierzehntäglich, Preis 
2,- DM ,
NschricMeohefte 
erscheinen vierzehntäglich mit 
acht verschiedenen Heften, 
Preis pro Heft 0,70 DM 
01 Stähl- und Metallindustrie 
02 Druckindustrie 
03 Chemie und übrige Indu­

strien
04 Handel, Banken, Versiche­

rungen
05 öffentliche Dienste, Trans­

port und Verkehr
06 Schul- und wehrpflichtige 

Jugend
07 Studierende Jugend
08 Kommunalverbände 

Landwirtschaft und kleine 
Selbständige y
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